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Vorwort

Liebe MITstreiterinnen und MITstreiter,

die Ära Merkel neigt sich dem Ende. Im 
September wird gewählt und egal wie die 
Wahl ausgehen sollte, die neue Bundes-
kanzlerin wird (vermutlich) nicht mehr 
Angela Merkel heißen. Geblieben sind die 
nach wie vor größten Themenstellungen 
der letzten 15 Jahre - und zwar allesamt 
ungelöst. Die Schulden und Finanzkrise 
der europäischen Staaten - ungelöst. 
Eine einheitliche Flüchtlingspolitik für 
Europa - nicht vorhanden. Die Lösung der 
Fluchtursachen ist, wie sollte es anders 
sein, ungelöst. Greta wird hofiert, doch 
von einer nachhaltigen Lösung für einen 
nachhaltigen Umgang mit den natür-
lichen Ressourcen ist man gedanklich 
so weit entfernt wie die Erde von ihrem 
nächsten erdähnlichen Planeten.
Die genannten Probleme haben auf den 
ersten Blick noch nicht einmal viel mit-
einander gemein, und doch zieht sich 
durch die Ära Merkel eine Herangehens-
weise an diese Problemstellungen wie 
ein roter Faden durch alle vergangenen 
Legislaturperioden. Der staatliche Ein-
griff wurde massiv ausgeweitet, und das 
Handeln wurde mehr von vermeintlich 
gut gemeinter Moral denn von Recht und 
vor allem Weitsicht geleitet.
Egal ob Wohnungsmarkt, Finanzmarkt, 
der Verkehrssektor, der Energiemarkt 
und viele Bereiche mehr, überall wurden 
der „überlegenen“ moralischen Mons-
tranz Freiheitsrechte geopfert und der 

Rechtsstaat bis zum Zerbersten miss-
braucht, um „den richtigen Weg“ gleich in 
Paragrafen zu gießen. Viele gerichtliche 
Instanzen, vor allem auch das Bundes-
verfassungsgericht, haben dem Treiben 
dabei viel Freiraum gelassen, aus meiner 
Sicht zu viel Freiraum, vor allem bei staat-
lichen Eingriffen in fundamentale Bürger-
rechte. Und damit meine ich nicht die 
Beschränkungen im Zusammenhang mit 
Corona. Diese sollen hier, um eine klarere 
Analyse der Vergangenheit durchführen 
zu können und damit einen noch klareren 
Blick auf die Zukunft zu erhalten, explizit 
außen vor bleiben.
Fakt ist, wir stehen mit der nächsten 
Wahl im September vor einem Scheide-
weg. Vor noch mehr staatlichen Ein-
griffen, noch mehr Bevormundung, noch 
mehr Beschneidungen bürgerlicher Frei-
heiten und noch mehr Umverteilung. 
Die elitären roten Linken, die moralisch 
überlegenen linken Grünen und der Rest 
der sozialdemokratischen Volkspartei 
stehen schon in den Startlöchern, um 
ihrer Vorstellung von ihrem fürsorglichen 
allumfassenden Wohlfahrtsstaat zur Um-
setzung zu verhelfen.
Doch vor diesem Scheideweg standen 
wir vor vier Jahren schon einmal, auch da-
mals war bis zur Wahl die Bedrohung von 
Grün-Rot-Rot real. Daher brauchen wir 
uns auch dieses Mal vorher noch keine 
Gedanken machen über irgendwelche 

möglichen Koalitionen. In erster Linie 
ist es unsere Pflicht als langfristig den-
kende Wähler, der Marktwirtschaft und 
der Freiheit des mündigen Bürgers im 
Parteienspektrum zu einer möglichst so-
liden Stimmenbasis zu verhelfen und da-
nach, sollte dies gelingen, zu hoffen, dass 
nicht wieder alles dem Postengeschacher 
geopfert wird. 

Es grüßt Sie

Daniel Hackenjos
Stellvertretender Landesvorsitzender

Daniel Hackenjos

Vorwort
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Thomas Bareiß MdB,  
Parlamentarischer Staatssekretär beim Bundesminister für 
Wirtschaft und Energie
Mitglied im CDU-Bundesvorstand, Vorsitzender der CDU-
Württemberg-Hohenzollern, Mitglied im Präsidium der 
CDU-Baden-Württemberg
WK 295: Zollernalb - Sigmaringen	
www.thomas-bareiss.de 

Marc Biadacz MdB
Mitglied im Ausschuss für Arbeit und Soziales sowie Petitions-
ausschuss, stv. Mitglied im Ausschuss Digitale Agenda, Mitglied 
in der Enquete-Kommission Künstliche Intelligenz sowie im 
Parlamentskreis Mittelstand der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 
WK 260: Böblingen
www.marc-biadacz.de

Steffen Bilger MdB,  
Parlamentarischer Staatssekretär beim Bundesminister für 
Verkehr und digitale Infrastruktur
Seit 2009 Abgeordneter des Deutschen Bundestag, seit 2011 
Bezirksvorsitzender der CDU Nordwürttemberg
WK 265: Ludwigsburg
www.steffen-bilger.de

Yannick Bury
Kreisvorsitzender CDU Emmendingen, Vorsitzender der Inter-
nationalen Kommission der JU Deutschlands
WK 283: Emmendingen - Lahr
www.yannick-bury.de

Michael Donth MdB
Mitglied im Ausschuss für Verkehr und digitale Infrastruktur 
als Berichterstatter für die Bahnthemen, ÖPNV, Fernbusse und 
Taxis tätig, Mitglied im Ausschuss für Tourismus und stellver-
tretendes Mitglied im Haushaltsausschuss, Schriftführer des 
Deutschen Bundestages
WK 289: Reutlingen
www.michael-donth.de

Hermann Färber MdB
Mitglied im Ausschuss für Ernährung und Landwirtschaft, im 
Ausschuss für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 
sowie im Petitionsausschuss, im Parlamentskreis Mittelstand 
sowie in der AG Kommunalpolitik der CDU/CSU-Bundestags-
fraktion, Stv. Mitglied im Parlamentarischen Beirat für nach-
haltige Entwicklung
WK 263: Göppingen
www.hermann-faerber.de

Alexander Föhr
Stadtrat und Kreisvorsitzender der CDU Heidelberg, Vorstands-
mitglied beim Caritasverband Heidelberg e.V.
WK 274: Heidelberg
www.foehr2021.de

Fabian Gramling
Mitglied im Landesvorstand der CDU Baden-Württemberg, 
Mitglied im Landesvorstand der MIT Baden-Württemberg, Vor-
sitzender der Kommission Innovation, Digitalisierung und Start-
ups der CDU Baden-Württemberg
WK 266: Neckar-Zaber
www.fabian-gramling.de 

MIT in den Bundestag 2021 

Wir stellen hier alle unsere MIT-Mitglieder vor, die als baden-württembergische Direktkandidaten für die Bundestagswahl 
am 26. September antreten. Neben ihrem Wahlkreis und der Webseite geben die wichtigsten politischen Ämter und Positio-
nen Aufschluss über die aktuelle Arbeit. Wir wünschen allen Kandidaten viel Erfolg und freuen uns auf eine gute Zusammen-
arbeit für den Mittelstand in Baden-Württemberg.
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Markus Grübel MdB
Beauftragter der Bundesregierung für 
weltweite Religionsfreiheit, Vorsitzender 
des interfraktionellen Gesprächskreises 
Hospiz im Deutschen Bundestag, Parla-
mentarischer Staatssekretär a.D.
WK 261: Esslingen
www.markus-gruebel.de

Olav Gutting MdB
Mitglied im Vorstand der CDU/CSU-Bundes-
tagsfraktion, Mitglied im Finanzausschuss 
des Deutschen Bundestages, Stv. Mitglied 
im Ausschuss für Recht und Verbraucher-
schutz des Deutschen Bundestages
WK 278: Bruchsal – Schwetzingen
www.olav-gutting.de

Andreas Jung MdB
Stv. Vorsitzender der CDU/CSU-Bundes-
tagsfraktion, Vorsitzender der CDU-Landes-
gruppe BW im Bundestag, Co-Vorsitzender 
des Vorstandes der Deutsch-Französischen 
Parlamentarischen Versammlung, ehren-
amtlicher Vorsitzender des Beirats von Epico 
WK 287: Konstanz
www.andreas-jung.info

Dr. Stefan Kaufmann MdB
Innovationsbeauftragter 
„Grüner Wasserstoff“ der 
Bundesregierung, Vor-

sitzender Bundesfachausschuss Bildung 
und Forschung der CDU Deutschlands, 
Kreisvorsitzender der CDU Stuttgart
WK 258: Stuttgart I 
www.stefan-kaufmann.de

Ronja Kemmer MdB
Beauftragte der CDU/
CSU-Bundestagfraktion 
für Künstliche Intelligenz, 

Mitglied in den Bundestagsausschüssen Digi- 
tale Agenda sowie Bildung und Forschung,  
Stv. Kreisvorsitzende der CDU Alb-Donau/
Ulm
WK 291: Ulm
www.ronja-kemmer.de

Gunter Krichbaum MdB
Mitglied des Deutschen Bundestages 
seit 2002, Vorsitzender des Europaaus-
schusses, Vorsitzender der Deutsch-Fran-
zösischen Parlamentariergruppe
WK 279: Pforzheim
www.krichbaum-direkt.de

Klaus Mack
Vorsitzender Regionalverband Nord-
schwarzwald, Vorsitzender Naturpark 
Schwarzwald Mitte/Nord, Vizepräsident 
Heilbäderverband Baden-Württemberg
WK 280: Calw 
www.klausmack.de

Volker Mayer-Lay
Kreisvorsitzender CDU Bodenseekreis, 
Mitglied im Landesfachausschuss Ener-
gie, Klima und Umweltschutz sowie im 
Landesfachausschuss Äußere Sicher-
heit und Entwicklung, Mitglied der 
Klimaunion 
WK 293: Bodensee
www.mayer-lay.de 

Axel Müller MdB
Mitglied im Innenausschuss und im 
Rechtsausschuss, Mitglied im Parlaments- 
kreis Mittelstand (PKM), in der AG 
Kommunalpolitik, im Klimakreis, in der 
Arbeitnehmergruppe und in der Gruppe 
der Vertriebenen, Aussiedler und deut-
schen Minderheiten
WK 294: Ravensburg
www.cduaxelmueller.de

Felix Schreiner MdB
Vorsitzender der deutsch-schweize-
rischen Parlamentariergruppe, Vor-
sitzender des Parlamentskreis Elektro-
mobilität, Mitglied im Ausschuss für 
Verkehr und digitale Infrastruktur, Mit-
glied im Landesvorstand der CDU BW, 
Kreisvorsitzender der CDU Waldshut 
WK 288: Waldshut
www.felix-schreiner.de 

Christian Freiherr von 
Stetten MdB
Mittelstandspolitischer Sprecher der CDU/
CSU-Bundestagsfraktion, Vorsitzender des 
Parlamentskreis Mittelstand (PKM), Bundes-
vorstands- und Präsidiumsmitglied der MIT
WK 268: Schwäbisch Hall - Hohenlohe
www.christian-stetten.de

Diana Stöcker
Bürgermeisterin der Großen Kreisstadt 
Rheinfelden (Soziales, Kultur, Öffentliche 
Ordnung und Bürgerdienste), Kreisrätin LK 
Lörrach und dort sozialpolitische Spreche-
rin der CDU, Vizepräsidentin des Districts-
rates des Trinationalen Eurodistricts Basel
WK 282: Lörrach - Müllheim
www.diana-stoecker.de

Ingo Wellenreuther MdB
Kreisvorsitzender der CDU Karlsruhe-Stadt
WK 271: Karlsruhe-Stadt
www.ingo-wellenreuther.de

Kai Whittaker MdB
Obmann der CDU/CSU-Fraktion im Par-
lamentarischen Beirat für nachhaltige 
Entwicklung, Mitglied im Ausschuss für 
Arbeit und Soziales
WK 273: Rastatt
www.whittaker.de



6

Schwerpunkt

Interview mit Armin Laschet

CDU wählen heißt Zukunft wählen

Verglichen mit anderen europäischen 
Ländern haben wir in Deutschland mit 
die höchsten Steuern und Abgaben, 
werden durch das Lieferkettengesetz 
belastet und die letzte umfassende 
Unternehmensteuerreform ist 14 Jahre 
her. Hinzu kommen die Auswirkungen 
des Fachkräftemangels sowie die ge-
stiegenen Rohstoffpreise. Wo würde eine 
von Ihnen geführte Regierung ansetzen, 
um Wettbewerbsnachteile abzuschaffen 
und den Wirtschaftsstandort Deutsch-
land attraktiver zu gestalten?

Unser Ziel ist es, Unternehmen von 
unnötigen Regeln zu entlasten, damit 
sie ihre Zeit und ihre Kraft in Wachs-
tum und damit in sichere und gute 
Jobs stecken können. Die brauchen 
wir, um nach der Coronakrise durchzu-
starten. Dass der Solidaritätszuschlag 
weg muss, ist ein Verfassungsgebot. 
Und darüber hinaus werden wir ein 
Entfesselungspaket für die Wirtschaft 
schaffen. Dazu zählt eine wettbewerbs-
fähige Unternehmensbesteuerung, bei 
der die Steuerlast für im Unternehmen 
verbleibende Gewinne perspektivisch 
auf 25 % gedeckelt sind. Außerdem 
wollen und müssen wir schneller wer-
den: bei Planungs- und Genehmigungs-
verfahren, beim Bürokratieabbau, bei 
der Modernisierung des Vergaberechts 
und Freiräume schaffen für Gründe-
rinnen und Gründer. Die Lohnzusatz-

Im Gespräch mit Armin Laschet MdL, Parteivorsitzender der CDU Deutschlands und Ministerpräsident 
von Nordrhein-Westfalen
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kosten müssen stabil bleiben, auch 
Steuererhöhungen schließen wir aus 
– anders als andere Parteien. Wir leh-
nen alle Überlegungen zu neuen Sub-
stanzsteuern wie der Vermögensteuer 
oder einer höheren Erbschaftssteuer 
ab. Eine Steuererhöhung wäre Gift für 
Wirtschaft und Innovationsgeist. Wir 
wollen stabile Staatsfinanzen, einen 
Wirtschaftsaufschwung und keine 
neuen Belastungen.
 
Eine Vielzahl von Verwaltungsprozessen 
in deutschen Behörden ist kompliziert, 
noch immer analog und nicht bürger-
freundlich. Unternehmen haben dem 
Staat bereits vorgemacht, wie man eine 
digitale Transformation intern voran-
treibt. Wie wollen Sie dieser über-
bordenden Bürokratie entgegentreten, 
und sehen Sie einen Bedarf für die ein-
heitliche Digitalisierung der Verwaltung?

Völlig richtig: Viele staatliche Struk-
turen müssen auf den Prüfstand. Wir 
wollen einen starken, schlagkräftigen 
Staat – dafür muss er hocheffektiv, 
flexibel und sehr viel digitaler sein. 
Vieles ist in den vergangenen Jahren 
vorangetrieben worden, wir sind aber 
nicht da, wo wir sein wollen. Die Ver-
waltung muss zum Servicezentrum für 
alle werden. Wer eine Dienstleistung 
beantragt, soll alle Formalitäten an 
einer einzigen Stelle erledigen können. 
Das setzt voraus, dass Behörden über 
geeignete Schnittstellen Daten mit-
einander teilen. Auch Gründerinnen 
und Gründer würden davon profitieren: 
Aktuell dauert eine Unternehmens-
gründung bei uns im Schnitt acht Tage. 

Mit uns soll das künftig online klappen 
und maximal 24 Stunden dauern.
 
Die Sozialleistungsquote, also die 
Summe aller Sozialausgaben in Prozent 
des Bruttoinlandsprodukts (BIP), hat nun 
33,6 % erreicht. Das bedeutet, dass mehr 
als jeder dritte Euro, der erwirtschaftet 
wird, in Transferleistungen fließt - rund 
1.200 Milliarden Euro im Jahr. Was wird 
eine von Ihnen geführte Bundesregierung 
konkret unternehmen, um diese Fehlent-
wicklung spürbar zu reduzieren?
 
Als Union leben wir wie keine ande-
re Partei die Prinzipien der Sozialen 
Marktwirtschaft – mit einem leistungs-
fähigen Sozialstaat. Viele Länder be-

neiden uns darum, und er hält unsere 
Gesellschaft zusammen, indem er Be-
lastungen abfedert. Hinter Ihrer Frage 
steckt aber die Sorge nach weiteren 
Belastungen für Unternehmen. Des-
halb nochmal: Gerade nach der Pan-
demie darf es dazu nicht kommen. Im 
Gegenteil wollen wir Freiräume schaf-
fen, damit Unternehmen Arbeitsplätze 
sichern und in nachhaltiges Wachstum 
investieren. Unser Wahlprogramm 
schreibt fest: Wir halten die Lohn-
zusatzkosten auf dem stabilen Niveau 
von maximal 40 %.
  
In diesem Zusammenhang: Wie wol-
len Sie angesichts von Negativzinsen, 
leerer Rentenkassen, rasant steigen-

Der Kanzlerkandidat der Union
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der Lebenshaltungskosten (u. a. auch 
durch staatliche Maßnahmen) und einer 
Grundrente, bei der freiwillige Beitrags-
zahlungen nicht anerkannt werden, wirk-
sam der Altersarmut entgegentreten?

Die Grundrente wurde ja gerade ge-
schaffen, um Menschen mit unter-
brochenen Erwerbsbiografien vor der 
Altersarmut zu schützen. Davon profi-
tieren aktuell vor allem jene Menschen 
in den ostdeutschen Bundesländern, 
die durch die Umbrüche der Wendezeit 
Renteneinbußen erlitten haben. Es ist 
auch eine Anerkennung der individuel-
len Lebensleistung. Und sie folgt dem 
Grundsatz: Wer gearbeitet hat, darf im 
Rentenalter nicht weniger haben als 
der oder die, die nicht gearbeitet hat. 
Menschen müssen auch im Alter ein 
gutes Auskommen haben. Ein wichti-
ger Baustein ist dabei die betriebliche 
Altersvorsorge, die wir stärken, indem 

wir es zum Beispiel bei einem Job-
wechsel erleichtern wollen, Ansprüche 
mitzunehmen. Menschen mit geringem 
Einkommen werden wir auch weiter-
hin im Rahmen des Betriebsrenten-
stärkungsgesetz fördern. Das Sozial-
partnermodell werden wir evaluieren 
und mögliche Hindernisse abbauen. 
Unser Ziel ist klar: „Betriebliche Alters-
vorsorge für alle.“ 
 
Im Mittelstand gilt: Sicherheit ist ein 
Standortfaktor. In Deutschland er-
leben wir derzeit aber in (gefühlt) zu-
nehmendem Maße eine steigende Un-
sicherheit - seien es Messerattacken 
oder randalierende „Partyszenen“ in 
den Innenstädten. Helfer werden an-
gegriffen, und die Polizei wirkt oft hilf-
los. Wie werden Sie dafür sorgen, dass 
man nachts wieder sicher ausgehen kann 
und dass Mittelständler nicht regel-
mäßig die Scherben ihrer Schaufenster 

zusammenkehren müssen? 

Bürgerinnen und Bürger erwarten zu 
Recht einen Staat, der sie und ihre Fami-
lien schützt. Und diese Innere Sicherheit 
zu gewährleisten, ist seit jeher der An-
spruch der CDU. Seit ein paar Jahren wer-
den insgesamt weniger Straftaten regis-
triert, aber die von Ihnen geschilderten 
Erfahrungen gibt es – und wir müssen 
alles daran setzen, sie durch Prävention 
zu verhindern, mindestens aber hart zu 
verfolgen. Die Sicherheitsbehörden im 
Bund haben wir in den zurückliegenden 
Jahren personell, materiell und strate-
gisch massiv gestärkt. Diesen Weg wol-
len wir konsequent fortsetzen und auch 
die besser schützen, die uns beschützen. 
Wir planen, die Mindeststrafe für tät-
liche Angriffe auf Polizistinnen und Poli-
zisten auf sechs Monate und für heim-
tückische Attacken auf ein Jahr Haft zu 
erhöhen. Denn ein solcher Angriff muss 

Kanzlerkandidat mit Blick nach vorn
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Schwerpunkt

als Verbrechen eingestuft werden, nicht 
als Vergehen. Wenn Täter eine Waffe 
oder ein anderes gefährliches Werk-
zeug bei sich führen, soll eine Strafe bis 
zu zehn Jahren verhängt werden kön-
nen. Auch die Ausrüstung wollen wir 
verbessern:   Wir fordern die flächen-
deckende Verwendung von Bodycams 
– auch bei Einsätzen in Wohnräumen. 
So können Einsatzsituationen beweis-
sicher aufgezeichnet, Angreifer erkannt 
und Straftaten leichter verfolgt werden. 
Prinzipiell muss gelten: Null Toleranz 
gegenüber Kriminalität.
 
Der einseitige Fokus auf E-Mobilität, der 
Zwang, Solarpaneelen auf Neubauten zu 
installieren und die unnötige Verteuerung 
von Benzinpreisen stoßen in der MIT auf 
heftigen Widerstand bzw. entsprechen 
nicht unserer Beschlusslage. Vor allem die 
Gefahren im Betrieb (viele Tiefgaragen 
lassen keine E-Autos zu) und der hohe Ent-
sorgungsaufwand sprechen gegen diese 
Maßnahmen. Welche Ansätze für eine 
vernünftige Mobilität und Energiever-
sorgung dürfen wir von einer Regierung 
Laschet erwarten?

Unser Wahlprogramm zielt auf An-
reize und die richtigen Rahmen-
bedingungen, nicht auf Zwang. Die 
Union setzt auf nachhaltiges Wachs-
tum: Ökonomie und Ökologie sind 
keine Gegenspieler, sondern zwei Sei-
ten einer Medaille, die für Innovation 
steht. Deshalb sind wir technologie-
offen und fördern unter anderem die 
Entwicklung synthetischer Kraftstoffe 
und den Einsatz von Wasserstoff im 
Schwerlastverkehr.
Immer mehr Automobilhersteller kün-
digen aber an, aus der Herstellung von 
Verbrennungsmotoren auszusteigen. 
Diesen Umstieg in emissionsfreie 
Mobilität wollen wir für alle attraktiv 
gestalten: für Verbraucherinnen und 
Verbraucher, Unternehmen, Zuliefer-
industrie und Beschäftigte – und für 
die Ressourcen selbst, die nachhaltig 
eingesetzt werden.
Eine sichere, bezahlbare und klima-
freundliche Energieversorgung ist für 
uns als Industrieland Pflicht, nicht Kür. 
Damit der stark steigende Energie-
bedarf gedeckt wird, müssen wir beim 
Ausbau der erneuerbaren Energien 

deutlich schneller vorankommen. Die 
CDU setzt auf einen intelligenten und 
diversifizierten Energiemix, der nach-
haltig und sicher ist. Dazu gehört die 
Energiegewinnung aus Sonne und 
Wind genauso wie nachhaltige Bio-
masse, Wasserkraft und Geothermie 
im ländlichen Raum. 
 
Mit welcher Kernbotschaft möchten 
Sie die Baden-Württemberger dazu be-
wegen, am 26.09.2021 die Union zu 
wählen? 

CDU wählen heißt Zukunft wählen, 
und diese Zukunft braucht die Kraft 
des Südens! Mit uns werden die 20er 
Jahre des 21. Jahrhunderts zu einem 
Modernisierungsjahrzehnt, das wir so 
dringend brauchen. Wir werden unser 
Land besser machen und für die Inte-
ressen heutiger und kommender Ge-
nerationen einstehen: mit effektivem 
Klimaschutz, mit soliden Finanzen und 
Fairness bei sozialen Fragen. Deshalb 
am 26.9.: mit beiden Stimmen CDU.

wifo@mit-lvbw.de

Durchgängige Digitalisierung von A bis Z 
               PASSGENAU. BEWÄHRT. ZUKUNFTSWEISEND.

Produktion

 EVO Informationssysteme GmbH | 73568 Durlangen | www.evo-solutions.com | Software made in Baden-Württemberg
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Thomas Strobl

Wir wollen stärkste 
Kraft werden

Sehr geehrte Damen 
und Herren, liebe 
Freundinnen und 
Freunde der MIT 
Baden-Württemberg, 

die kommenden Wochen stehen für uns alle ganz im Zeichen 
der Bundestagswahl. Als Union haben wir ein gemeinsames 
Ziel: Wir wollen stärkste Kraft werden. Wir werden mit 
Armin Laschet den Kanzler stellen. Denn wir wollen unser 
Land weiterhin aktiv gestalten. Dafür haben wir uns perso-
nell und inhaltlich bestens aufgestellt. 

Es geht um viel. Es geht darum, ob Deutschland stark, inno-
vativ, dynamisch und zukunftsfähig in die zwanziger Jahre 
startet – das ist der Weg der CDU. Oder ob wir in Regelungs-
wut, Verboten, höheren Steuern und Stillstand erstarren – 
das ist der Weg der Grünen im Bund. 

Wirtschaftliche Dynamik, erfolgreiche Unternehmen 
und Wachstum
Für uns in der Union ist ganz klar: Nach dieser Pandemie, nach 
dieser schweren Krise, muss Deutschland durchstarten. Das 
geht nur mit wirtschaftlicher Dynamik, Innovation, erfolg-
reichen Unternehmen und Wachstum. Das ist der Weg der 
Union. Freilich ist die Pandemie noch nicht überstanden und wir 
dürfen nicht leichtsinnig sein. Aber wir haben in Deutschland 
mit einer großen gemeinsamen Kraftanstrengung schon viel er-
reicht. Dass wir uns jetzt langsam, aber sicher aufs Durchstarten 
konzentrieren können, schreiben sich viele auf die Fahne, ins-
besondere die FDP. Mit dem Weg der FDP wären die Gastro-
nomie und der Einzelhandel aber noch lange dicht. Von einem 
Zurück zum Alltag könnte nicht die Rede sein. Gastronomie und 
Einzelhandel sind nicht wegen, sondern trotz der FDP geöffnet. 
Alles in allem bleibt die FDP vor dieser Bundestagswahl eine 
politische Wundertüte: Nach der letzten Bundestagswahl hat 
die FDP gekniffen, sie sind wie die Hasen vor der Verantwortung 
davon gehoppelt. Dieses Mal gibt es gleich im Vorfeld der Wahl 
Sympathiebekundungen für eine Ampel-Koalition. Da heißt 
es Obacht. Und das machen wir Christdemokraten auch im 
Wahlkampf klar. Wer FDP wählt, wacht möglicherweise mit  
Grün-Rot-Gelb oder Rot-Grün-Gelb auf.

In diesem Wahlkampf kommt es auch auf Sie alle an. Als 
Union sind wir gemeinsam stark. Wir sind stark, wenn wir 
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mit all unserer Power auftreten. Dazu gehören unsere star-
ken Vereinigungen – dazu gehört unsere MIT. Sie alle stehen 
für eine Politik, die macht, was Arbeit schafft. Eine Politik, 
in der sich Leistung lohnt. Für uns ist klar: Wer morgens um 
sechs Uhr aufsteht und acht oder mehr Stunden arbeitet, 
muss mehr in der Tasche haben als der, der auf der faulen 
Haut liegen bleibt. Das macht auch den Unterschied zu lin-
ken und sozialdemokratischen Träumereien. 

Mit Spitzenforschung an die Spitze
Ein wichtiger Schlüssel für Arbeitsplätze und wirtschaft-
lichen Erfolg ist Innovation. Wir wollen mit Spitzenforschung 
an die Spitze. Und Innovation ist für uns Christdemokraten 
auch ein entscheidender Schlüssel für mehr Klimaschutz. 
Der wirksamste Klimaschutz sind Innovationen und Techno-
logien, die CO2 einsparen und gleichzeitig nachhaltiges 
Wachstum auslösen und damit gute und sichere Jobs schaf-
fen. Wir denken deshalb Klimaschutz umfassend, in einem 
ausgewogenen, nachhaltigen Dreiklang – ökologisch, 
wirtschaftlich und sozial. 

Unsere feste Überzeugung, die zur DNA der Christdemo-
kratie gehört, war und ist: Traut den Menschen etwas zu, 
vertraut in die Ideen und das Verantwortungsbewusstsein 
der Menschen – vertraut in ihre unternehmerischen Fähig-

keiten. Das tun wir. Und dafür steht die MIT. Und deshalb 
ist auch die MIT ein gutes Argument für die CDU am 26. 
September. 

Lassen Sie uns gemeinsam mit der Kraft des Südens dafür 
kämpfen, dass unsere Union bei der Bundestagswahl ein 
starkes Ergebnis einfährt. Ich freue mich auf den Wahlkampf 
mit Ihnen allen und auf eine erfolgreiche Zeit gemeinsam 
nach der Wahl! 

Herzliche Grüße 

Ihr Thomas Strobl

Thomas Strobl, Stv. Bundesvorsitzender CDU Deutschlands, Stv. Minister-
präsident und Minister für Inneres, Digitalisierung und Kommunen sowie 
CDU-Landesvorsitzender

Hoher Designanspruch, frei geplante 
Grundrisse, 100% made in Germany: 
Familie Gerber hat sich den Wunsch 
vom Architekten-Haus schon erfüllt.  
Wann sprechen wir über Ihre 
Träume?

www.schwoererhaus.de

Wirtschaftsforum_Gerber_88x125.indd   1Wirtschaftsforum_Gerber_88x125.indd   1 03.08.21   12:4003.08.21   12:40
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Dr. Carsten Linnemann MdB

Mehr Freiräume, weniger Belastungen

Dass Berlin eine Blase ist, ein kleiner Kos-
mos aus Politikern, Journalisten und Lob-
byisten, beklage ich seit langem. Unser 
Land steht vor so gewaltigen Heraus-
forderungen im Jahr zwei der Pandemie – 
und in Berlin wird wochenlang diskutiert, 
ob man noch „Damen und Herren“ sagen 
sollte oder welche Straßen aus historischen 
Gründen umbenannt werden müssen. 

In meiner Heimat und auch, wenn ich 
durch das Land reise, treffe ich dagegen 
Menschen an, die einfach nur ihr Leben 
meistern wollen. Sie wollen, dass ihre Kin-
der wieder in die Schule können, dass ihr 
Arbeitsplatz Zukunft hat und dass sie sich 
jederzeit sicher bewegen können. Nach 
der Flutkatastrophe wird zurecht auch 
hinterfragt, ob der Hochwasserschutz vor 
Ort ausreicht und wie der Wiederaufbau in 
den betroffenen Regionen gelingen kann.

Das kommt mir bisher zu kurz im Bundes-
tagswahlkampf: die Debatte über die 
richtigen Ideen für unser Land! Wir müs-
sen jetzt gemeinsam darauf hinweisen, 
dass wir insgesamt eine andere Geistes-
haltung in diesem Land brauchen und an 
die verkrusteten Strukturen ran müssen. 

Ein überbordender Staatsapparat, der 
engmaschig reguliert und detailliert vor-
schreibt, macht träge und erstickt jeden 
Impuls, etwas auszuprobieren, im Keim. 
Uns ist über die Jahrzehnte die „Ein-

fach-mal-machen-Mentalität“ abhanden-
gekommen. Statt mutig neue Wege zu 
probieren, verstecken wir uns hinter Para-
grafen, Gesetzen und anderen Bedenken. 

Mein Wunsch: Deutschland wird zu 
einem Land der Experimentierräume und 
Modellregionen, in denen neue Wege, 
flache Hierarchien und bürokratiearme 
Projekte getestet werden. Was floppt, 
wird gestoppt, was gut läuft, wird auf 
ganz Deutschland ausgerollt. Hierfür 

brauchen wir ein eigenes Bundesexpe-
rimentiergesetz und einen wirksamen 
Experimentierklausel-Check. Es ist Zeit, 
dass wir wieder einmal etwas wagen.
Deutschland braucht insgesamt mehr 
Freiräume und nicht mehr Belastungen. 
Vertrauen wir auf die Schaffenskraft 
jedes Einzelnen!

Dr. Carsten Linnemann MdB,

linnemann@mit-bund.de,

www.mit-bund.de

Dr. Carsten Linnemann MdB, Bundesvorsitzender der Mittelstands- und Wirtschaftsunion und stellver-
tretender Vorsitzender der CDU/CSU-Bundestagsfraktion

Anspruchsvolle Edelstahlrohre und Komponenten – 
aus Achern in alle Welt
Rohre für Abgasanlagen, Trinkwasserinstallation oder Haushaltsgeräte – 
sie alle haben eines gemeinsam: Die fischer group aus Achern produziert 
sie weltweit. Vom gewalzten Blech bis zum komplex geformten Bauteil. 
In höchster Qualität und bester Verarbeitung. Einfach glänzend.

Im Gewerbegebiet 7
77855 Achern-Fautenbach
Germany

Tel. +49 7841 6803-0
sales@fischer-group.com
www.fischer-group.com
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Interview mit Tilman Kuban

Aufstiegsland Deutschland

Die Bundestagswahl steht unmittelbar be-
vor. Wie sehen Sie die Chancen der Union, 
bei der Bundestagswahl wieder die stärkste 
Partei zu sein?
 
Die aktuellen Umfragen zeigen, dass die 
Menschen der Union immer noch am meis-
ten vertrauen. Doch diesen Vertrauensvor-
sprung müssen wir auch in den nächsten 
Wochen rechtfertigen. Denn am Ende soll-
ten wir Deutschland nicht einem Links-
bündnis oder einer Ampel überlassen. Linke 
Politik bedeutet in erster Linie Gängelung: 
Ob Fahrverbote, Tempolimit, Einmischung 
in die Kindererziehung oder Ernährungs-
vorschriften – es gibt kaum einen Lebens-
bereich, in den sich Sozialdemokraten und 
Grüne nicht einmischen wollen.
Dem setzen wir eine Politik der Frei-
heit, Selbstbestimmung und Eigenver-
antwortung entgegen. Wir wollen einen 
leistungsfähigen, digitaleren Staat, 
innovative, klimafreundliche Produkte 
und Dienstleistungen made in Germany 
und eine Politik, die Deutschland zu-
sammenhält, statt spaltet. Das gibt es 
nur mit der CDU. 

Deutschland ist zu bürokratisch und zu 
analog. Welche modernen Ansätze, um 

Deutschland digitaler und moderner zu ge-
stalten, sehen Sie in der Verwaltung?
 
In der Pandemie war es die Wirtschaft, die 
sofort innovativ und modern mobiles Arbei-
ten ermöglicht, Hygiene-, Abstands- und 
neue Schichtpläne erstellt hat, während in 
den Gesundheitsämtern viel zu lange mit 
dem Fax kommuniziert wurde und einige 
Verwaltungen heute noch keine Home-
office-Arbeitsplätze eingerichtet haben. 
Das zeigt wieder einmal, dass der Staat sich 
auf die Daseinsvorsorge konzentrieren soll-
te, aber nicht der agilere Unternehmer wird. 
Neben der umfassenden Bereitstellung di-
gitaler Verwaltungsleistungen, braucht es 
jetzt dringend die Volldigitalisierung der 
deutschen Behörden. Denn nur durch den 
konsequenten Einsatz von automatisierten 
Verfahren sowie künstlicher Intelligenz in 
den Verwaltungen kann die Bearbeitungs-
zeit von Antrags- und Genehmigungsver-
fahren deutlich reduziert werden. Dabei 
ist die Einführung einer digitalen Platt-
form für Verwaltungsdienstleistungen ein 
zentraler Baustein, die Dienste gebündelt 
anzubieten.

Die Sozialleistungsquote liegt bei 33,6 % 
vom BIP, gleichzeitig sehen wir leere 

Rentenkassen und rasant steigende Lebens-
haltungskosten. Wo sieht die JU Stell-
schrauben, um einerseits der Bedrohung 
durch Altersarmut für die aktuelle Rentner-
generation zu entgegnen, aber gleichzeitig 
auch eine angemessene Rente zukünftiger 
Generationen zu sichern?
 
Vorangestellt, dass wir als Junge Union 
häufiger auch mal auf die Bezahlbarkeit 
des Rentensystems hinweisen, hat nichts 
damit zu tun, dass wir die Lebensleistung 
der Älteren nicht anerkennen. Wir wis-
sen, was unsere Eltern und Großeltern für 
Deutschland geleistet haben. Wenn wir 
keine Reformen angehen, dann wird zum 
Ende der nächsten Legislaturperiode der 

Tilman Kuban, Bundesvorsitzender der Jungen Union 
Deutschlands
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Steuerzuschuss zur umlagefinanzierten 
Rente auf 177 Mrd. Euro steigen. Das 
wäre die Hälfte des Bundeshaushalts. 
Deshalb will ich, dass wir unser Renten-
system an die demografische Realität an-
passen. Dabei gibt es drei Stellschrauben: 
wie lange man einzahlt, die Kürzung der 
Leistungen oder die Erhöhung der Bei-
träge für Arbeitnehmer und Arbeitgeber. 
Wenn man an Stellschrauben dreht, dann 
bitte an allen dreien gleichermaßen. Wir 
plädieren beispielsweise für eine Kop-
pelung des Renteneintrittsalters an die 
Lebenserwartung. Zudem wollen wir als 
Junge Union in der gesetzlichen Renten-
versicherung zukünftig nicht mehr aus-
schließlich auf ein reines Umlagesystem 
setzen, sondern dieses durch eine kapital-
gedeckte Komponente ergänzen und auch 
die betriebliche Altersvorsorge durch eine 
bessere Portabilität stärken.
 
Sicherheit ist einer der wichtigsten Stand-
ortfaktoren für den Mittelstand. Aktuelle 
Ereignisse (gewalttätige Übergriffe, Randa-

le in Innenstädten etc.) in Deutschland rüt-
teln allerdings an diesem Faktor. Was kann 
getan werden, um einerseits den Menschen 
die Freiheit zu lassen, sich zu versammeln 
und zu feiern, aber andererseits ausufernde 
Zerstörungswut zu vermeiden?
 
Wo Grenzen überschritten, Regeln miss-
achtet oder Gesetze gebrochen werden, 
muss null Toleranz gelten. Hier setzen 
wir auf mehr Polizisten bei gleichzeitiger 
Entlastung von bürokratischen Aufgaben. 
Denn mehr sichtbare Polizeipräsenz kann 
Gewalteskalationen vorbeugen — das gilt 
auch für Züge, Bahnhöfe und Flughäfen. 
Der punktuelle Einsatz von Kameraüber-
wachung kann hier eine gute Ergänzung 
darstellen, was übrigens viele linke Partei-
en ablehnen. Hierfür steht nur die Union.

In diesem Zusammenhang ist auch die 
Cybersicherheit für den Mittelstand ein 
wichtiger Bestandteil der Unternehmens-
führung geworden. Wie schätzen Sie hier 
die zukünftige Bedeutung ein?

Heute vergeht kein Tag, an dem nicht ein 
Cyberangriff in Europa stattfindet. Das 
gilt für privatwirtschaftliche wie staat-
liche Organe. Diese zu schützen, ist eine 
Aufgabe des Staates, und ich bin der 
festen Überzeugung, dass dies nur ge-
meinsam in Europa mit unseren NATO-
Partnern gelingen wird. Die Angriffs-
methoden auf IT-Systeme werden immer 
ausgefeilter. Wir brauchen widerstands-
fähige IT-Infrastrukturen und -Netze.
Außerdem müssen wir Strukturen 
schaffen, die es der Wirtschaft ermög-
lichen, ihre Schutzmaßnahmen gegen 
Cyberattacken zu erhöhen. Das gilt ins-
besondere für kleine und mittlere Unter-
nehmen - vom Handwerk bis zu Hidden 
Champions. Denn gerade diese Unter-
nehmen sind heute nur unzureichend 
geschützt, obgleich sie wegen ihrer 
Innovations- und Wirtschaftskraft be-
gehrte Angriffsziele internationaler Kon-
kurrenten, fremder Nachrichtendienste 
und Krimineller sind. Gerade deshalb 
müssen wir mehr steuerliche Anreize bei 
Investitionen in IT-Sicherheit setzen und 
Fachkräfte ausbilden.
 
Der Mittelstand leidet zunehmend unter 
Fachkräftemangel. Mit welchen zentralen 
Vorschlägen bringt sich diesbezüglich die 
JU ein, um dem entgegenzuwirken und 
auch international wieder wettbewerbs-
fähiger zu sein?
 
Als Junge Union stehen wir fest hinter 
dem dualen Ausbildungssystem und 
wissen, dass uns die ganze Welt darum 
beneidet. Diese Attraktivität wollen wir 
weiter ausbauen und stärken. Aktuell 
müssen Auszubildende in einigen Län-

Dr. Carsten Linnemann MdB und Tilman Kuban
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dern noch monatliche Schulgelder be-
zahlen. Wir fordern, dass Bund und Län-
der diese Kosten übernehmen. Darüber 
hinaus setzen wir uns für einen steuer- 
und abgabenfreien Gesellenbonus in 
Höhe von 2.000 Euro und einen Meister-
bonus in Höhe von 4.000 Euro ein. Aus-
gezahlt nach bestandener Abschluss-
prüfung stärkt der Bonus insbesondere 
das Handwerk und die Ausbildung in 
Mangelberufen. Frei nach dem Motto: 
Boni statt Schulgeld!
Gleichzeitig wollen wir die Ausbildungs-
messen und -beratungen digitalisieren 
und so eine neue Plattform schaffen. 
Denn die Menschwerdung beginnt nicht 
mit dem Abitur und Hochschulabschluss, 
sondern damit, den richtigen Beruf zu 
finden, der zu einem passt. 

Mobilitätskosten steigen deutlich an - nicht 
zuletzt durch den einseitigen Fokus auf E-
Mobilität und die unnötige Verteuerung 
von Benzinpreisen. Besonders junge Men-

schen im ländlichen Raum, die nicht einfach 
auf den ÖPNV umsteigen können, bezahlen 
für diese ideologisch einseitige Politik. Hat 
die JU Ideen, wie wir Mobilität frei, günstig 
und dennoch zukunftsorientiert gestalten 
können?
 
Die Bezahlbarkeit von Mobilität wird 
für den ländlichen Raum eines der Kern-
themen in den nächsten Jahren. Denn 
neben dem Ausbau des ÖPNV setzen 
wir auch auf individuelle Mobilität. Auch 
wenn es für viele wie Rocket Science 
klingt, will ich einen Ausblick wagen. 
Technisch können schon bald Autos auto-
nom fahren, und es ist unsere Aufgabe, 
die rechtlichen Rahmenbedingungen in 
Deutschland zu setzen, sonst fahren sie 
nicht im Mutterland des Automobils. Der 
durchschnittliche Deutsche fährt am Tag 
40 km und sein Auto steht 23 Stunden 
unbenutzt herum. Wenn ich mir also in 
Zukunft das Auto, was ich gerade brau-
che, per App bestellen kann, heute den 

Familienbus, morgen den Kleinwagen zur 
Arbeit und es mich ohne Stress zum Ziel 
bringt, ist das auch eine große Chance für 
den ländlichen Raum. Dabei setzen wir 
auf klimafreundliche Antriebe für Klein-
wagen auf Batterieelektronik, für grö-
ßere oder Langstrecken Fahrzeuge auf 
Wasserstoff und E-Fuels. 
 
Gibt es Themen im derzeitigen MIT-Portfo-
lio, die auch für die JU relevant und span-
nend sind, die Sie gerne nach der Wahl ge-
meinsam mit uns voranbringen würden?
 
Die Junge Union hat beim Deutschland-
rat in Eppstein den Forderungskatalog 
„Aufstiegsland schwarz-rot-gold“ ver-
abschiedet. Denn das deutsche Auf-
stiegsversprechen — ‚Unseren Kindern 
soll es einmal besser gehen als uns heute‘ 
— hat dieses Land stark gemacht und 
treibt uns an. 
Wir wollen dieses Versprechen er-
neuern und den Aufstieg durch mehr 
Investitionen in digitale Bildung, steuer-
liche Erleichterungen, Mut zu Innova-
tionen, einer schlanken, digitalen Ver-
waltung sowie mit einer lebenswerten 
Umwelt, starken Familien und einem 
klaren Bekenntnis zu Deutschland und 
Europa schaffen. Dafür mache ich Poli-
tik und dabei sehe ich die MIT als star-
ken Partner! Da gibt es viele Punkte, die 
wir gemeinsam voranbringen und schon 
gemeinsam in das Wahlprogramm der 
Union gebracht haben. Auch bei mög-
lichen Koalitionsverhandlungen werden 
Carsten Linnemann und ich uns eng 
abstimmen.

wifo@mit-lvbw.deTilman Kuban bei einem Unternehmensbesuch
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Die Entwicklung der Parteien: 
Mitgliederrückgang als  
Hinweis auf einen Identitäts- 
und Vertrauensverlust?

Statistiken bieten die Möglichkeit, einen 
schnellen Überblick über ein Themen-
gebiet zu erhalten. Doch sind Statistiken 
auch mit Vorsicht zu genießen. Zahlen 
geben uns Menschen eine Sicherheit, 
auch wenn diese nicht selten eine trü-
gerische ist. Insbesondere dann, wenn 
es sich um Umfrageergebnisse handelt, 
deren Fragestellung bereits das Ergebnis 
beeinflussen oder vom jeweils Befragten 
unterschiedlich aufgefasst werden kann. 
Es ergeben sich Unschärfen und Inter-
pretationsspielräume, die je nach Seriosi-
tät der Erhebung sogar bewusst in Kauf 
genommen werden oder von Anbeginn 
nicht zu vermeiden sind. Zahlen und Fak-
ten sind nicht das Gleiche. Fakten an sich 
machen keine Aussage zu den Ursachen. 
Die uns hier vorliegenden Zahlen müssen 
ebenso differenziert betrachtet werden: 
Der eine Datensatz gibt die von den 
politischen Parteien bereitgestellten 

Mitgliederzahlen und Altersangaben 
wieder, die jedes Jahr von dem renom-
mierten Wissenschaftler Oskar Nieder-
mayer und seinem Team an der FU Berlin 
in einem Bericht zusammengeführt und 
über die Zeit hinweg beobachtet und 
verglichen werden. Der andere Daten-
satz entspringt einer Studie aus dem 
Jahr 2017 und gibt bisher die aktuellste 
Aussage zu Konfession, Ausbildung und 
Beruf der Parteimitglieder wieder. Hier 
muss jedoch vorab angemerkt werden, 
dass einerseits aufgrund der damals 
noch relativ jungen AfD keine genau-
eren Aussagen vorlagen und anderer-
seits die Angaben der übrigen Parteien 
meist Stand bei Eintritt in die jeweilige 
Partei wiedergeben. Während der Aus-
bildungsstand ab einem gewissen Alter 
tendenziell unverändert bleibt, kann 
man gerade im Bereich der Konfessions-
zugehörigkeit anhand der kontinuierlich 

sinkenden Mitgliederzahlen in den bei-
den in Deutschland dominanten Kirchen 
auch von sinkenden Zahlen in den Par-
teien ausgehen.

Während sich die Kirchenmitglied-
schaften bis 1969 nahezu analog zum 
Bevölkerungswachstum entwickeln, 
sehen wir seitdem einen kontinuier-
lichen Abstieg der absoluten wie auch 
relativen Mitgliederzahlen. Auch die 

Dr. Christoph Klunker, Unternehmens-
entwicklung und Mitglied der MIT Bi-
berach, Diplom-Betriebswirt (FH) und 
Diplom-Politologe (Univ.), 2015 promo-
vierte er zum Konservatismus in Deutsch-
land (Dr. phil.).

Daten von der Deutsche Bischofskonferenz: https://www.dbk.de/presse/aktuelles/meldung/kirchenstatistik-2020; und der Evangelische Kirche in Deutschland:  
https://www.ekd.de/ekd_de/ds_doc/Gezaehlt_zahlen_und_ fakten_2021.pdf 
sowie der Bundeszentrale für politische Bildung: https://www.bpb.de/nachschlagen/zahlen-und-fakten/soziale-situation-in-deutschland/61565/kirche
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im Bundestag vertretenen Parteien 
sind mit einem kontinuierlichen Mit-
gliederschwund konfrontiert. Während 
alle etablierten Parteien teils massive 
Mitgliederverluste hinnehmen muss-
ten, konnten allein die Grünen seit 
1990 deutliche Mitgliederzuwächse 
(+159,7 %) für sich verbuchen. Die 
AfD spielt in dieser Zeitreihe eine ge-
sonderte Rolle, da ihre Gründung erst 
2013 erfolgte und in dieser Zeit – mit 
temporär deutlichen Einbrüchen – von 
knapp 18.000 auf rund 32.000 Mit-
glieder wachsen konnte.

Richtet man den Blick auf die 
Geschlechterverteilung, manifestiert sich 
trotz der langfristigen, aber schwachen 
Zunahme weiblicher Parteimitglieder 
eine deutliche Unterrepräsentation in 
allen Parteien, die im Bundestag ver-
treten sind. Über dem Durchschnitt des 
weiblichen Mitgliederanteils liegen die 
Grünen, Linke und die SPD. In der AfD 
ist der Anteil weiblicher Mitglieder von 
allen hier untersuchten Parteien am 
niedrigsten.

Betrachtet man die folgenden Angaben 
zum Bildungsabschluss und der beruf-
lichen Stellung aus dem Jahr 2017, zeigt 
sich bei CSU und SPD eine vergleichs-
weise ausgeglichene Verteilung. Auch 
wenn der höchste Anteil der Mitglieder 
aller Parteien einen (Fach-)Hochschul-
abschluss besitzt, sticht der hohe Anteil 
bei den Grünen mit rund 72 % deutlich 
hervor. Gemeinsam mit der SPD finden 

sich bei den Grünen wie auch bei der 
Linken die meisten Beamten im Mit-
gliederverzeichnis. Zugleich sind in 
diesen Parteien anteilsweise die we-
nigsten Selbstständigen. Im Berufs-
stand der Arbeiter können lediglich SPD 
und die Linke zweistellige Ergebnisse 
vorweisen. 

Diese Daten sind insofern interessant, 
da das politische Personal vornehmlich 
aus der Mitte der Parteien entstammt. 
Zugleich muss auf den ungebrochenen 
Abwärtstrend der Mitgliederzahlen 
aller Parteien hingewiesen werden. 
Im vergangenen Jahr waren nur noch 
rund 1,2 Millionen Mitglieder in einer 
der im Bundestag vertretenen Parteien 
registriert. Die Anzahl der aktiven Mit-

glieder wird lediglich auf rund ein Vier-
tel geschätzt.

Unabhängig von den oben genannten 
unterschiedlichen Verlusten bliebe im 
nächsten Schritt zu untersuchen, warum 
die Parteien zusammengenommen 
immer weniger Menschen für sich ein-
nehmen können bzw. fähig sind, Neu-
mitglieder zu akquirieren, während die 
Bereitschaft, sich unentgeltlich bzw. 
ehrenamtlich in Sportvereinen oder 
sonstigen Interessensgruppen zu enga-
gieren, ungebrochen hoch ist. Offenbar 
setzt sich der Sinkflug der Motivation, 
die eigene Freizeit für Parteiarbeit zu 
opfern, ungehindert fort. Damit muss 
eine Reduzierung der innergesellschaft-
lichen Vernetzung und Verwurzelung 
der Parteien in der Bevölkerung an-
genommen werden, das auch die ge-
fühlte Distanz – inhaltlich wie auch 
personell – steigen lässt. Die Beziehung 
zwischen persönlichem Engagement für 
eine Organisation und deren Ansehen 
ist naheliegend. Zumindest reicht der 
ideelle Antrieb nicht aus, sich in Partei-
en aktiv einzubringen. Diese Abkehr von 
gewachsenen politischen Institutionen 
sind durchaus beunruhigende Sympto-
me, die einer eingehenden Ursachen-
forschung bedürfen. 

Vergleichbar mit den Skandalen beider 
großen Kirchen in Deutschland bildet 
auch in der Politik Vertrauen das Funda-
ment bzw. ist es ihre Währung. Der 
ethisch-moralische Anspruch wird in bei-

1990

1990 1990

1990

1990

1990

2020

2020
2020

2020

2020
2020

2020
0

100.000

200.000

300.000

400.000

500.000

600.000

700.000

800.000

900.000

1.000.000

CDU CSU FDP SPD Grüne Linke AfD

Entwicklung der Parteimitgliedschaften (1990-2020)

- 49,5 %

- 27 %

- 57,1 %

- 60,7 %

+ 159,7 %

- 78,5 %

(+ 80,1 %)

Schwerpunkt

Quelle: Niedermayer, Oskar: „Parteimitglieder in Deutschland: Version 2020“, Arbeitshefte aus dem Otto-Stammer-Zentrum, Nr. 31;  
Berlin: Freie Universität Berlin 2020; https://www.polsoz.fu-berlin.de/polwiss/forschung/systeme/empsoz/team/ehemalige/Publika-
tionen/schriften/Arbeitshefte/index.html

Entwicklung der Parteimitgliedschaften 1990/2020

Quelle: Niedermayer, Oskar: „Parteimitglieder in Deutschland: Version 2020“, Arbeitshefte aus dem Otto-Stammer-Zentrum, Nr. 31;  
Berlin: Freie Universität Berlin 2020; https://www.polsoz.fu-berlin.de/polwiss/forschung/systeme/empsoz/team/ehemalige/Publika-
tionen/schriften/Arbeitshefte/index.html
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den Institutionen hoch gehalten. Ethik 
und Moral sind wiederum mit der emo-
tionalen Verhaltensebene des Menschen 
verbunden. Deshalb hat jede Verfehlung 
des Einzelnen hier weitaus stärkere Aus-
wirkungen und Konsequenzen. Je mehr 
Anspruch (bzw. Behauptung über die 
eigenen, hohen Werte) und Wirklich-
keit auseinanderklaffen, desto stärker 
bzw. emotionaler gestaltet sich die Ab-
kehr von diesen Institutionen. Oder: wer 
Wasser predigt und Wein trinkt, darf sich 
nicht über die Folgen wundern. Was einst 
die Kirche spaltete und heute zu starken 
Mitgliederverlusten führt, trifft seit ge-

raumer Zeit auch für die politischen Par-
teien zu. Jeder weitere Skandal um Parla-
mentsabgeordnete – auch wenn es sich 
hier um Einzelfälle handeln mag – trägt 
zumindest nicht zur Umkehrung der Vor-
zeichen in der Mitgliedergewinnung und 
der Teilnahme an unserer Parteiendemo-
kratie bei. In den Parteien sollten deshalb 
effektive Sicherheitsnetze eingezogen 
werden, die bereits bei der Kandidaten-
auswahl ansetzt und bei Verletzung 
ethisch-moralischer Grundordnungen 
deutliche und schmerzhafte Konsequen-
zen zur Folge haben. Dieser Prozess be-
darf eines diskursiven, langfristigen und 

beharrlichen Engagements. Vertrauen, 
das einmal verloren wurde, braucht 
viel Zeit und Mühe, um sich wieder zu 
etablieren. 

Betrachtet man die kontinuierlich steigen-
den Mitgliederzahlen der Grünen im Ver-
gleich zu den großen Volksparteien, muss 
außerdem die berechtigte Frage gestellt 
werden, ob nicht inhaltliche Versäum-
nisse und Fehleinschätzungen zu dieser 
Entwicklung beigetragen haben und wie 
hier Land wieder gut gemacht werden 
kann. Das muss nicht mit der Übernahme 
gleicher Positionen geschehen, aber soll-
te eine nachvollziehbare und stimmige 
inhaltliche Argumentation beinhalten. Das 
hilft dem Wähler, eine klare Wahl zwischen 
den Parteien zu treffen und kann damit 
indirekt der zunehmenden Politikver-
drossenheit entgegenwirken.

Die Abwendung von den Institutionen, der 
Vertrauensverlust in die Politik und die 
Zersplitterung der Gesellschaft werden 
die Regierungsbildung auch in Zukunft 
nicht erleichtern. Nimmt man zu den hier 
dargelegten Entwicklungen noch die ten-
denziell sinkende Wahlbeteiligung der 
letzten vierzig Jahre hinzu, wird deutlich, 
wie groß die Herausforderungen an die 
deutsche Demokratie sind. Es gibt viel zu 
tun, aber auch viel zu gewinnen. Hierfür 
wird es Mut, Charakter und Kompetenz 
benötigen.

Dr. Christoph Klunker,

c.klunker@gl-innotec.com

CDU CSU FDP SPD GRÜNE DIE LINKE
Bildung
(Fach-)Hochschulabschluss 43% 34% 63% 41% 72% 51%
(Fach-)Abitur 15% 9% 15% 13% 15% 18%
Mittlere Reife 22% 26% 14% 22% 9% 18%
Hauptschule/ohne Abschl. 20% 31% 8% 23% 4% 13%

berufliche Stellung (aktuell oder ehemals Erwerbstätige)
Arbeiter 7% 9% 3% 16% 5% 17%
Angestellte 33% 28% 32% 29% 28% 32%
Beamte/Angest. im öffentl. Dienst 30% 29% 27% 44% 44% 35%
Selbstständige 25% 28% 23% 7% 13% 10%
Akad. freie Berufe/Freiberufler 6% 6% 15% 4% 9% 6%

Schwerpunkt

Quelle: Bundeszentrale für politische Bildung: https://www.bpb.de/politik/grundfragen/parteien-in-deutschland/zahlen-und-fakten/140358/soziale-zusammensetzung
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Warum es nicht egal 
ist, wer unser Land 
regiert 

Am Marktstand, beim Gespräch mit Freunden oder beim (digita-
len) Stammtisch des Vereins, immer wieder höre ich die Aussage 
„in Baden-Württemberg klappt’s mit den Grünen doch auch“. 
Ich war fünf Jahre als Landtagsabgeordneter im Wirtschafts-
ausschuss und habe als MIT-Landesvorstandsmitglied immer 
die Fahne für unsere mittelständischen Unternehmen und 
Handwerker hochgehalten. Bei vielen anderen Themen waren die 
CDU-Landtagsfraktion und unsere Minister ein starkes Korrek-
tiv. Auch wegen eines Ministerpräsidenten, der gut und gerne 
das CDU-Parteibuch innehaben könnte, mag das auch stimmen. 
Aber der Bund ist nicht Baden-Württemberg, und darum ist es 
eben nicht egal, wer unser Land ab September regiert.
Warum das so ist? An fünf ganz konkreten Beispielen offen-
baren die Grünen im Reality-Check ihr wahres Ich. Und die CDU 
ihr Profil zu Verantwortung, Rechtsstaat und Deutschland. 

1. Europa als Anker
Wer bestellt, der bezahlt auch! Was in jedem Restaurant gilt, gilt auch 
für Europa. Es ist für eine starke EU unabdingbar, dass jeder Staat für 
seine Entscheidungen haftet - und nicht andere. Gerade auch bei der 
Diskussion um den Klimaschutz muss gelten: Verschuldung ist nicht 
deshalb alleine gut, weil das Geld für den Klimaschutz ausgegeben 
wird. Nachhaltige Finanzen, die Schuldenbremse - das sind Positio-
nen, die sich für manchen verstaubt anhören, aber aktueller denn 
je sind. Mit dem „Green Deal“, der herzlich wenig mit den Grünen 
zu tun hat, hat die EU wichtige Weichenstellungen gestellt. Als die 
Europa-Partei gilt es, weiterhin für ein starkes Europa einzustehen.

2. Innenpolitik geht nicht mit Links
Gerade wird viel über das Gendern gesprochen. Ich möchte 
nicht falsch verstanden werden, ich finde die ganzen Sternchen 
auch nicht zielführend - und das gehört auch nicht in den deut-
schen Duden oder in die Beamtenapparate. Aber Innenpolitik 
ist mehr: Wie stehen wir zu unserer Polizei? Stärken wir ihr den 
Rücken, rüsten sie gut aus und stärken wir sie - oder wollen wir 
den Polizistinnen und Polizisten auf der Straße dem grünen 
Misstrauen überlassen? Die Gesellschaft führt man nicht zu-
sammen, wenn man den Rechtsstaat in Frage stellt, den Ver-
fassungsschutz abschaffen und zu einer Migrationspolitik von 
2015 zurückkehren möchte. Auch wenn ich nicht mit jedem Ge-
richtsurteil glücklich bin: Wir stehen zu unserem Rechtsstaat, zu 
unserer Justiz und den Blaulichtorganisationen.
Neben der Sicherheit möchte ich noch auf den Breitband- und 
Mobilfunkausbau zu sprechen kommen. Den sehen die Grü-
nen als „Daseinsvorsorge“ und möchten deshalb einen Rechts-
anspruch darauf einführen. In Berlin lässt sich die Grünen-
Kandidatin dafür feiern, vor Ort demonstrieren ihre Anhänger 

Fabian Gramling, ehemaliger CDU-Landtagsabgeordneter, MIT-Landesvor-
standsmitglied und CDU-Bundestagskandidat im Wahlkreis Neckar-Zaber
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gegen Funkmasten und die Verlegung von Leitungen durch Wäl-
der und Wiesen. In Baden-Württemberg hat die CDU gezeigt, 
wie man ein Land beim Breitbandausbau voranbringt: 1. Das 
Landesprogramm mit dem Bundesprogramm kompatibel ma-
chen und 2. die Fördersummen um den Faktor 8 erhöhen. Nicht 
Sonntagsreden helfen weiter, sondern die Umsetzung vor Ort. 

3. Steuerpolitik für die Leistungsträger 
In der Steuerpolitik liegt einiges im Argen. Mein größtes An-
liegen ist es, die Mittelschicht mit einer großen Steuerreform  
zu entlasten. Die CDU ist die Partei der Aufsteiger. Leistung 
muss sich lohnen. Wenn die Leistungsträger unserer Gesell-
schaft aber immer stärker belastet werden und sich ihre Leis-
tung nicht mehr bezahlbar macht - dann ist es Aufgabe der CDU, 
diese gesellschaftliche Ungerechtigkeit abzuschaffen. 
Die Grünen denken bei der Steuerpolitik dagegen nicht an weniger, 
sondern eher an mehr: So möchten die Grünen zwar die Abgeltung-
steuer für Kapitalerträge abschaffen, dafür aber diese Einkommen 
wieder progressiv besteuern. In einem Land, in dem die Aktienkultur 
in der Breite der Bevölkerung eher einem Entwicklungsland ähnelt, 
soll die Teilhabe an Wertsteigerungen unattraktiver gestaltet wer-
den. Die dürftige Aktienkultur wird damit im Keim erstickt.
 
Auch auf die Erbschaft haben es die Grünen abgesehen. Irgend-
wie muss ja auch alles bezahlt werden. Aber die Auswirkungen auf 
das Rückgrat der deutschen Wirtschaft - den Mittelstand mit den 
zahlreichen familiengeführten Unternehmen - lassen die Grünen 
außen vor. Familienunternehmen würden damit mittelfristig ver-
schwinden. Aber bei den Grünen geht es bekanntlich eher um das 
Große und Ganze - also in der Wirtschaftspolitik um die sogenannte 
„Gemeinwohlökonomie“. Da kann man gerne mal den Jobmotor 
und den Garant für gute Ausbildungsplätze links liegen lassen.

4. Wirtschaftspolitik der Chancen
Kommen wir in den Kraftraum des deutschen Wirtschaftswunders 
- der Sozialen Marktwirtschaft. In der Coronapandemie hat unser 

Wirtschaftssystem gezeigt, dass es schnell und effektiv reagie-
ren kann. Die Grünen misstrauen trotzdem der Wirtschaft. Mit 
überbordender Bürokratie und unter dem Deckmantel der Nach-
haltigkeit möchten die Grünen über Verbote vorschreiben, wie 
ein Unternehmer sein Unternehmen zu führen hat. Als starkes 
Industrieland haben wir Wohlstand und attraktive Arbeitsplätze 
geschaffen. Wer Nachhaltigkeit will, muss zeigen, dass Klima-
schutz mit einer erfolgreichen Wirtschaft einhergehen kann. Nur 
wenn wir in Deutschland zeigen, dass beides geht, werden uns 
andere Länder folgen. Deshalb bringt es nichts, wenn wir Inlands-
flüge verbieten. Ich möchte, dass das Fliegen in Zukunft klima-
neutral ist und wir hier auf technologische Fortschritte setzen.

Wir können viel erreichen, dafür müssen wir unseren Unter-
nehmen vertrauen, und ihnen Planungssicherheit geben. Wer 
denkt, mit dem Anziehen der Stellschraube alle vier Jahre kann 
man die Welt retten, der zerstört das Vertrauen in die Politik 
und schädigt unseren Wirtschaftsstandort. 

5. Unser Grundverständnis 
Die Wahlprogramme sind die Basis für die mögliche Regierungs-
arbeit in den kommenden vier Jahren in unserem Land. Aber häu-
fig beherrscht ein Ereignis eine Legislaturperiode, welches zuvor 
nicht im ausreichenden Maße berücksichtigt wurde. Gerade des-
halb ist das Verständnis zu Deutschland, zu unserer Demokratie 
und unsere Werten die Grundlage, sozusagen der innere Kompass, 
warum die Menschen einer Partei ihre Stimme geben. Bei den 
Grünen herrscht hier reine Ideologie und in weiten Teilen sogar 
Deutschlandhass. Das beginnt mit dem Antrag, „Deutschland“ aus 
dem Titel des Wahlprogramms zu streichen und endet mit dem 
Vorschlag zur Europameisterschaft, dass man „nationalistisch-
wirkende Deutschlandfahnen“ durch Grüne-Fähnchen ersetzen 
sollte. Wer den Patriotismus den Rechten überlassen möchte, der 
führt unsere Gesellschaft nicht zusammen, sondern der spaltet 
unser Land und stärkt die Extremen. Ich bin stolz darauf, Deutsch-
landfahnen an den Autos, auf den Bäckchen von strahlenden Kin-
dern und an den Balkonen von Einfamilienhäusern zu sehen. 

Wer Deutschland führt, muss Deutschland auch leben. Wir sind ein 
offenes und weltgewandtes Land. Aber wir dürfen auch stolz sein 
auf unser Land. Auf die Nationalmannschaft, auf „Made in Germa-
ny“ und auf eine Wiedervereinigung, die ihresgleichen sucht. 

Die Grünen sind dagegen wie eine Wassermelone: Außen er-
strahlen sie im hippen Nachhaltigkeits-Grün, innen sind sie 
dagegen sozialistisch-tiefrot. Deshalb gilt es, in den kommen-
den Wochen bis zur Bundestagswahl jeden zu mobilisieren. Im 
Interesse der CDU, der starken Kandidaten vor Ort, aber auch 
im Sinne der baden-württembergischen Wirtschaft und der at-
traktiven Arbeitsplätze. Gerade als MIT haben wir ein starkes 
Interesse, dass unsere CDU auch weiterhin Regierungsver-
antwortung für unser Land übernimmt. Lasst uns dafür ge-
meinsam einstehen - #wegenmorgen. 

Fabian Gramling,

hallo@fabian-gramling.de,

www.fabian-gramling.de
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Wo ist der Gestaltungsanspruch 
in der Wirtschaftspolitik?

Seit vielen Jahren hat man den Eindruck, 
das Amt des Bundeswirtschaftsministers 
erschöpft sich darin zu versuchen, das 
Schlimmste zu verhindern. Möglicher-
weise ist das auch gar keine neue Ent-
wicklung, hat doch der Wettbewerb und 
die Marktwirtschaft in Deutschland schon 
immer einen schwereren Stand als die 
staatliche Regulierung und die Umver-
teilung. Zweifellos hätte man sich auch 
bei einigen wirtschaftspolitischen Ent-
scheidungen in den letzten Jahren ge-
wünscht, dass wenigstens der jeweilige 
Bundeswirtschaftsminister laut – und 
erfolgreich – seine Stimme im Kabinett er-
hebt und auf marktwirtschaftliche Grund-
sätze hinweist. Erinnert sei hier nur an 
die zahlreichen „Renten-Geschenke“ der 
letzten Jahre (Rente mit 63, Grundrente, 
Mütterrente etc.). Dabei fließt bereits 
heute ein Drittel des Bundeshaushaltes 
in die deutsche Rentenkasse – Tendenz 
weiter steigend. Zukunftsinvestitionen ge-
raten dabei unter die Räder.
Auch ein „Nein“ kann also wichtig sein.
Wo aber ist der darüber hinausgehende 
Gestaltungsanspruch im Bereich der 
Wirtschaftspolitik? Das Wahlprogramm 
von CDU/CSU lässt durchaus hoffen, 
insbesondere mit Blick auf die Themen 
Unternehmenssteuerreform sowie Büro-
kratieabbau. Die MIT hat hier wesentliche 
Punkte einbringen können. Die großen Li-
nien in der Wirtschaftspolitik werden den-
noch nicht ehrgeizig genug adressiert.
Wenn wir uns einig sind, dass die Digita-
lisierung als vierte industrielle Revolution 
bezeichnet werden kann, ist es dann aus-
reichend, nur über den kommunalen Breit-
bandausbau zu diskutieren? Wenn wir uns 
einig sind, dass die Dekarbonisierung und 
die Elektrifizierung mit der Automobil-
industrie eine deutsche Schlüsselindustrie 
auf den Kopf stellen wird, ist es dann aus-
reichend, hier fast ausschließlich über 
Ladesäulen an deutschen Autobahnen zu 
diskutieren? Und wenn wir uns einig sind, 
dass China dabei ist, seine Rolle als „Werk-
bank der Welt“ hinter sich zu lassen und 
künftig unsere Unternehmen im Bereich 

der Hightech-Industrie herausfordern 
wird, ist dann ein bürokratiereduziertes 
Jahr für Gründer ausreichend für eine 
neue Gründer-Kultur in Deutschland?
Um es klar zu sagen, all das sind richtige 
und notwendige Maßnahmen. Sie würden 
uns einen Schritt nach vorne bringen. Wir 
benötigen schnelles Internet (auch auf 
dem Land), eine dichte Ladeinfrastruktur 
für Elektroautos und weniger Bürokratie 
für deutsche Gründer. Wirtschaftspolitik, 
die einen Unterschied macht, muss aber 
wieder den Anspruch entwickeln, auch die 
großen Themen anzugehen.
Nur zwei Beispiele:
•	 Ein bürokratiereduziertes Jahr wird 

jungen Unternehmen ohne Frage hel-
fen. Viel wichtiger ist es aber, den sys-
tematischen Mangel an Wagniskapital 
in Deutschland anzugehen. Laut einer 
Umfrage ist es insbesondere der Mangel 
an Wagniskapital, der jedes vierte Start-
up dazu bewegt, eine Abwanderung ins 
Ausland in Betracht zu ziehen. Der von 
der Union vorangetriebene „Zukunfts-
fonds“ (Dachfonds) geht bereits in die 
richtige Richtung. Wenn wir in Deutsch-
land aber eine neue Gründerzeit er-
möglichen wollen, dann benötigen wir 
bessere Rahmenbedingungen für insti-
tutionelle Anleger wie Pensionskassen, 
Versicherungen und Stiftungen; denn 
der Kapitalmangel in Deutschland be-
ruht insbesondere auf den im Vergleich 
zu anderen Ländern deutlich strenge-
ren Vorgaben für diese institutionellen 
Anleger, Wagniskapital bereitstellen zu 
können.

•	 Ein schnelles Internet ist die Voraus-
setzung für die Teilhabe unserer Unter-
nehmen an den Chancen der Digitali-
sierung. Aber wenn Daten gleichsam 
die „Rohstoffe des 21. Jahrhundert“ 
sind, dann müssen wir den allein auf 
Datensparsamkeit zielenden Daten-
schutz dringend reformieren. Der aktu-
elle Ordnungsrahmen behindert unsere 
Unternehmen im internationalen Wett-
bewerb und bremst unsere Innovations-
kraft in Bereichen wie Big Data und KI. 

Armin Laschet plant ein „Jahrzehnt der 
Modernisierung.“ Genau das brauchen wir. 
Es wird künftig nicht mehr reichen, „nur“ 
die Vermögenssteuer verhindert zu haben. 
Wir müssen jetzt endlich den Kopf heben, 
vorausblicken und das, was wir da sehen, 
aktiv gestalten.

Dr. David Preisendanz,

david.preisendanz@outlook.com,

www.mit-esslingen.de

Dr. David Preisendanz, Kreisvorsitzender der  
MIT Esslingen
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Aus den Kreisen & Bezirken

MIT Heidelberg

Strategische Allianz für den Mittelstand initiiert

Unter dem Motto „MIT uns in die Zu-
kunft“ hat der Kreisverband Heidelberg 
der Mittelstands- und Wirtschaftsunion 
auf Initiative des Vorsitzenden Tilo Mül-
ler zur Veranstaltung mit Minister Peter 
Hauk MdL und Oberbürgermeister Prof. 
Dr. Eckart Würzner in den Europäischen 
Hof in Heidelberg geladen. Ziel war die 
Spuren der Coronapandemie zu be-
werten und über einen gemeinsamen 
Weg aus der Krise zu diskutieren. Zu 
der gut besuchten Veranstaltung fan-
den sich dann auch Vertreter von BdS, 
Handwerkskammer, DEHOGA, VdU, dem 
Verband der Familienunternehmen und 
des Amtes für Wirtschaftsförderung der 
Stadt Heidelberg ein. Rund 50 Unter-
nehmer nahmen an der Diskussions-
runde teil. 
Vertreten war die Spitze der baden-
württembergischen MIT, allen voran der 
neu gewählte Landesvorsitzende Bas-

tian Atzger und die Bezirksvorsitzenden 
Rolf Buttkus und Ulrich Bauer. 

Vom VdU war die Landesvorsitzende 
Baden, Erika Schroth, dabei. Die DEHO-
GA wurde von Frau Melanie von Görtz 
repräsentiert. Für den BdS Baden-Würt-
temberg war die Präsidentin Bettina 
Schmauder und ihr Vizepräsident Rolf W. 
Edelmann angereist. 

Auch der CDU-Kandidat für den Wahlkreis 
Heidelberg/Weinheim, Alexander Föhr, 
kam zu der Runde hinzu. Er war noch bei 
Wahlkampfveranstaltungen unterwegs 
gewesen. Er konnte ein kurzes Statement 
abgeben und der Vorsitzende Tilo Müller 
wünschte ihm für den 26. September bei 
der Bundestagswahl viel Erfolg.

Es wurden Themen diskutiert wie Digi-
talisierung in allen Branchen und in der 

Verwaltung, Bürokratieabbau und Aus- 
und Weiterbildung als Grundlage für zu-
künftige Erfolge. Schließlich müsse das 
Klimamanagement die deutliche Hand-
schrift des Mittelstandes tragen. Dafür 
müsse sich die CDU stark machen. 

Die Wirtschaft leidet unter Fachkräfte-
mangel. Eine stärkere Zusammenarbeit 
zwischen Schulen und Unternehmen 
würde Schülern Einblicke in Berufe brin-
gen, an die sie zuvor nicht gedacht hätten. 
Unternehmen und Start-ups leiden unter 
einer Regelungsflut. Entbürokratisierung, 
Verfahrenserleichterungen und eine Be-
gleitung und Beratung sind hier wichtig. 
Was in Deutschland entdeckt wurde, 
muss auch hier weiterentwickelt und ver-
marktet werden. Der Bereich Life Science 
wird zukünftig Arbeitsplätze bringen. Me-
dizinische Einrichtungen und Forschungs-
einrichtungen sollten hier einen privaten 

Gruppenbild vor dem Europäischen Hof in Heidelberg
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Aus den Kreisen & Bezirken

Dritten ins Boot holen, der sein Know-how 
z. B. in der Digitalisierung einbringt. 

Auch der Klimawandel bringt Verände-
rungen mit sich. Heraus aus der aktuellen 
Situation geht es nur durch Innovation. 
Ressourcen müssen besser genutzt und 
neue Wege begangen werden. So ist die 
Zement-Industrie für ca. 10 % des CO2-
Ausstoßes verantwortlich. Bei steigendem 
Einkommen wächst weltweit die Nach-
frage nach höherwertigem Wohnraum. 
Hier sind neue Ideen gefragt.
Die CO2-Bepreisung macht die Energie 
und damit die Produktion und die Trans-
portwege teurer. Während große Unter-
nehmen von Nachlässen profitieren, 
bleibt der Mittelstand außen vor. Für 
ihn geht es um die Existenz. Vor Regu-
lierungen braucht es daher erst einmal 
Lösungen. 

Ausführlich kamen die Vertreter von 
Unternehmerverbänden zu Wort. Die 
Coronapandemie habe die Doppel-
belastung von Frauen gezeigt. Dies trifft 
auch Unternehmerinnen und Frauen in 
Führungspositionen. Insgesamt haben 
es Frauen als Unternehmerinnen schwe-
rer. So erhalten Männer bei innovativen 
Ideen eher finanzielle Unterstützung als 
Frauen. Bei diesen erwarten Geldgeber 
erst Resultate.
Viele kleine Unternehmen sind bei den 
Coronahilfen durch das Raster gefallen. 
So waren sie zu kurz am Markt, hat-
ten gerade Betriebe übernommen oder 
hatten aufgrund einer schlechten Ein-
nahmesituation im Vorjahr niedrige Ver-
gleichswerte für die Hilfeberechnung. 
Notgedrungen wurde privates Kapital in 

die Unternehmen gesteckt oder Kredite 
aufgenommen. Diese Unternehmen müs-
sen weiterhin unterstützt werden. 

(V. l. n. r.) Minister für Ernährung, Ländlichen 
Raum und Verbraucherschutz Peter Hauk MdL, 
MIT-Kreisvorsitzender Tilo Müller und MIT-Presse-
sprecher Jürgen Scheurer.

Oberbürgermeister Prof. Dr. Eckart Würzner mit 
seiner Baumpatenschaft nach seiner Rede.

(V. l. n. r.) Bastian Atzger (Landesvorsitzender MIT BW), Dr. Caroline von Kretschmann (geschäftsführen-
de Gesellschafterin des Europäischen Hofs), Minister Peter Hauk MdL, Tilo Müller (Kreisvorsitzender MIT 
Heidelberg), Erika Schroth (Vorsitzende des Verbands deutscher Unternehmerinnen e.V.) und Melanie von 
Görtz (Geschäftsführerin DEHOGA).
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Immer wieder wurde der Bürokratisie-
rungswahn angesprochen. So haben 
Dachdecker einen Ordner mit Nach-
weisen zu den benötigten Materialien 
oder Dokumente zu den Auszubildenden 
bei sich, wenn sie zur Baustelle kommen.

Auch dürfe es zu keiner Vermögens-
steuer kommen, die sowohl für Start-
ups wie auch für Traditionsunternehmen 
und ihre Mitarbeiter existenzielle Fol-
gen haben kann. 
Alle Redner bekräftigten, dass die mittel-
ständige Wirtschaft lauter und deutlicher 
werden muss, wenn es um Forderungen 

geht, die für ihre Existenz wichtig sind. An-
sonsten bleibt es bei schönen Sonntags-
reden der Politiker und im Alltag werden 
die wichtigen Belange der Unternehmen 
vergessen. Man war sich einig, dieses For-
mat fortsetzen zu wollen im Rahmen einer 
„Allianz für den Mittelstand“.

In seinem Schlusswort bedankte sich Tilo 
Müller bei den Anwesenden und über-
reichte Minister Hauk MdL ein kleines 
Weinpräsent und wie schon zuvor Prof. Dr. 
Würzner eine Urkunde über einen in ihrem 
Namen gepflanzten Baum im Rahmen der 
Initiative der Cleven-Stiftung und Hitradio 
1, deren Schirmherr der Minister ist.
Die Veranstaltung fand ihren Ausklang 
bei einem guten Tropfen Wein und 
Fingerfood. Die Veranstaltung erhielt 
ausschließlich positive Rückmeldungen, 
und die Verbandsvertreter waren sich 
einig, diese Initiative der MIT Heidelberg 
müsse ins Land ausgerollt werden und 
Nachahmung finden. Die Kräfte zu bün-
deln, ist das Gebot der Stunde. 

Tilo D. Müller (Vorsitzender),

Karin Weidenheimer (Presssereferentin),

info@mit-heidelberg.de

Hans-Fred Herwehe, Stv. Hauptgeschäftsführer Handwerkskammer Mannheim Rhein-Neckar-Odenwald

Für leckeres Fingerfood sorgte die Küche des Euro-
päischen Hofs in Heidelberg.

Marc Massoth, Leiter des Amtes für Wirtschaftsförderung und Wissenschaft der Stadt Heidelberg
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Dann machen wir es 
aus Kunststoff.
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MIT Esslingen

David Preisendanz führt  
MIT-Kreisverband

Die Mittelstands- und Wirtschaftsunion 
im Kreis Esslingen hat einen neuen Kreis-
vorstand gewählt. Neu an der Spitze der 
Vereinigung steht der Rechtsanwalt Dr. 
David Preisendanz aus Ostfildern.
Die Mitgliederversammlung am 12. Juni 
wurde als erste Veranstaltung nach vie-
len Monaten der Pandemie wieder als 
Präsenztreffen im Quadrium in Wernau 
durchgeführt.
Neben den Neuwahlen des Kreisvor-
standes stand der Neustart der politi-
schen Arbeit im Mittelpunkt des Treffens, 
bei dem auch der Bundestagsabge-

ordnete Markus Grübel sowie die Land-
tagsabgeordnete Dr. Natalie Pfau-Weller 
zu Gast waren.
Für den neuen Chef der Kreis-MIT müs-
sen die Positionen und Argumente des 
Mittelstands wieder viel stärker Teil des 
politischen Diskurses werden. Durchaus 
kritisch gegenüber dem Kurs der CDU 
in Bund und Land betont Preisendanz: 
„Der Mittelstand und die Familienunter-
nehmen müssen wieder deutlicher spü-
ren, wer sich für ihre Belange einsetzt.“ 
Die MIT im Kreis Esslingen werde inhalt-
liche Schwerpunkte sichtbarer nach 

innen und außen vertreten.
Gerade die Coronakrise habe gezeigt, 
welch starkes und innovatives Rückgrat 
die mittelständischen Unternehmen 
für die deutsche Wirtschaft und Gesell-
schaft bildeten. Die Wirtschaftspolitik 
müsse diese Leistungsträger viel stärker 
im Blick haben, als dies bei vielen Ent-
scheidungen und Weichenstellungen der 
letzten Jahre der Fall gewesen sei, fordert 
der neue Kreisvorsitzende.
David Preisendanz wird von einem neuen 
Vorstandsteam unterstützt, dem u. a. die 
stellvertretenden Kreisvorsitzenden Hol-
ger Kappel aus Esslingen, Prof. Erich Sigel 
aus Kirchheim und Susanne Weier aus 
Nürtingen angehören.

Dirk Handler (Pressesprecher),

dirk.handler@kuechler.de, 

www.mit-esslingen.de

Der neu gewählte Vorstand der MIT Esslingen (v. l. n. r.): Manfred Nagel, Renate Schindler, Holger Kappel, 
Ursula Scherer, Dirk Handler, Dr. David Preisendanz, Dr. Hartmut Benkert, Michael Brucker, Prof. Erich 
Sigel und Ulrich Bauer.

Dr. David Preisendanz, Kreisvorsitzender der  
MIT Esslingen

KOMPLETTBAU           STEG- UND HAFENBAU         SONDERKONSTRUKTIONEN                      STAHLBAU

Stahl.Bau.Rettich
Rettich Stahlbau GmbH 
78351 Bodman 
Im Weiler 19 
Tel. +49(0) 7773 / 93150 
www.rettich-stahlbau.de



26

MIT Göppingen

Mut und Lust auf Zukunft machen

Mit Optimismus raus aus der Coronapandemie. So wollte der 
Kreisvorsitzende der Mittelstands- und Wirtschaftsunion 
Göppingen, Ralf Semmler, den Tenor der Kreismitgliederver-
sammlung verstehen, zu der Referenten eingeladen waren, die 
Mut und Lust auf Zukunft machen wollten. Gut 40 Mitglieder 
der MIT waren in den Veranstaltungssaal der Firma Lambert im 
Göppinger Weberpark gekommen.
Die Kuchener Firma Innofluid ist auf der Höhe der Zeit. Der 
Maschinenbauer ist Spezialist für hochwertige Filteranlagen 
und hat in der Coronazeit Luftfiltergeräte entwickelt, die jetzt 
händeringend auch für Klassenzimmer gesucht werden. Dass es 
nicht so einfach ist, sich mit hochwertigen Geräten gegen die 
Billigkonkurrenz aus Asien durchzusetzen, machte Geschäfts-
führer Ralf Krieger deutlich. Dass die Geräte leiser laufen als 
man flüstern kann, davon konnten sich die MIT-Mitglieder am 
vorgestellten Modell überzeugen. 
Mitarbeiter einer Firma ins Homeoffice zu schicken – das 
hört sich einfach an, ist aber auch mit Risiken behaftet. Vor 
allem im Bereich Datensicherheit zeigte Hans-Jörg Ando-
novic-Wagner Schwachstellen auf. Der Eislinger IT-Exper-
te informierte auch über Möglichkeiten, das firmeneigene 
Datennetz abzusichern. Was nicht immer gelingt, wie Daniel 
Berger von der Cogitanda Dataprotect AG berichtete. Die 
Cyberkriminalität, vor allem aus den osteuropäischen und 
einigen asiatischen Ländern und neuerdings auch aus Brasi-
lien, wachse stetig, so Berger. Firmen in den USA oder Euro-
pa durch gezielte Angriffe im Netz lahmzulegen und dann 
Lösegeld zu verlangen, sei schon ein lukratives und sicheres 
Geschäftsmodell für die Cyberkriminellen geworden. Des-

Hidden Technology:

Sie finden uns in

Medizintechnik 
Automotive

Elektronik
Architektur

Design
usw.

Aus den Kreisen & Bezirken

Die Referenten der MIT-Kreisversammlung in Göppingen (v. l. n. r.): Daniel Berger, Sarah Schweizer MdL, Matthias Mundorff, Ralf Semmler, Gernot Imgart, 
Hans-Jörg Andonovic-Wagner und Ralf Krieger.
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Aus den Kreisen & Bezirken

halb gibt es Versicherungsangebote, die u. a. Versicherungs-
makler Daniel Eisele (OVS Eislingen) oder Matthias Mundorff 
(DKV Göppingen) auf die Bedürfnisse der jeweiligen Unter-
nehmen zuschneiden können.

Haben die Coronahilfen von Bund und Land den Unternehmen 
etwas gebracht? Der Uhinger Steuerberater Thomas Rapp, zu-
gleich auch Landesschatzmeister der MIT Baden-Württem-
berg, zog eine erste ernüchternde Bilanz. Entweder habe die 
Erfassung des Antrags auf den Seiten der zuständigen Stellen 
nicht funktioniert oder aber sich die Voraussetzungen für die 
Hilfen permanent geändert. Rapp schätzt, dass lediglich 20 % 
der Firmen in den Genuss von Finanzhilfen kommen. 
Eine Einschätzung der aktuellen konjunkturellen Lage im Kreis 
Göppingen gab IHK-Geschäftsführer Gernot Imgart, der die 
Ergebnisse der aktuellen IHK-Umfrage präsentierte. Demnach 
schauen die Unternehmen zuversichtlich in die Zukunft. Ge-
tragen werde die Entwicklung von der Industrie und vom Ex-
port. Das positive Gesamtbild dürfe jedoch nicht verschleiern, 
dass es einzelnen Betrieben, vor allem im Handel und in der 
Gastronomie, auch sehr schlecht geht. 
Über ihre Arbeit im Landtag berichtete schließlich die CDU-Ab-
geordnete Sarah Schweizer, die den Wahlkreis Göppingen ver-
tritt. Als stellvertretende Vorsitzende des Finanzausschusses 
legte sie einen Schwerpunkt ihrer Ausführungen auf die Haus-
haltssituation des Landes. Mit Blick auf den Herbst und die an-
stehenden Beratungen für den Doppelhaushalt 2022/23 sieht 
Schweizer einen Sparzwang. Dieser werde dazu führen, dass 
man noch stärker bisher auf die Nachhaltigkeit bei den Aus-
gaben achten müsse und Fördergelder, auch für Unternehmen 
noch gezielter, bewilligt werden.
Die verschiedenen Themen des Abends wurden anschließend 
in lockerer Runde mit den Referenten noch vertieft. MIT-
Kreisvorsitzender Ralf Semmler zeigte sich zufrieden. „Es 

wurde deutlich, wo die Wirtschaft im Kreis aktuell steht und 
welche Themen auf uns zukommen“, so Semmlers Fazit. 

Rüdiger Gramsch (Pressesprecher),

r.gramsch@maitis-media.de,

www.mit-gp.de

Der Unternehmer Ralf Krieger aus Kuchen (Kreis Göppingen) stellte die von ihm 
entwickelten Lufteiniger vor.

IHK-Geschäftsführer Gernot Imgart berichtet über die Stimmung der Wirt-
schaft im Kreis Göppingen. 
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MIT Schwarzwald-Baar

Jahreshauptversammlung mit Thorsten Frei MdB 

Am Donnerstag, 08.07.21, fand in den 
Räumlichkeiten der Firma Kunststoff 
Christel GmbH & Co. KG in Bad Dürr-
heim die ausstehende Jahreshauptver-
sammlung der MIT Schwarzwald-Baar 
statt.

Zu Gast war der Bundestagsabge-
ordnete des Wahlkreises Schwarzwald-
Baar/Oberes Kinzigtal, Thorsten Frei, 
der sich auch als Wahlleiter für die 
turnusgemäßen Wahlen zur Verfügung 
gestellt hat. Einstimmig wiedergewählt 
wurden: Rainer Christel als Kreis-
vorsitzender, Horst Hall als stellver-
tretender Vorsitzender, Dietmar Merz 
als Schriftführer, Thomas Schmidt als 
Schatzmeister, Susanne Ciampa und 
Christoph Scheidel als Beisitzer sowie 
Manuela Fauler und Raphael Raabe als 
Kassenprüfer.

Im Anschluss an die Wahlen hielt Thors-
ten Frei eine Rede und gab gute Ein-
blicke in die Regierungsarbeit und die 
damit verbundenen Schwierigkeiten. 
Die große Koalition bietet zwar vieler-
lei Möglichkeiten, ist aber immer in den 
Ergebnissen stark kompromissbehaftet, 
da doch sehr unterschiedliche Lager 
unter einen Hut gebracht und Zuge-
ständnisse gemacht werden müssen. 

Frei bestätigte, dass Genehmigungsver-
fahren zu aufwendig seien, Planungsver-

fahren beschleunigt werden müssen und 
an einigen Stellen Bürokratie abgebaut 
werden müsse. An diesen Schrauben 
würde gedreht, versprach er.

Die internationale Verflechtung der 
deutschen Wirtschaft verändere sich 
derzeit stark, da die amerikanische Poli-
tik auch unter Präsident Biden immer 
noch auf „America first“ setze und sich 
die Rolle Chinas ebenso weiter in Rich-
tung wirtschaftlicher Vormachtstellung 
verändere. Die unterschiedlichen In-
teressen der politischen Systeme ge-

mahnten zur Vorsicht, beispielsweise 
im Hinblick auf die 5G-Technologie und 
deren Zugriffsmöglichkeiten. 

Thorsten Frei sieht Innovation sowie 
die Forschung und Entwicklung weiter-
hin als Voraussetzung und Schlüssel 
einer starken Wirtschaft und der Her-
stellung marktfähiger Produkte und 
Dienstleistungen. Baden-Württemberg 
ist hier noch stärker als der Schnitt der 
Bundesrepublik Deutschland.

Wichtig ist die Zukunftsfähigkeit 
der sozialen Sicherungssysteme, die 
nicht überreizt werden oder für an-
dere Bereiche herangezogen werden 
dürfen. Auch dies sei mit dem der-
zeitigen Koalitionspartner nicht immer 
kompromisslos zu realisieren. Ab-
schließend lobte er die stabile Infra-
struktur unseres Landes und betonte 
die Wichtigkeit des Weges in eine 
klimaneutrale Wirtschaft, der aber 
Ausfälle vermeiden müsse und Kom-
promisse verlangen werde.

Rainer Christel, Dietmar Merz (Pressesprecher),

mit-sbk@kunststoff-christel.de,

www.mitsbk.de

Rainer Christel wurde als Kreisvorsitzender der 
MIT Schwarzwald-Baar einstimmig wiedergewählt.

Thorsten Frei MdB bei seiner Rede auf der Jahres-
hauptversammlung der MIT SBK im Juli 2021.

Steinalt? Nein, sechzig.

JAHRE
1961–2021

FLIESEN &
NATURSTEINE

Häcker feiert 60 Jahre. Lassen Sie 
sich von unserer außergewöhnlichen 
Angebotsvielfalt inspirieren!

Schausonntag in Weissach-Flacht
ist immer am 1. Sonntag des Monats 
von 11:00 – 17:00 Uhr. Herzlich 
willkommen, drinnen & draußen.

Telefon: 07044 90090 oder
www.haecker-stein.de
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MIT Bund

Unsere Vertreter im Bund

Aktuelles aus dem Bundesvorstand

Liebe  
Mitstreiter,

am 26. September 2021 wird entschieden, 
wer nach 16 Jahren der Kanzlerschaft 
von Angela Merkel unser neuer Bundes-
kanzler wird. 

Aus gutem Grund können wir behaupten, 
dass es sich bei dieser Wahl um eine 
Richtungswahl handelt. Was steht uns 
bevor? Rot-Rot-Grün mit dem Ende der 
Sozialen Marktwirtschaft und statt-
dessen dogmatische Vorgaben und Re-
glementierungen, oder soll weiter das 
Fördern und Fordern und die Soziale 
Marktwirtschaft im Mittelpunkt stehen?

Seit Ludwig Erhard ist die CDU die Partei 
der Sozialen Marktwirtschaft. Daher muss 
es auch nach der Zeit von Angela Merkel 
das Ziel der CDU sein, dass möglichst viele 
Menschen sozialversicherungspflichtig 
arbeiten und faire Löhne erhalten. Dies gilt 
insbesondere für die Zeit nach der Corona-
pandemie, in der viele ihren Arbeitsplatz ver-
loren oder finanzielle Defizite erlitten haben. 
Deutschland muss schnell wieder zum 
wirtschaftlichen Wachstum zurückkommen 
und die Schäden der Pandemie beheben. 

Darüber hinaus haben die vergangenen 
Monate gezeigt, dass unser Land in vie-
len Bereichen Verbesserungspotenzial 
aufweist und Modernisierungen nötig 
sind. Für uns Mittelständler ist es dabei 
entscheidend, dass vor allen Dingen auch 
die Interessen des Mittelstandes berück-
sichtigt werden und sich nicht nur in den 
Regierungsprogrammen widerspiegeln, 

sondern auch in „Regierungshandeln“ 
umgesetzt werden.

Die Mitglieder des Landesvorstands der 
MIT Baden-Württemberg sind seit vie-
len Jahren hervorragend auch in Berlin 
vernetzt und können somit auch die In-
teressen der baden-württembergischen 
Mittelständler entsprechend vertreten. 

Oliver Zander (rechts) erklärt Ralph Brinkhaus (Mitte), dem Vorsitzenden der CDU/CSU-Bundestags-
fraktion und Marc Biadacz (links), dem Bundestagsabgeordneten für den Wahlkreis Böblingen, bei ihrem 
Besuch bei einem mittelständischen Unternehmen in Leonberg die Vorstellungen der MIT zum neuen 
Arbeitszeitgesetz. 



30

MIT Bund

Als Paradebeispiel hierfür ist der his-
torische Einstieg in die Änderungen 
des Arbeitszeitgesetzes zu nennen. Die 
MIT Baden-Württemberg fordert seit 
vielen Jahren eine Abkehr von starren 
Arbeitszeitmodellen und der damit ver-
bundenen Tageshöchstarbeitzeit zu einer 
Wochenhöchstarbeitszeit.

Diese elementare Forderung ist sowohl 
in das Regierungsprogramm der CDU Ba-
den-Württemberg eingeflossen als auch 
jüngst in das Regierungsprogramm der 
CDU Deutschlands.  Dies können wir mit 
Fug und Recht als Erfolg der MIT Baden-
Württemberg verzeichnen! Es wird endlich 
Zeit, das starre Arbeitszeitgesetz auf die 
aktuellen Gegebenheiten und Bedürfnisse 
anzupassen. Die Änderung dieses Geset-
zes auf eine Wochenhöchstarbeitszeit bie-
tet entsprechende Flexibilität. Zum einen 
gilt dies für das Thema Homeoffice oder 
mobiles Arbeiten, welches auch durch die 
Coronapandemie weiter an Bedeutung ge-
wonnen hat. Zum anderen vereinfacht es 
aber auch die gezielte Förderung von Frau-

en als Führungskräfte bzw. die Vereinbar-
keit von Familie und Beruf. 

Mit der Reformation des Arbeitszeit-
gesetzes muss endlich dem Umstand 
Rechnung getragen werden, was in der 
Realität einer modernen Arbeitswelt 
Fakt ist. Die Arbeitswelt befindet sich 
im stetigen Wandel. Digitalisierung und 
starre Arbeitszeiten passen nicht mehr 
zusammen. Wer um 23:00 Uhr, wenn die 
Kinder schlafen, ein E-Mail schreibt und 
morgens wieder um 07:00 Uhr, wenn die 
Kinder möglicherweise schon wieder auf 
dem Schulweg sind, verletzt heute schon 
das Arbeitszeitgesetz.

Natürlich müssen auch hier ent-
sprechende Regelungen für Ruhezeiten 
gefunden werden.  Selbstverständlich 
ist es nicht im Sinne der Arbeitgeber 
und schon gar nicht des Mittelstands, 
damit die Tür für Ausbeutung zu öff-
nen. Dies schließt sich aber von vorne-
herein durch praktiziertes Handeln ver-
antwortungsvoller Mittelständler aus.  

Wir vom Mittelstand fordern: Lasst uns 
dieses Arbeitszeitgesetz frei von Ideo-
logien mit der Verantwortung aller Be-
teiligten angehen!  Wir sind zuversicht-
lich, dass wir auf diese Weise einen fairen 
Kompromiss zwischen Arbeitnehmer-
schutz und notwendiger Flexibilität fin-
den werden. Dafür ist es wichtig, dass 
Politiker sich ein Bild von der Praxis ma-
chen, sich mit den „Machern“ vor Ort 
unterhalten und diese Impulse mit in ihr 
Handeln einfließen lassen.

Armin Laschet hat deutlich gemacht, 
dass er in den Dialog gehen möchte und 
hat in dem von ihm zu verantwortenden 
Regierungsprogramm und auch in der 
Kommunikation viel für den Mittelstand 
versprochen.  Wir als MIT Baden-Würt-
temberg und MIT Bund wollen alles dafür 
unternehmen, damit diese Versprechen 
mit einem Bundeskanzler Armin Laschet 
auch umgesetzt werden.

Herzliche Grüße

Ihr Oliver Zander

IN GUTEN HÄNDEN.
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Erfolgreicher Landesmittel-
standstag der MIT Hessen – 
Marco Reuter wiedergewählt

Am Samstag, den 26. 
Juni 2021, haben die De-
legierten der MIT Hessen 
Marco Reuter mit 98,5 % 
erneut an die Spitze des 
Landesverbands gewählt. 
„Ich fühle mich sehr ge-
ehrt und hoffe, den gro-

ßen Erwartungen gerecht zu werden“, so 
Reuter nach der Wahl. Einigkeit, Besonnen-
heit und Engagement zum Wohle der Mit-
glieder sei die Erfolgsformel. Für die neue 
Legislaturperiode gilt es, an die Erfolge der 
letzten Jahre anzuknüpfen und sich noch 
stärker um die Mitgliederwerbung zu be-
mühen, denn „wir wollen weiterhin wach-
sen und unsere Schlagkraft erhöhen“.
Unter der Tagungsleitung des heimi-
schen Landtagsabgeordneten Michael 
Reul wurden neben dem Vorsitzenden 
auch noch der restliche Landesvorstand 
neu gewählt. Zu stellvertretenden 
Landesvorsitzenden wurden Jürgen Die-
ner (Fulda), Elke Jesinghausen (Waldeck-
Frankenberg), Christoph Fay (Frankfurt 
am Main), Volker Rode (Gelnhausen) 
und Dr. Reinhard Völker (Wiesbaden) 
gewählt. Dem Präsidium gehören Claus 
Ullrich (Fulda) und Oliver Roeder (Berg-
straße) an. Schatzmeister ist weiterhin 
Robert Lange (Frankfurt am Main). Erst-
mals im Landesvorstand ist Patrick Heck 
aus Langenselbold, der zu einem der 14 
Beisitzer gewählt wurde.
Neben den Delegierten kamen auch noch 

Finanzminister Michael Boddenberg, die 
Vorsitzende der CDU-Fraktion im Hessi-
schen Landtag, Ines Claus, und Digital-
Staatssekretär Patrick Burghardt.
Neben einer Betrachtung der wirtschaft-
lichen Entwicklungen der letzten Mo-
nate stand auch der Ausblick auf die 
anstehende Bundestagswahl auf der 
Tagesordnung.
CDU-Fraktionschefin Claus formulierte 
hierfür ein klares Ziel: „Wir wollen als 
Union 30 plus holen. Dafür kämpfen wir.“ 
Die CDU sei nicht die Partei der Verbote, 
sondern eine Dafür-Partei. „Für Familien, 
für ein starkes Deutschland, für Klima-
Wohlstand und für Innovation. Dabei 
grenzen wir uns deutlich von anderen 
Parteien wie die Grünen ab. Die jüngsten 
Äußerungen von Baden-Württembergs 

Grünen-Ministerpräsident Winfried Kret-
schmann zeigen deutlich, was die Grü-
nen wollen: Bürgerrechte einschränken 
und hart regulieren. Das geht mit uns als 
CDU nicht. Wir stellen uns nicht gegen 
das Grundgesetz, sondern setzen auf die 
Eigenverantwortung der Menschen.“
Nach der Verabschiedung eines 15-Punkte-
Deutschlandplans der MIT Hessen blickte 
auch Marco Reuter zuversichtlich auf die 
anstehende Wahl: „Niemand weiß besser 
als wir in der MIT, was der Mittelstand zur 
Bewältigung der Krise wirklich benötigt. 
Aber wir wissen auch, wo es konkret bei der 
Umsetzung hakt, daher freuen wir uns, dass 
mit Friedrich Merz unser Mann für die Wirt-
schaft mit im Team von Armin Laschet ist“.

Lukas Henke (Landesgeschäftsführer),

geschaeftsfuehrer@mit-hessen.de,

www.mit-hessen.de

Marco Reuter wurde mit 98,5 % als Landesvorsitzender der  
MIT Hessen wiedergewählt.

Der neue Landesvorstand der MIT Hessen.
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Neuer Landesvorsitzender der MIT Sachsen: 
Jan Hippold MdL 

Am 14. Juli 2021 wurde 
unter sommerlichen Be-
dingungen die Landesvoll-
mitgliederversammlung 
der MIT Sachsen aus-
getragen. Nachdem in den 
letzten Jahren verschiedene 
Unternehmen den Aus-

tragungsort stellten, fand die diesjährige 
Versammlung auf einer der traditions-
reichsten Rennstrecken Deutschlands, 
dem Sachsenring in Oberlungwitz, statt. 
Turnusgemäß wurde hier ein neuer Landes-
vorstand gewählt, der Veränderung für die 
MIT Sachsen bedeutet. Denn nach 10 Jah-
ren Amtszeit entschied sich der langjährige 
Vorsitzende Dr. Markus Reichel dazu, nicht 
mehr für den Vorsitz zu kandidieren. Grund 
stellt sein Bundestagswahlkampf im Wahl-
kreis 159 Dresden I dar, dem er sich voll-
ends widmen möchte. Für seine Verdienste 
und die erfolgreiche Arbeit wurde Dr. Mar-
kus Reichel gebührend verabschiedet. Als 
besonderes Zeichen der Wertschätzung 
überraschten ihn die Mitglieder, indem sie 
ihn zum Ehrenvorsitzenden der MIT Sach-
sen ernannten.
Zum neuen Landesvorsitzenden wurde der 
Bauingenieur und Landtagsabgeordnete 
Jan Hippold aus Limbach-Oberfrohna 
gewählt. Jan Hippold ist ausgewiesener 
Wirtschaftsfachmann, der sich in der Ver-
gangenheit besonders für eine innovative 
Mittelstandspolitik im Sächsischen Land-

tag engagiert hat. Er ist die Stimme der 
MIT in den Ausschüssen für Wirtschaft, 
Arbeit und Verkehr sowie Energie, Klima-
schutz, Umwelt und Landwirtschaft. Als 
Stellvertreter wurden Frank Heidan, Nor-
bert Müller und Andreas Nowak MdL 
gewählt. Christine Enenkel erhielt mit 
98,04 % großes Vertrauen, um ihr Amt 
als Schatzmeisterin für die nächsten zwei 
Jahre weiter auszuüben. 

Gewählt wurde in diesem Jahr erstmals 
mit dem elektronischen Wahlsystem 
ELWA, welches vom CDU-Kreisverband 
Mittelsachsen und der IT-Firma zwan-
zig12 entwickelt wurde. Statt zahlreicher 
Papierbögen, fand die Wahl mittels elek-
tronischer Stimmkarten über Tablets in 
Tischwahlkabinen statt. Damit konnten 
nicht nur Ressourcen, sondern vor allem 
Zeit gespart werden.
Die Impulsrede bei der Veranstaltung 
kam vom Ministerpräsidenten und MIT-
Mitglied Michael Kretschmer. Mit Wohl-
wollen haben die MIT-Mitglieder wahr-
genommen, dass es mit der Union keine 
Steuererhöhung geben wird. 
Fünfzehn Beisitzer aus ganz Sachsen 
komplettieren den künftigen Landes-
vorstand. Von der Wirtschaft für die 
Wirtschaft. Wir freuen uns auf weitere 
erfolgreiche Arbeit der wichtigsten Ver-
einigung der CDU in Sachsen.

Elaine Jentsch (Landesgeschäftsführerin), 

elaine.jentsch@mit-sachsen.de, 

www.mit-sachsen.de

(V. l. n. r.) CDU-Generalsekretär Alexander Dierks MdL, ehem. Landesvorsitzende Dr. Markus Reichel, Landesvor-
sitzender Jan Hippold MdL, Ministerpräsident Michael Kretschmer und Landesgeschäftsführerin Elaine Jentsch.

Der neue Landesvorstand der MIT Sachsen.

Sachsen
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Neuer Landesvorsitzender der  
MIT Niedersachsen: Holger Bormann 

Beim 34. Landesmittel-
standstag der rund 
4.500 Mitglieder zählen-
den Mittelstands- und 
Wirtschaftsunion (MIT) 
in Niedersachsen am 
Samstag, 17. Juli 2021 in 
Wolfenbüttel wurde der 

40-jährige Wolfenbütteler Holger Bor-
mann mit 86 % zum Nachfolger von Wer-
ner Lübbe aus Vechta gewählt, der nach 
12 Jahren nicht wieder antrat. 
„In seinen 12 Amtsjahren hat Werner 
Lübbe die MIT in Niedersachsen erfolgreich 
weiterentwickelt. Dabei kamen ihm nicht 
nur seine unternehmerische Weitsicht zu-
gute, sondern auch  seine Erfahrung als 
langjähriger Vorsitzender des MIT-Kreis-
verbandes Vechta, der mit 850 Mitgliedern 
größter Deutschlands ist“, betonte Bor-
mann unter großem Beifall. 
Zu stellvertretenden Landesvorsitzenden 
gewählt wurden Peter Luths mit 64 % 
aus dem Bezirksverband Lüneburg, Peter 

Pfeiffer mit 56 % aus dem Bezirksverband 
Hildesheim, mit 89 % Alexander Prox aus 
dem Landesverband Oldenburg  und Till 
Olaf Voß mit 56 % aus dem Bezirksverband 
Osnabrück-Emsland.
Das Amt des Schatzmeisters übernimmt 
der 36-jährige Unternehmer Andreas Hett-
wer von Dieter Finke-Gröne, beide aus dem 

Kreisverband Osnabrück-Land. Für ihn 
stimmten 90 % der Delegierten. Außerdem 
wurden 17 Beisitzer gewählt.
Der neue Vorsitzende Holger Bormann 
führt seit 2009 den sehr aktiven und mit 
über 250 Mitgliedern starken MIT-Kreisver-
band Wolfenbüttel und fungiert seit 2019 
als stellvertretender Landesvorsitzender. Er 

Der neue Landesvorsitzende der MIT Niedersachsen Holger Bormann (links) löst Werner Lübbe (rechts) nach 12 Amtsjahren ab.
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tritt erstmals auch zur Bundestagswahl an. 
„Mit dem heute gewählten und motivierten 
Vorstandsteam will ich gern derjenige sein, 
der für die MIT die Verantwortung als neuer 
Chef übernimmt. Wir brauchen nach Coro-
na einen Aufschwung für den Mittelstand in 
Niedersachsen“, betonte Bormann. 
Zu den weiteren Rednern zählte der MIT- 
Bundesvorsitzende Dr. Carsten Linnemann 
MdB, Junge-Union-Chef Tilman Kuban, 
Niedersachsens JU-Vorsitzender Christian 
Fühner, der sachsen-anhaltinische CDU-
Vorsitzende Sven Schulze MdEP, MIT-Vor-
sitzender aus Sachsen-Anhalt Detlef Gürth 
und der ehemalige Bundespräsident Chris-
tian Wulff. Der ehemalige niedersächsische 
Ministerpräsident hielt einen sehr beein-
druckenden Vortrag über 50 Jahre MIT 
Niedersachsen und das Wirken von Werner 
Lübbe. 
Die Delegierten verabschiedeten ein um-
fangreiches Positionspapier, das eine Grup-
pe von MIT-Mitgliedern um den Unter-
nehmer Hans-Dieter Klahsen erarbeitet 
hatte.  Darin fordert die MIT u. a. eine 
massive Verbesserung der Infrastruktur, 
Stärkung und Erhaltung der Landwirt-
schaft, Bürokratieabbau auf kommuna-

ler und Landesebene, technologieoffene 
Forschungsförderung für Wasserstoff und 
einen Niedersachsen-ETF als Ergänzung der 
Altersvorsorge.  
In zwei Talkrunden, an denen Nieder-
sachsens Wirtschaftsminister Dr. Bernd 
Althusmann und Niedersachsens Land-
wirtschaftsministerin Barbara Otte-Kinast 
teilnahmen, ging es um Agrarpolitik und 
Wirtschaftsfragen. Diskutanten waren der 
Landwirt Anthony Lee, Sprecher von Land 
schafft Verbindung und die Landwirtin  Ju-
liane von der Ohe. Beim Wirtschafts-

gespräch diskutierten die Osnabrücker 
Unternehmerin Sabine Pieper und der 
Oldenburger Unternehmer Alexander Prox. 
Organisation, Durchführung  und Wahlen 
der Veranstaltung lagen in den Händen von 
MIT-Landesgeschäftsführer Steffen Preug-
schat. Impressionen des Landesmittel-
standstages finden Sie öffentlich auch 
unter: www.facebook.com/mitnds. 

Steffen Preugschat,

preugschat@mit-niedersachsen.de,

www.mittelstand-niedersachsen.de

Die stv. Landesvorsitzende der MIT BW Inka Sarnow (links) und ihre Landesgeschäftsführerin Ulla Müller-
Eisenhardt (Mitte) gratulieren Holger Bormann auf dem LMT in Wolfenbüttel.

(V. l. n. r.) Wirtschaftsminister Dr. Bernd Althusmann, ehem. Landesvorsitzender Werner Lübbe, Landwirtschaftsministerin Barbara Otte-Kinast, Landesvorsit-
zender Holger Bormann, ehem. Bundespräsiden Christian Wulff und JU-Bundesvorsitzender Tilmann Kuban auf dem niedersächsischen Landesmittelstandstag.
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Grünes Sofortprogramm

Wunschdenken ohne Bezug 
zur Realität

Am 3. August stellten die Grünen ihr 
Sofortprogramm mit dem Titel „Klima 
retten, Menschen schützen“ vor. Das 
Papier strotzt jedoch vor technischer wie 
wirtschaftlicher Unkenntnis und weist 
den Weg zu noch mehr Bürokratie und 
Verwaltung. Der Versuch, vom Versagen 
des Spitzenpersonals abzulenken, ist 
mit einem derart substanzlosen Papier 
gescheitert. 

Natürlich war schon vorher bekannt, 
dass dieses Papier nur der Ablenkung 
von den Fehltritten der Spitzen-
kandidatin Baerbock dienen sollte. 
Politik und Medien erwarteten zudem 
wenig Neues oder Brauchbares. Der 
tatsächliche Inhalt jedoch verblüffte 
sogar die pessimistischsten Mittel-
ständler. Die zehn Punkte offenbaren 
ein rein eindimensionales Denken, das 
auf Verwaltungsakte beschränkt ist und 
nur ein buntes Wunschkonzert abseits 
jeglicher technischen Machbarkeit äu-
ßert, aber keine innovativen Ansätze 
für die Zukunft liefert.

Träume statt realistischer Ansätze
Unfassbar ist auch der alleinige Fokus 
der Grünen auf Treibhausgase, vor 
allem dem CO2. Anstatt die gesam-
te Ökobilanz eines Produkts zu be-
trachten, wird lediglich ein kleiner Teil 
herausgebrochen. Dieser entscheidet 
dann über die Güte und die Zukunft 
des Produkts – und damit auch über 
die Zukunft von Unternehmen und 
Arbeitsplätzen. Doch nur so über-
leben Entwicklungen wie Windräder 
und Elektroautos, die ohne politischen 
Druck ideologischer Lobbys aktuell 
nicht marktfähig wären. Versiegelte 
Waldböden, ungelöste Entsorgungs-
probleme, Verhalten bei Bränden und 
Rohstoffengpässe werden bei diesem 
engen Fokus willentlich ausgeblendet.
Auch „Klimaoffensive“ und „Mobili-

tätswende“ sind schöne, agile Wort-
schöpfungen, die aber nur von kreativem 
Marketing zeugen, jedoch ohne realisier-
bare Inhalte auskommen. Technologie-
offenheit und verschiedene Antriebe ma-
chen uns unabhängiger und mobiler denn 
je zuvor. Darüber hinaus entlarven Ideen 
eines Klimaministeriums mit Veto-Recht 
oder die einer Steuerrückführung über 
ein noch nicht definiertes System eine 
sehr infantile Vorstellung von Wirtschaft 
und Staat. Mehr noch, die Grünen schei-
nen einen sehr einseitigen Blickwinkel 
auf die Lebensrealitäten der Bürger die-
ses Landes zu besitzen.

Grüne fahren altes 
Ein-Themen-Programm
Fordern wir statt ideologischen Traum-
schlössern mehr Mut zur Wahrheit in 
der Politik und mehr Vertrauen in die 
Innovationskraft der deutschen Wirt-
schaft. Wir verfügen bereits heute über 
technische Lösungen, die nicht nur im 
Markt bestehen können, sondern auch all 
das erfüllen, was wir erwarten – nämlich 
Nachhaltigkeit, Umweltfreundlichkeit 
und Wirtschaftlichkeit.

Die Menschen müssen nicht vor dem 
Klima gerettet werden, sondern vor 

einer weltfremden Politik, die Lobby- 
Interessen vor technisch notwendige 
und wirtschaftlich sinnvolle Maßnahmen 
stellt. Die Grünen, mit ihrer spießigen 
Verbotspolitik, die nur auf Unkennt-
nis und Engstirnigkeit zurückzuführen 
ist, und ihrem unbelehrbaren Geist, der 
sich – ohne Selbstkritik zu kennen – nur 
auf der selbstgeschaffenen moralischen 
Überlegenheit ausruht, braucht in dieser 
Welt kein Mensch.

Bastian Atzger,

atzger@mit-lvbw.de,

www.mit-bw.de

Bastian Atzger, Landesvorsitzender der  
MIT Baden-Württemberg
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Pressemitteilung 11/2021 

Wirtschaftsflügel der CDU entfacht  
neuen Geist des Aufbruchs

Die Mittelstands- und Wirtschafts-
union Baden-Württemberg (MIT) will 
sich wieder spürbarer für mehr unter-
nehmerische Freiheit einsetzen und for-
dert hierfür ein gesellschaftliches Um-
denken: mehr Markt und weniger Staat. 

Auf ihrem Landesmittelstandstag in Lein-
felden-Echterdingen hat die MIT eine 
neue Führungsspitze gewählt. Neuer 
Vorsitzender der Mittelstandsunion ist 
der 42-jährige Bastian Atzger, der zuvor 
sechs Jahre lang den MIT-Bezirksverband 
Württemberg-Hohenzollern geführt 
hatte. Er setze sich mit knapp 81 % gegen 
einen Mitbewerber aus Stuttgart durch.

In seiner Bewerbungsrede beschwor 
Atzger den Mut und das Selbstbewusst-
sein der MIT gegenüber der Politik. 
Die Krise sei vor allem dann zu meis-
tern, wenn die Betriebe frei von büro-
kratischen Zwängen und politischen 

Eingriffen handeln können. Hierzu 
müsse die Wirtschaft aber auch den 
Mut haben, ihre Anliegen in die Politik 
zu tragen und nicht nur dem herrschen-
den Zeitgeist folgen.

„Es gilt, die MIT zum Leuchtfeuer des 
Mittelstands in Baden-Württemberg zu 
machen. Dieses Feuer brennt sogar ab-
solut CO2-neutral, nur aufgrund spürbarer 
inhaltlicher Arbeit und klarer Sprache“, so 
Atzger. „Ideologischer Verbotspolitik und 
sinnloser Preistreiberei durch neue Steu-
ern oder staatliche Abgaben“ erteilte er 
eine deutliche Absage. 

Der Bundesvorsitzende der MIT, Carsten 
Linnemann, richtete als Gastredner des 
Landesmittelstandstages den Blick auf 
die Zukunft des Wirtschaftsstandorts 
Deutschland. Man könne nur dann wie-
der zu alter Stärke zurückfinden, wenn 
die Leistungsträger im Land so schnell 

und so weit wie möglich entlastet wür-
den und die Möglichkeit erhielten, 
eigenverantwortlich zu handeln, so Lin-
nemann. An die 180 Delegierten im Saal 
appellierte er, für einen Neustart in der 
Politik und einen neuen Geist des Auf-
bruchs und des Machens zu sorgen.

Bei den Vorstandswahlen wurde, 
neben den bisherigen Stellvertretern 
Inka Sarnow und Daniel Hackenjos, 
der Landtagsabgeordnete Tobias Vogt 
als stellvertretender Vorsitzender in 
die Führungsspitze der MIT gewählt. 
Er soll künftig den direkten Draht zur 
CDU-Landtagsfraktion bilden. Neuer 
Pressesprecher der Mittelstands- und 
Wirtschaftsunion ist Jürgen Scheurer. 
Schatzmeister bleibt Thomas Rapp.

Jürgen Scheurer,

scheurer@mit-lvbw.de.

www.mit-bw.de

Wiesbauer-Alukrane
 Die kompakten Mietkrane 
als Anhänger- oder LKW- 
Kran zum selbst bedienen.

www.wiesbauer-krane.de
Autokrane . Schwertransporte . Montagen . Spezialfahrzeuge

Stuttgart   Tel. 0711.70091-95  Neckarsulm   Tel. 07132.34136-0
Schwaikheim   Tel. 07195.59999-27  Plankstadt     Tel. 06202.97860-36

Firmenzentrale

Wiesbauer GmbH & Co. KG
Laiernstraße 35 
74321 Bietigheim-Bissingen
Tel. 07142.9760-0
Fax 07142.9760-90



37

Pressemitteilung 12/2021 

Keine Beteiligung der  
Vermieter an CO2-Steuer

Nach Auffassung der MIT Baden-
Württemberg würde die hälftige Um-
wälzung der CO2-Verbrauchskosten 
auf die Vermieter einen fundamen-
talen Bruch des Verursacherprinzips 
darstellen. Die MIT widerspricht damit 
den Aussagen des CDU/CSU-Kanzler-
kandidaten Armin Laschet aus dem 
ARD-Sommerinterview, wonach sich 
Vermieter künftig am Mieteranteil der 
staatlichen Aufschläge auf Öl und Gas 
beteiligen sollen. 

„Die Aussage, dass sich Vermieter, die 
derzeit gar nichts leisten, in Zukunft an 
den CO2-Kosten der Mieter beteiligen 
sollten, kann von keinem vernünftigen 
Standpunkt aus nachvollzogen werden“, 
erklärt der Landesvorsitzende der MIT 
Bastian Atzger. Dieses von Armin La-
schet gezeichnete Bild scheine von einer 
Realität auszugehen, in der hinter den 
meisten Vermietern große Wohnungs-
baukonzerne stehen und nicht die Alters-
vorsorge zahlreicher Mittelständler. 

Verursacherprinzip muss weiter auch 
bei den CO2-Kosten gelten
Ein weiterer Kritikpunkt der Mittel-
standsvertreter: Vermieter haben, selbst 
bei einem bestens sanierten Haus, die 
Heizungskosten nicht in der eigenen 
Hand. Zwingt man sie zu einer Beteiligung 

hieran, hängen sie allein vom Konsumver-
halten ihrer Mieter ab. Darüber hinaus 
würde es eine Abkehr vom Verursacher-
prinzip bedeuten, wonach Verbrauchs-
kosten vom Mieter zu tragen sind.

Die CO2-Steuer soll, zumindest ihren 
Urhebern nach, eine Verbrauchssteuer 
sein und zu sparsamerem Umgang mit 
Öl und Gas motivieren. Wenn nun aber 
auch diejenigen bezahlen sollen, die 
keinen Einfluss auf diesen Verbrauch 
haben, ist das nach Auffassung der MIT 
nicht nur ein willkürlicher Griff in frem-
de Geldbeutel, es konterkariere auch 
den Sinn und Zweck der Steuer.

Die MIT Baden-Württemberg appelliert 
daher dringend an die CDU und ihren Vor-
sitzenden, den Weg zu wirtschaftlichem 
Wachstum über die Hebel des Marktes zu 
beschreiten und sich nicht auf ideologischen 
Nebenpfade eines grünen Wunschzettels 
umleiten zu lassen. „Deutschland braucht 
mehr individuelle Freiheit und markt-
wirtschaftliche Mechanismen statt mehr 
staatliche Umverteilung – diesen Weg soll-
te man auch bei den CO2-Kosten nicht ver-
lassen“, so Bastian Atzger.

Jürgen Scheurer,

scheurer@mit-lvbw.de.

www.mit-bw.de

MIT Land
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Pressemitteilung 13/2021 

Verwaltung muss Lehren aus Hochwasser-
katastrophe ziehen

Die Mittelstands- und Wirtschafts-
union (MIT) Baden-Württemberg 
spricht sich in der aktuellen Diskussion 
um Elementarschadenversicherungen 
gegen eine Pflichtversicherung aus. 
Vielmehr sieht sie unerledigte Haus-
aufgaben bei Politik und Verwaltung. 

„Der Staat hat sich auf seine hoheitlichen 
Aufgaben zu konzentrieren und diese zu 
erledigen, bevor er seinen Bürgern neue 
verpflichtende Lasten aufbürdet“, er-
klärt Bastian Atzger, Landesvorsitzender 
der Mittelstands- und Wirtschaftsunion 
Baden-Württemberg.

Der Schlamm in den Hochwassergebieten 
ist noch nicht trocken, und die Menschen 
sind noch beim Ausräumen ihrer Häu-
ser, schon werden Forderungen laut, 
jeder Hausbesitzer sei schnellstmöglich 
und per Gesetz zum Abschluss und zur 
Zahlung einer Elementarschadenver-
sicherung zu verpflichten.

Diese Diskussion kommt nicht nur zur Un-
zeit, nämlich während die Katastrophe 
noch andauert, sie geht auch am Ziel vor-
bei. Laut Versicherungswirtschaft verfügen 
46 % der deutschen Haushalte über einen 
Schutz gegen Elementarschäden, und 

lediglich 1 % aller Haushalte sind aufgrund 
ihrer Risikolage nicht versicherbar. 

„Allen Hausbesitzern deshalb mit einer 
Zwangsversicherung zu drohen ist un-
verhältnismäßig“, erklärt Bastian Atzger. 
Außerdem lenke die Diskussion über 
diese Art der Umlage von Risiken von 
der notwendigen Debatte über Ursachen 
und künftige Vermeidung derartiger Ka-
tastrophen ab. 

Weder helfe eine Versicherung, Notlagen 
zu vermeiden, noch lassen sich derartige 
Hochwasser pauschal durch den Klima-
wandel begründen. Wie so oft, kamen meh-
rere Ursachen zusammen. In vielen Ge-
meinden fehlt zum Beispiel ein geeigneter 
Hochwasserschutz, und oftmals wurden 
Flüsse begradigt, ohne Ausgleichsflächen 
zu schaffen. Vielerorts wird immer näher 
an die Gewässer gebaut, und es werden zu 
viele Flächen versiegelt. Dazu kamen Feh-
ler staatlicher Stellen bei Alarmierung und 
Hilfsmanagement. 

Die MIT Baden-Württemberg spricht 
sich gegen eine Zwangsversicherung 
aus
Verwaltung und Politik müssen sich auf 
ihre ursprünglichen Aufgabenbereiche 

konzentrieren und durch geeignete 
Bebauungspläne und Baumaßnahmen 
die Rahmenbedingungen für die Ver-
meidung von Hochwasserkatastrophen 
schaffen. Es gehört aber zur Wahrheit 
dazu, dass im Leben nicht alles plan-
bar und nicht jede Ausnahmesituation 
verhinderbar ist. Hierzu stehen diver-
se Versicherungen zur Verfügung, die 
jeder Bürger zur Schadensminimierung 
abschließen kann. Dies darf aber 
nicht aus Zwang geschehen, sondern 
aus freiem Entschluss und unter vol-
lem Bewusstsein der damit einher-
gehenden Eigenverantwortung.

Immer wieder ersetzt die staatliche 
Bürokratie die Suche nach praktikab-
len und zukunftsgerichteten Lösungen 
durch eine Denkweise Zuständigkeiten 
und Paragrafen erst. Damit lähmt sich 
die Verwaltung selbst und blendet die 
Eigenverantwortung der Bürger aus, 
als müssten sie mit staatlicher Für-
sorge, wie einer Pflichtversicherung, 
an die Hand genommen werden. Bür-
ger, ehrenamtliche Hilfsorganisationen 
und mittelständische Unternehmen 
haben sich dagegen aktiv der Situation 
angenommen und nicht auf das Start-
signal staatlicher Stellen gewartet. 

„Die Politik beklagt immer das gesunkene 
Vertrauen in staatliche Institutionen 
– die Rückbesinnung des Staates auf 
ureigene Aufgaben bei gleichzeitiger 
Förderung individueller Freiheiten 
und marktorientierter Lösungen wäre 
ein Ansatz, um verspieltes Vertrauen 
wiederzuerlangen und das Land für 
künftige Krisen und Katastrophen 
handlungsfähiger zu machen“, so der 
MIT-Vorsitzende.

Jürgen Scheurer,

scheurer@mit-lvbw.de.

www.mit-bw.de
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Die MIT sagt DANKE

Am diesjährigen Landesmittelstandstag wurden einige Mit-
glieder des Landesvorstands verabschiedet. Die MIT Baden-
Württemberg dankt ihren ausgeschiedenen Mitgliedern Nils 
C. Beckmann, Frederik Decker, Werner Frank, Angelika Harm, 
Apostolos Kelemidis, Dr. Robert Pernar, Anne Schmieder, Doris 
Stempfle, Klaus Straub und Marcel Stürz für ihr jahrelanges En-
gagement und MITwirkung innerhalb des Landesvorstands und 
wünscht privat wie auch beruflich alles Gute.

Unser ehemalige Landesvorsitzende Oliver Zander und unse-
re ehemalige stellvertretende Landesvorsitzende Margarete 
Reiser bleiben uns als Beisitzer im Landesvorstand erhalten. 
Wir freuen uns, die Arbeit für unseren MITtelstand mit ihnen 
fortzuführen.

wifo@mit-lvbw.de

Margarete Reiser (links) wurde als stv. Landesvorsitzende verabschiedet und für langjährige Verdienste und aktive Mitarbeit auf Bundes-, Landes-, Bezirks- und 
besonders auf Kreisebene mit der silbernen Ehrennadel geehrt. Anne Schmieder (Mitte) und Frederik Decker (2. von rechts) wurden ebenfalls mit der silbernen 
Ehrennadel für langjährige Verdienste und aktive Mitarbeit im Landesvorstand geehrt.

Angelika Harm danken wir für ihr großes Engagement 
als Pressesprecherin der MIT Baden-Württemberg.

Der neue Landesvorsitzende Bastian Atzger (2. von links) verabschiedete die ehemaligen Beisitzer Nils C. 
Beckmann (links), Werner Frank (2. von rechts) und Marcel Stürz (rechts).
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„Ich bin neu in der MIT, weil …

Swen Tröster (49) gründete bereits mit 22 
Jahren mit einem damaligen Geschäfts-
partner eine Offset-Druckerei und baute 
diese kontinuierlich, dem technischen 
Wandel der Zeit angepasst zu einem 
Medienunternehmen aus, das die Be-
reiche Offset-Druck, Digitaldruck, deren 
Weiterverarbeitung sowie Werbetechnik 
vereint. 
Individuelle, automatisierte Arbeits-
abläufe, die sämtliche Kundenwünsche in 
kürzester Zeit umsetzen, machen es auch 
in Zukunft möglich, auf die gestiegenen 
Anforderungen, auch die der Industrie 4.0, 
flexibel und just in time einzugehen.
Als durch und durch Technikbegeisterter 
experimentiert Tröster auch in zahlreichen 
weiteren Gebieten, z. B. im 3D-Druck, 
der Robotik oder mit unterschiedlichen 
Drohnen-Varianten. Zudem engagiert er 
sich in der freiwilligen Reservistenarbeit 
und unterstützt örtliche Vereine. Ebenso 
teilt er die Begeisterung zum Motorcross-
Sport mit seinem Sohn.

Swen Tröster,

troester@mtdruck.de,

www.mtdruck.de

Swen Tröster
Druckereibesitzer
MIT Tübingen

„… ich den Erfahrungsaustausch zwischen 
Unternehmern im Mittelstand sehr wichtig 
finde.“

Nach seiner Ausbildung zum Winzer in 
der Region Stuttgart arbeitete Fabian 
Alber bei namhaften Weinbaubetrieben 
im In- und Ausland. Anschließend ab-
solvierte er ein zweijähriges Studium 
zum staatl. gepr. Techniker für Weinbau 
und Oenologie an der Landesversuchs-
anstalt für Wein- und Obstbau Weins-
berg, danach arbeitete er ein weiteres 
Mal im Ausland, bei einem der führenden 
Betriebe für Schaumweinbereitung. An-
schließend wurde Alber Betriebsleiter 
auf einem Weingut im Landkreis Ludwigs-
burg. Mit Beginn des Jahres 2021 folgte 
dann die Selbstständigkeit mit einem an 
den Weinbau angegliederten Hotel inkl. 
kleinem gastronomischem Angebot. Das 
neue Projekt nennt sich exNicrum Wein 
| Genuss | Hotel. Das Hotel beheimatet 5 
geräumige und hochwertig eingerichtete 
Doppelzimmer im Herzen Hessigheims. 
Albers Weinbaufläche erstreckt sich 
über knapp 3 ha in der unmittelbaren 
Umgebung. 

Fabian Alber, 

fabian.alber@exnicrum.com, 

www.hotel-hessigheim.de

Valérie Neumann studierte an den 
Universitäten Würzburg und Hohen-
heim. Beruflich ist sie als Steuer-
beraterin und Wirtschaftsprüferin in 
einer mittelständischen Steuerbe-
ratungs- und Wirtschaftsprüfungs-
kanzlei mit Hauptsitz in Reutlingen 
und weiteren Standorten in Stuttgart 
und Albstadt tätig. Den Mittelstand 
erlebt sie täglich in verschiedenen 
Branchen und Regionen und kennt 
die Herausforderungen und Chancen 
der Mandantschaft gut. Ihrer Mei-
nung nach muss die Verbindung zwi-
schen Mittelstand und Politik mehr 
gefördert werden, damit der Motor 
der deutschen sowie der europäischen 
Wirtschaft seine Erfahrungen, Ideen 
und die Expertise einbringen kann, um 
unser Land voranzubringen.
Seit dem Studium ist Valérie Neumann in 
der CDU und der Jungen Union politisch 
aktiv. Ihre weitere Freizeit verbringt sie 
gerne in der Natur, beim Wandern oder 
Spazierengehen mit dem Hund.

Valérie Neumann, 

v.neumann@live.com

Fabian Alber 
Geschäftsführer, Techniker für Wein-
bau und Oenologie | MIT Ludwigsburg

Valérie Neumann
Wirtschaftsprüferin, Steuerberaterin
MIT Zollernalb

„… ich neue Bekanntschaften im Unter-
nehmerkreis bilden, neue Sichtweisen 
kennenlernen und alte Denkweisen dis-
kutieren möchte.“

„… der Mittelstand der Motor unserer Wirt-
schaft ist und die Weichenstellung in der 
Politik der Union aktiv beeinflussen muss.“
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Tobias Vogt MdL

Deutschland investiert EU-
Milliarden in Zukunftsmärkte

Der Wiederaufbaufonds ist das größ-
te Hilfsprogramm, das die Europäische 
Union jemals geschnürt hat. Mit diesem 
Fonds hilft die EU seinen Mitgliedsstaaten 
dabei, nach der Coronakrise wieder 
wirtschaftlichen Schwung aufzunehmen. 
Deutschland erhält mehr als 25 Milliar-
den Euro, die vom Bund aufgestockt 
werden - insgesamt werden mit diesem 
Hilfsprogramm rund 28 Milliarden Euro in 
Deutschland zusätzlich investiert. Diese 
Summe entspricht in etwa der Hälfte des 
baden-württembergischen Haushalts. 

Der Deutsche Aufbau- und Resilienzplan 
sieht massive Investitionen in den Klima-
schutz, die Energiewende und für die 
Digitalisierung von Wirtschaft, Bildung 
und Verwaltung vor. Allein 6,6 Milliarden 
Euro fließen in die Weiterentwicklung 
klimafreundlicher Mobilität, weitere 3,3 
Milliarden Euro in innovative Energie-
systeme, insbesondere in Wasserstoff, 
und 2,6 Milliarden Euro in klimafreund-
liches Sanieren und Bauen. Mit diesen In-
vestitionen werden auch die Maßnahmen 
flankiert, die der Landtag im Klimaschutz-
plan für Baden-Württemberg verankert 
hat. Es handelt sich um eine gewaltige 
Summe, die in den nächsten Jahren zu-
sätzlich für Zukunfts- und Klimapolitik 
investiert werden. Ein massiver Schub 
Richtung Nachhaltigkeit, Widerstands-
fähigkeit und Aufbau unserer Wirtschaft 
nach der Coronapandemie.

Das Deutsche Institut für Wirtschafts-
forschung geht in einer aktuellen Stu-
die davon aus, dass das Bruttoinlands-
produkt (BIP) durch den Aufbau- und 
Resilienzplan langfristig um 2 % und die 
Beschäftigung um rund 0,5 % höher aus-
fallen wird als ohne ihn. 

Fit for 55: Wieder viel Bürokratie und 
das unnötige Verbrenner-Verbot
Die EU-Kommission setzt mit diesem 
Hilfsfonds auf die Kräfte des Markts. 

Leider ist dies nicht immer so. In ihrem 
„Fit for 55“ wimmelt es an völlig über-
flüssigen Markteingriffen und Reglemen-
tierungen. Beispiel: die an ökologische 
Kriterien geknüpfte Kreditvergabe. Auf 
den ersten Blick erscheint eine solche 
Vorgabe vielleicht für manchen sinnvoll, 
aber in der Praxis werden dabei immer 
umfassende Nachweise für Bestehendes 
und Geplantes gefordert. Dass dies 
die Antragstellung verkompliziert, ver-
längert und verbürokratisiert, wird leicht 
übersehen. Solche Fesseln schließen ins-
besondere viele Mittelständler bei der 
Antragstellung de facto aus.

Ein zweites Beispiel ist das verbindliche 
Verbot des Verbrennungsmotors 2035 
bei Neuzulassungen. Ich bin überzeugt 
davon, dass wir dieses Verbot gar nicht 
brauchen. Die Automobilhersteller und 
die Verbraucher werden das um einiges 
schneller schaffen. Daimler hat jüngst 
angekündigt, dass ab 2030 alle neuen 
Fahrzeuge vollelektrisch sein werden. 
Die Elektromobilität kommt „in die Flä-
che“ – und zwar nicht durch Verbote, 
sondern durch ein qualitativ besseres An-
gebot. Nicht der Markt ist derzeit größ-
ter Hemmschuh für die Elektromobilität, 
sondern die Ladeinfrastruktur. 

Für uns in Deutschland stellt sich die Frage, 
ob wir in 15 oder 20 Jahren noch eine 
Industrienation sein werden. Können wir in 
15 Jahren noch so viel erwirtschaften, um 
alle notwendigen und wünschenswerten 
Maßnahmen zu bezahlen? Genau aus die-
sem Grund ist es so wichtig, eine Politik mit 
der Wirtschaft zu machen, statt eine Politik 
gegen die Wirtschaft. Woher sonst soll das 
Geld für Klimaschutz, Gesundheitspolitik 
und Infrastruktur kommen, wenn nicht aus 
der Wirtschaft?

Die Politik sollte mehr Vertrauen in die 
Wirkung der Sozialen Marktwirtschaft 
haben. Und in der öffentlichen Debatte 
sollte man aufhören, Klima und Wirt-
schaft gegeneinander auszuspielen. 
Klimaschutz braucht eine starke Wirt-
schaft, und unsere Wirtschaft braucht 
eine kluge Klimapolitik. Beide Ziele ge-
hören zusammen.

Tobias Vogt MdL,

tobias.vogt@cdu.landtag-bw.de, 

www.tobias-vogt.de

Tobias Vogt MdL, stv. Landesvorsitzender der  
MIT Baden-Württemberg

STAHLBAU
INDUSTRIEBAU
GEWERBEBAU

> Ihr Partner für individuelle  Lösungen 
im Industrie- und  Gewerbebau.

IDEEN 
IN STAHL

 Friedrich Bühler GmbH & Co. KG
info@buehler-stahlbau.de
www.buehler-stahlbau.de
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Sarah Schweizer MdL

Nachhaltig, innovativ und wirtschaftlich 
erfolgreich: Baden-Württemberg zeigt,  
dass alles zusammen geht!

„Ökonomie und Ökologie vereinen“ – so einfach diese Worte 
über die Lippen kommen, so schwierig und vielgestaltig ist die 
Umsetzung in der Praxis. Wie es gehen kann, hat die CDU im 
Koalitionsvertrag in Baden-Württemberg gezeigt: Mit einem 
klugen Mix aus Weiterentwicklung des ordnungspolitischen 
Rahmens, Förderprogrammen für innovative Technologien 
und der Stärkung von wettbewerblichen Lösungen. Kern 
der Energiepolitik bleibt weiterhin das Zieldreieck aus Ver-
sorgungssicherheit, Umweltverträglichkeit und Bezahlbarkeit 
der Energieversorgung.
Für die erneuerbaren Energien bedeutet das, dass vor allem 
auf Fotovoltaik und Windenergie als mittlerweile günstigste 
erneuerbaren Energien gesetzt wird. Gerade die Solarenergie 
hat dabei noch sehr große Ausbaupotenziale und lässt sich oft 
ohne Beeinträchtigung von Mensch und Natur gut in Stadt 
und Land integrieren. Darauf soll daher in den nächsten Jah-
ren ein Ausbauschwerpunkt liegen – auf großen Gewerbeein-
heiten, auf privaten Dächern und auf Parkplätzen. Zur Nach-
rüstung im Bestand soll es insbesondere für die Parkplätze 
kluge Förderprogramme geben. Daneben haben sich aber auch 
hier in den letzten Jahren innovative Konzepte entwickelt. So 
kann beispielsweise durch die Agri-Fotovoltaik die Sonnen-
stromerzeugung mit einer landwirtschaftlichen Nutzung der 
Flächen Hand in Hand gehen. Aktuelle Studien zeigen, dass 
damit sogar positive Effekte für den Obst- oder Gemüsean-
bau verbunden sein können, wenn die FV-Module bspw. vor 
zu starker Sonneneinstrahlung oder Hagel schützen. Diese 
Technologie kommt damit nicht nur dem Klima, sondern auch 
der Landwirtschaft zugute. Hier wurden durch den Bund auch 

Sarah Schweizer MdL, Beisitzerin im MIT-Landesvorstand

Mein Haus. Meine Welt.  

Mit meinem Architekten geplant.
Mit WeberHaus gebaut.

Form und Funktion, Idee und 
Umsetzung, Wohnen und 
Leben zu einer ästhetischen 
Einheit verschmelzen. Das 
ist unsere Vorstellung von 
frei geplanten Architekten-
häusern. Und Ihre? 
weberhaus.de
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jüngst Änderungen am Erneuerbaren-Energien-Gesetz (EEG) 
vorgenommen, um eine Berücksichtigung dieser Anlagen bei 
Ausschreibungen zu erleichtern. Im Koalitionsvertrag ist die 
Agri-Fotovoltaik daher fest verankert und soll in den nächsten 
Jahren stärker im Land vorangetrieben werden.
Künftig muss jedoch unser Ziel sein, dass sich die erneuerbaren 
Energien selbst am Markt refinanzieren und nicht auf ewig am 
Tropf der EEG-Förderung hängen. Nur zur Erinnerung: Bei der 
Einführung der 20-jährigen Förderung der erneuerbaren Ener-
gien rund um das Jahr 2000 war diese als Anschubfinanzierung 
gedacht, bis zu dem Zeitpunkt, dass sich die erneuerbaren 
selbst rechnen. Traurige Realität ist jedoch, dass ein Großteil 
der Anlagen nach Auslaufen der Förderdauer zurückgebaut 
werden wird und es nach wie vor kaum Neuanlagen gibt, die 
völlig ohne gesetzliche Förderung auskommen. Einer unserer 
energiepolitischen Schwerpunkte der nächsten Jahre muss es 
daher sein, Power Purchase Agreements (PPA) – also Direkt-
stromlieferverträge zwischen Energieerzeugern und größeren 
Abnehmern – zu etablieren. Über langfristige Lieferverträge 
haben Projektierer die notwendige Sicherheit, und Großkunden 
können den Anteil erneuerbarer Energien in ihrem Strommix 
erhöhen und so ihre eigenen Klimaziele schneller erreichen.
PPAs sind damit nicht nur im Sinne des Klimaschutzes, sondern 
zeigen auch, dass dieser marktwirtschaftlich funktioniert. Das 
Interesse von Unternehmen an einer regenerativen Energiever-
sorgung sollten wir daher nicht durch starre Vorgaben, Regulie-
rungen und Einschränkungen bremsen, sondern dem Markt eine 
stärkere Rolle zuweisen. Deshalb haben wir im Koalitionsvertrag 
auch vorgesehen, dass Plattformen etabliert werden sollen, die 
Investoren von Erneuerbaren-Energien-Projekten mit Grund-
eigentümern und Unternehmen zusammenbringen, um Projek-
te marktwirtschaftlich voranzutreiben.  Das zahlt auch auf die 
Bezahlbarkeit der Energieversorgung ein, denn eine verringerte 
EEG-Förderung führt auch zu einer geringeren EEG-Umlage, die 
vor allem von den vielen Unternehmen in Deutschland getragen 
wird. Die derzeitigen Energiepreise in Deutschland gehören zu 
den höchsten in ganz Europa und der Welt. Die Schmerzgrenze 
ist hier ohne Zweifel erreicht.  
Ein weiterer wichtiger Baustein ist, dass wir einen Schwer-
punkt auf Wasserstoff setzen und Baden-Württemberg als 
Leitregion in ganz Europa etablieren. Dafür müssen wir unse-
re Universitäten, Hochschulen, Forschungseinrichtungen, 
aber auch die Entwicklung innovativer Wege zur Erzeugung 
von Wasserstoff in unseren Unternehmen im Land unter-
stützen und vor allem für die Wirtschaft die notwendigen 
Rahmenbedingungen und Anreize schaffen, um aktiv zu wer-
den. Deshalb haben wir in dieser Legislaturperiode bereits 
beschlossen, dass wir in den kommenden fünf Jahren einen 
dreistelligen Millionenbetrag bereitstellen, um bedeutsame, 
erfolgversprechende und innovative Wasserstoffprojekte 
zu fördern. Eine weitere wichtige Maßnahme, nachdem das 
Land bereits die Roadmap Wasserstoff Baden-Württemberg 
geschaffen und die Plattform H2BW eingerichtet hat. Im 
Koalitionsvertrag haben wir darüber hinaus ganz konkret ver-
einbart, die für eine Wasserstoffwirtschaft notwendige Infra-
struktur zu schaffen sowie die bereits vorhandene Gasinfra-
struktur wasserstoffverträglich zu machen.

Daneben brauchen wir weitere innovative Lösungen bei zen-
tralen Zukunftstechnologien. Die CDU-Landtagsfraktion hat 
sich deshalb bereits im letzten Jahr erfolgreich für die Ein-
richtung der Klimaschutzstiftung im Land eingesetzt. Die Stif-
tung fördert mit der Verzinsung ihres Grundkapitals die For-
schung und Entwicklung sowie Bildungsprojekte im Bereich 
Klimaschutz. Damit trägt die Klimaschutzstiftung dazu bei, 
unsere heute bereits bedeutende Umwelttechnik- und Klima-
schutzbranche in Baden-Württemberg weiter nach vorne zu 
bringen und durch den Export innovativer Technologien auch 
den weltweiten Klimaschutz zu verbessern. Darüber hinaus 
bietet sie insbesondere für kleine und mittelständische Unter-
nehmen die Möglichkeit, über Kompensationen bei der Stif-
tung in Verbindung mit innerbetrieblichen CO2-Einsparmaß-
nahmen klimaneutral zu werden.
Bei all den Bemühungen um nachhaltige Energiepolitik ist 
jedoch ganz entscheidend, dass diese unter dem Vorbehalt 
der Versorgungssicherheit steht. Unsere energieintensiven 
Industrien und die großen Stromverbraucher in Baden-Würt-
temberg sind darauf angewiesen, dass jederzeit ausreichend 
Energie verfügbar ist. Deshalb haben wir im Koalitionsvertrag 
vereinbart, dass das Energiewende-Monitoring fortgeführt, 
die relevanten Akteure weiterhin eingebunden und auch die 
Bedarfe nach 2025 in den Blick genommen werden. Das gilt 
vor allem auch für die benötigte Infrastruktur, d. h. Strom- und 
Gasnetze, aber künftig auch Wasserstoffnetze. Hier brauchen 
wir eine valide Datengrundlage dazu, welche Bedarfe von Sei-
ten der Bevölkerung und der Industrie in den nächsten Jahren 
und Jahrzehnten bestehen, um darauf basierend die richtigen 
Weichenstellungen vornehmen zu können. Denn vor allem die 
neuen Verbraucher wie Wärmepumpen, Elektromobilität oder 
Elektrolyseure werden – trotz einer Steigerung der Energie-
effizienz – zu einem erhöhten Strombedarf führen.
Wenn es uns gelingt, das Zieldreieck der Energiewende trotz 
des Gezerres an allen Ecken in Form zu halten, können die 
nächsten Jahre für unsere Unternehmen große Potenziale für 
Innovationen und Zukunftstechnologien bringen.

Sarah Schweizer MdL,

sarah.schweizer@cdu.landtag-bw.de, 

www.sarahschweizer.de
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Durch Europa zu neuen virtuellen Welten

Selbst in der Coronakrise hat der Europa-Park 
spektakuläre Neuerungen herausgebracht 
und wird als Kurzreiseziel immer attraktiver

Zu Lande, in der Luft und auch zu Wasser 
– der Europa-Park ist mittlerweile in fast 
allen Elementen erlebbar. Anlagen wie in 
einem Naturpark, über 100 Attraktionen 
und Shows, darunter spektakulär durch die 
Luft wirbelnde Achterbahnen, Deutsch-
lands größtes zusammenhängendes Hotel 
Resort und seit 2019 die in ihrer Aus-
gestaltung einmalige Wasserwelt Rulan-
tica als zweiter Standort: 46 Jahre nach 
seiner Gründung hat sich der Europa-Park 
als Kurzreiseziel etabliert, in dem Besucher 
über mehrere Tage bleiben. So gut wie 
kein Wunsch nach Spaß, Ausgleich und Er-
holung bleibt in Rust unerfüllt. 

Mittlerweile können die Besucher sogar 
in fremde Welten eintauchen. YULLBE 
heißt eine neue bahnbrechende Virtual-
Reality-Attraktion. Die Teilnehmer tra-
gen Tracking-Sensoren an Füßen, Hän-
den und einem Helm. Das versetzt sie 
in eine perfekte VR-Illusion. Sie werden 
zu Avataren wie in einem Science-Fic-
tion-Film, in dem sie selbst mitspielen. 
Rund 1,5 Jahre Entwicklungszeit liegen 
hinter der Weltneuheit, die auf einer 
Idee von Michael Mack beruht. Der äl-
teste Sohn von Europa-Park-Gründer 
Roland Mack führt das Unternehmen 
mit immer neuen Initiativen in eine 

digitale Zukunft. YULLBE ist nur ein 
Meilenstein von vielen. So tauchen 
die Besucher mit dem neuen „Snorri 
Snorkling VR“ in der Wasserwelt Ru-
lantica erstmals auch in eine VR-Er-
fahrung unter Wasser ab. Über solche 
virtuellen Spektakel hinaus kreiert der 
Europa-Park Animations- und Image-
filme, Online-Serien, PC-Spiele, Mobile 
Games und Apps. „Wer zur Weltspitze 
gehören will, kommt an der Digitalisie-
rung nicht vorbei“, sagt Michael Mack, 
der vom Fachmagazin „Die Deutsche 
Wirtschaft“ zum „Innovator des Jahres 
2020“ gewählt wurde.

Der Europa-Park ist mit seinen über 100 Attraktionen, 18 Themenbereichen, sechs Erlebnishotels und der zugehörigen Wasserwelt Rulantica nicht nur ein Be-
suchermagnet, sondern auch ein bedeutendes Unternehmen für die regionale Wirtschaft.
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„Svalgurok – die nordische 
Outdoor-Rutschenwelt“
Außer mit YULLBE ist es dem Europa-
Park gelungen, trotz der Coronakrise 
noch eine weitere aufsehenerregende 
Neuerung zu realisieren: „Svalgurok – 
die nordische Outdoor-Rutschenwelt“ 
zählt zu den größten Outdoor-Rutschen-
welten in Europa. „Kaum zu glauben, dass 
an dieser Stelle vor wenigen Monaten 
nur Maisfelder waren“, blickte Roland 
Mack bei der Eröffnung der Rulantica-
Erweiterung nicht ohne Stolz zurück. 
Damals lagen harte Monate hinter der 
Familie Mack und ihren Mitarbeitern. 
Zweimal mussten der Europa-Park und 
die Wasserwelt wegen Corona schließen, 
eine wahre Achterbahnfahrt der Gefühle. 
Dennoch wurde „Svalgurok“ gebaut. „Die 
Rutschenwelt konnten wir nicht stoppen, 
zu vieles war schon angeschoben“, er-
klärt Mack. Während der Bauphase von 
elf Monaten verteilten Bauarbeiter rund 
5.500 Kubikmeter Beton – etwa für das 
2.500 Quadratmeter große Becken. Und 
sie verarbeiteten insgesamt 2.400 Ton-
nen Stahl, annährend die Hälfte davon 
für den Rutschenturm, der sich wie eine 
Abenteuerinsel aus der Landschaft reckt. 
Zehn Rutschen schlängeln sich um den 
Turm herum und aus ihm heraus. 

Es gibt große und kleine, sich windende 
und welche mit Überraschungseffekten. 
Die Besucher dürfen ihren Wasserspaß 
auch aktiv gestalten. Dafür finden sie 
mehr als 100 zum Teil interaktive Spiel-
möglichkeiten vor, mit denen sie sich zum 
Beispiel gegenseitig nass spritzen kön-
nen. Für die Kleinsten ist mit dem „Snorri 
Strand“ ein eigener Außenbereich mit 
Strand, Mini-Wasserrutschen und alters-
gerechten Wasserspielen entstanden. 
Darüber schützt ein Sonnensegel.

Mitarbeiter hatten Tränen in den 
Augen
In dieser Saison hat der Europa-Park 
seine Pforten als Modellprojekt geöffnet 
– mit Hygieneregeln und unter wissen-
schaftlicher Begleitung des Universitäts-
klinikums Freiburg. Dies funktioniert laut 
Roland Mack sehr gut: „Die Gäste halten 
sich an die Regeln.“ Besucher und Mit-
arbeiter seien einfach nur glücklich, wie-
der im Park sein zu können. „Mitarbeiter 
hatten Tränen in den Augen, als wir wie-

der öffneten“, ist der Park-Chef gerührt.
„Gehe einmal im Jahr irgendwohin, wo 
Du noch nie warst“ – in Zeiten von Coro-
na ist es wohl nirgends so unkompliziert 
wie im Europa-Park, diesem Rat des Dalai 
Lama zu folgen. Ob England, Portugal 
oder die Niederlande: An nur einem Tag 
können die Besucher immerhin 15 euro-
päische Länder beziehungsweise Regio-
nen entdecken. In wenigen Schritten ge-
langt man beispielsweise von Spanien in 
die Schweiz und von Griechenland nach 
Frankreich. Die europäischen Themen-
bereiche locken mit landestypischer 
Architektur, Vegetation und gastro-
nomischen Angeboten, so dass die Gäste 
mit vielen authentischen Einblicken ihre 

Heimreise aus dem Europa im Tages-
format antreten können. So sind in der 
Europa-Park-Schweiz Walserhäuser mit 
typischen Holz- und Steinkonstruktionen 
nachgebaut. Als Vorlage diente das Wal-
liser Bergdorf Grimentz. England wartet 
sogar mit einem wahren Monument der 
Literaturgeschichte auf – dem „Globe 
Theater“, einem Original-Nachbau des 
Shakespeare-Theaters aus elisabethani-
schen Zeiten. In die Fassade des franzö-
sischen Themenbereichs ist eine kleinere 
Ausgabe des berühmten Varieté-Thea-
ters „Moulin Rouge“ integriert.
Das Wochenmagazin „Stern“ begleitete 
einmal Roland Mack. In Spanien fiel 
ihm auf, dass bei einer gerade laufen-

Svalgurok, die nordische Outdoor-Rutschenwelt, bietet Spaß für Jung und Alt.
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den Renovierung ein viel zu kaltes Gelb 
verwendet wurde und Weinfässer sowie 
Krüge als Dekoration fehlten. Die Maler 
und Dekorateure mussten nochmal Hand 
anlegen. „Der Europa-Park funktioniert 
nur, wenn jedes Detail stimmt“, verriet 
Mack. „Das muss sich hier genauso an-
fühlen wie in Marbella!“ Dieser Anspruch 
durchzieht alle Themenbereiche und 
macht Europa tatsächlich in Rust erleb-
bar. Die Wasserwelt Rulantica verlängert 
die Reise sogar in die Phantasie. Sie ist 
ganz nach der gleichnamigen nordischen 
Saga ausgestaltet, die unter anderem in 
Kinder- und Jugendromanen erzählt wird. 
Am Ende eines erlebnisreichen Tages 
heißt es dann traumhaft übernachten 
in Deutschlands größtem zusammen-
hängenden Hotel Resort. Die sechs park-
eigenen Erlebnishotels und das Camp 
Resort laden dazu ein, den Alltag abzu-
streifen und die Seele in entspannter At-
mosphäre baumeln zu lassen.

Genießer-Reise in die Zukunft
Nach dem Corona-Stillstand drückt die Fa-
milie Mack längst wieder auf die Tube. Mit 
„Eatrenalin“ entsteht gerade neben Rulan-
tica ein Restaurant der Zukunft. Das hoch-

moderne Kulinarik-Konzept sieht vor, dass 
Gäste auf unsichtbar gesteuerten Stühlen 
in verschiedene Kulissen befördert wer-
den, in denen ihnen auf die Umgebung an-
gepasste Speisen serviert werden. Dabei 
kommt zudem eine personalisierte künst-
liche Intelligenz zum Einsatz, die als Lotse 
auf der Genießer-Reise wirkt. Ein innovati-
ves Fahrsystem von Mack Rides, virtuelle 
Medien von MackNeXT und Mack Anima-
tion sowie die gastronomische Kompe-
tenz rund um Zwei-Sterne-Koch Peter 
Hagen-Wiest. „Das gibt es in dieser Form 
weltweit nirgendwo“, freut sich Thomas 
Mack. Auch eine neue Achterbahn, gebaut 
vom zur Familie gehörenden Achterbahn-
Bauer MackRides aus Waldkirch, ist bereits 
fest für die kommenden Jahre eingeplant. 
Für künftige Erweiterungen ist ebenfalls 
schon die aufwendige Unterkellerung der 
neuen Rutschenwelt „Svalgurok“, wo ein 
regelrechtes „Kraftwerk der Technik“ die 
Wasserqualität sichert, mit ausgiebigen 
Lagerkapazitäten ausgestattet. Es wer-
den also in absehbarer Zeit noch weitere 
Argumente auch für einen mehrtätigen 
Trip nach Rust hinzukommen. Michael 
Mack geht jedenfalls davon aus, dass die 
Nachfrage an Übernachtungen weiterhin 
auf einem hohen Niveau liegen wird. „Der 
Europa-Park hat auf dem deutschen Markt 
der Kurzreiseziele längst eine starke Posi-
tion eingenommen.“

Lukas Scheub, 

presse@europapark.de, 

www.europapark.de,

www.rulantica.de

Das 4-Sterne-Superior-Erlebnishotel „Krønasår“ ist nur eines der vielen Übernachtungsmöglichkeiten des 
Europa-Parks.

YULLBE versetzt die Besucher in eine aufregende Virtual-Reality-Illusion.
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Betriebsstatistik 1. Halbjahr 2021

Gründer lassen sich nicht abschrecken

Das Südwest-Handwerk wächst weiter: Ende Juni 2021 waren 
exakt 138.869 Betriebe bei den baden-württembergischen 
Handwerkskammern eingetragen. Trotz Lockdown und den co-
ronabedingten Einschränkungen hat sich die Zahl der Betriebe 
im Vergleich zum Jahresbeginn um 1.232 (+0,9 %) erhöht. Auf-
fällig waren Zuwächse bei einigen Bauberufen sowie die Aus-
wirkungen der wiedereingeführten Meisterpflicht im letzten 
Jahr. Negative Corona-Folgen zeigten sich dagegen wenige.

„Die Zahlen zeigen: Das Handwerk ist bisher gut durch die Krise 
gekommen; Betriebsschließungen gab es insgesamt sogar weni-
ger als in den Vorjahren. Besonders freut uns die hohe Zahl an 
neuen Betrieben in einigen Bau- und Ausbauberufen. Dagegen 
lassen sich Krisenfolgen vor allem am schwachen Wachstum 
der Kosmetikstudios ablesen. Wichtig ist daher, dass auch bei 
steigenden Infektionszahlen ein neuer Lockdown vermieden 
wird. Die Politik ist gefordert, verlässliche und umsetzbare Pan-
demiepläne vorzulegen“, so Landeshandwerkspräsident Rainer 
Reichhold.

Besonders hohe Zuwächse gab es bei Elektrotechnik-, Zimme-
rer- und Stuckateur-Betrieben. Bei den Elektrotechnikern wur-
den 339 Betriebe neu eingetragen, mehr als 2020 (266) und 
auch mehr als 2019 (268). Damit stieg der Betriebsbestand auf 
8.536 Betriebe.

Corona-Folgen zeigten sich vor allem am gedämpften Wachs-
tum der Kosmetikstudios: Zwar stieg die Zahl der Kosmetiker 
um 45 auf 9.466. Dennoch war dies der geringste Zuwachs in 
einem ersten Halbjahr seit 2013. Die Zahl der Abgänge nahm 
recht deutlich von 476 auf 556 zu. Durch die langen Schließun-
gen waren Gründungen nicht attraktiv, mancher Betrieb schloss 
auch für immer.

Die Auswirkungen der Anfang 2020 wiedereingeführten 
Meisterpflicht für mehrere Gewerke, beispielsweise die Fliesen-
leger, zeigten sich deutlich: In den ersten sechs Monaten wur-
den nur 322 solcher Betriebe eingetragen. In den letzten zehn 
Jahren gab es im Vergleichszeitraum noch jeweils über 1.000 

neue Betriebe. Ein Beispiel: Im ersten Halbjahr wurden nur 118 
Fliesen-, Platten- und Mosaikleger eingetragen, ein Jahr zuvor 
waren es noch 712. Als Gegenreaktion wichen einige Gründer 
auf das handwerksähnliche Gewerbe - Bodenleger, Einbau ge-
normter Baufertigteile und Kabelverleger – aus. Hier stieg die 
Zahl der Betriebe um 419 auf 9.313.

Insgesamt waren im zulassungspflichtigen Handwerk zur 
Jahresmitte 94.057 Betriebe eingetragen, 84 weniger als zu 
Jahresbeginn. Im zulassungsfreien Handwerk (Anlage B1 der 
Handwerksordnung) gab es 20.404 Betriebe (+ 883) und im 
handwerksähnlichen Gewerbe 24.397 Betriebe (+434).

Stefan Schütze,

schuetze@handwerk-bw.de,

www.handwerk-bw.de

Erfrischend innovativ  
für Kühler, Kälte, Klima

Salzmann Kühler GmbH
Tel.: 07731 8684-0

www.salzmann-kuehler.de
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Betriebsbestand im baden-württembergischen Handwerk 

zulassungspflichtiges Handwerk 2020 in die Meisterpflicht zurückgeführte Berufe zulassungsfreies Handwerk handwerksähnliches Gewerbe Gesamt
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Interview mit Ernst-Martin Schaible,  
Gründer und geschäftsführender Gesellschafter DER KREIS

Qualitätsbewusste Kunden 
kaufen beim Küchenspezialisten 

DER KREIS wurde vor mehr als 40 Jahren 
von Ihnen gegründet. Welche Idee stand da-
mals dahinter, und wie hat sich der Verbund 
bis zum heutigen Tage daraus entwickelt?

Als ich 1979 mein Unternehmen grün-
dete, war die Situation von Küchen-
fachgeschäften am deutschen Markt 
sehr schwierig. Die kleinen und mittel-
ständischen Familienbetriebe wurden 
von den Küchenherstellern nicht ernst 
genommen und hatten im Vergleich zu 
den großen Möbelhäusern bei Einkaufs-
konditionen viel schlechtere Karten. Mit 
meiner Idee, die Küchenspezialisten zu 
einer Einkaufsgemeinschaft zusammen-
zuschließen, habe ich ihre Marktposition 
verbessert und gestärkt. In 42 Jah-
ren ist daraus eine Gemeinschaft von 
über 3.400 Mitgliedern entstanden, zu 
denen inzwischen auch Bad-, Klima- und 
Heizungsspezialisten, Schreiner, Tisch-
ler sowie Fensterbau-, Ladenbau- und 
Innenausbauspezialisten gehören. Die 
Unternehmensgruppe 

DER KREIS ist aktuell in 9 Ländern mit 
eigenen Ländergesellschaften erfolg-
reich vertreten. Dieses Jahr haben wir 
eine weitere Gesellschaft in Italien ge-
gründet und werden in Zukunft unsere 

nationalen wie internationalen Aktivi-
täten weiter ausbauen. 

Bei einer solch großen Gemeinschaft 
über Ländergrenzen hinweg, welchen be-
sonderen Herausforderungen stellt sich 
der Systemverbund, um auch auf inter-
nationaler Ebene gemeinsame Ziele er-
reichen zu können?

Sicherlich hat die Coronapandemie dazu 
geführt, dass sich die Kunden noch stär-
ker im Internet über Produkte und An-
gebote informieren. Ziel jedes Unter-
nehmens ist es, diese Kunden im Netz 
abzuholen und auf die eigene Homepage 
zu führen. Mit unserer Endkundenplatt-
form www.kuechenspezialisten.de sind 
wir sehr erfolgreich. Für uns zählt Quali-
tät vor Quantität, das heißt, wir prüfen 
in einem aufwendigen Verfahren die ge-
nerierten Online-Anfragen. Diesen Pro-
zess der Leadgenerierung optimieren wir 
laufend und stellen so sicher, dass wir an 
unsere Mitglieder nur die Online-Kunden 
vermitteln, die ein Kaufinteresse haben. 
So führen wir den Kaufinteressenten aus 
dem Netz ins Küchenstudio und schaffen 
Verbindungen zwischen digitaler und 
realer Welt. Durch unsere internationale 
Ausrichtung als Full-Service-Verbund 

profitieren alle Mitglieder von den Er-
fahrungen aus den Ländergesellschaften 
– so ergeben sich viele positive Synergie-
effekte, die allen zugutekommen. 

Die Themen „Zuhause“ und „Wohnen“ 
haben durch die Coronapandemie einen 
neuen Stellenwert erhalten. Wie hat sich 
dies auf Ihren Verbund ausgewirkt?

Natürlich hatten wir am Anfang der Pande-
mie große Sorge, wie wir und unsere Part-
ner durch die Krise kommen werden. Doch 
wir als Verbund sind stabil durch die Co-
ronakrise gekommen und unsere Küchen-, 
Bad- und Innenausbauspezialisten haben 
sogar an Bedeutung dazugewonnen, da 
viele Verbraucher in eine neue Küche, ein 
neues Bad oder in ihren Wohnbereich in-
vestiert haben. Die wirtschaftliche Lage 
der Küchenspezialisten wie auch der Bad-, 
Klima- und Heizungsspezialisten unseres 
Verbunds hat sich trotz Lockdown positiv 
entwickelt. Aufgrund der hohen Qualität, 
der guten Planung und hervorragenden 
Montage ist der Trend der Verbraucher 
zum Kauf beim Küchenspezialisten hoch 
und steigt weiter. Als DER KREIS System-
verbund konnten wir 2020 unseren 
Außenumsatz um knapp 12 % gegen-
über 2019 steigern, und die Zahl unserer 
Mitgliedshäuser erhöhte sich sowohl in 
Deutschland wie auch in den Ländern. Da-
rüber sind wir sehr froh und erleichtert. 

Infolge der Pandemie gibt es aktuell nicht 
nur weniger Ausbildungsbewerber/-innen, 
sondern auch weniger Ausbildungsstellen. 

Ernst-Martin Schaible, Gründer und geschäftsfüh-
render Gesellschafter DER KREIS und MIT-Mitglied

HIGH-END PRÄZISION AUS SCHRAMBERG
Die PIT Präzisionstechnik und Handels GmbH ist als Drehteilehersteller ein leistungsstarkes, mittelständisches 
Unternehmen mit zwei Werken, das auf die Bau-, Medizin-, eBike- und Automobilindustrie spezialisiert ist.

PIT - Production in Time I Zerspantechnik und Handels GmbH
Dr. – Konstantin – Hank - Str. 16 I 78713 Schramberg - Sulgen 
Telefon 07422 23614 I Telefax 07422 23514 | info@productionintime.com         www.productionintime.com

+30 
Jahre Erfahrung

4000m2
Produktionsfläche

+40
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Wie gehen Sie innerhalb Ihres Netzwerks 
damit um?

Als Unternehmer ist mir das Thema 
Ausbildung und Qualifikation schon 
immer ein großes und wichtiges An-
liegen. Unsere Mitglieder, die Indus-
trie und der Handel brauchen gut 
ausgebildete Handwerker. Der Küchen-
spezialist benötigt einen kreativen All-
rounder, der viele Gewerke in einem 
vereint – wie Raumplanung, Design, 
Innenarchitektur, Lüftung, Elektro und 
Montage. Das zeichnet einen guten 
Küchenspezialisten aus. Ich setze mich 
seit Jahren dafür ein, den Wert und 
das Image einer handwerklichen Aus-
bildung zu stärken. Dass 2020 für be-
stimmte Gewerke die Meisterpflicht 
wieder eingeführt wurde, begrüße 
ich sehr. Es war ein Kardinalfehler von 
Rot-Grün, diese 2004 abzuschaffen, 
denn dadurch wurde qualifizierten 
Fachkräften der Nachweis ihrer Quali-
fikation einfach genommen. Auch 
habe ich mich für die Anerkennung 
des Berufsbilds „Küchenspezialist“ en-
gagiert und erreicht, dass man sich an 
der Möbelfachschule Köln hierzu aus-
bilden lassen kann. Als Verbund haben 
wir auch seit vielen Jahren eine eigene 
Akademie, in der wir Nachwuchskräfte 
für die Leitung eines Küchenstudios 

ausbilden und qualifizieren. Dieses 
IHK-zertifizierte Seminar gilt als Kader-
schmiede der Küchenbranche. 

DER KREIS hat seinen Sitz in Leonberg. 
Wie bewerten Sie diesen Standort? Wie 
beurteilen Sie darüber hinaus den Wirt-
schaftsstandort Baden-Württemberg?

Das Gewerbegebiet von Leonberg halte 
ich durch seine Anbindung an die A8 
für einen strategischen Standort für 
mittelständische Unternehmen, und ich 
befürworte es sehr, dass unser Ober-
bürgermeister Martin Cohn bestrebt ist, 
kontinuierlich die Infrastruktur der Stadt 
und das Stadtbild zu modernisieren und 
zu verbessern. Was wir in Leonberg drin-
gend brauchen, ist ein modernes Tagungs-
hotel mit Kongresszentrum. Auch im Land 
muss die Infrastruktur im Hinblick auf 
die Elektromobilität konsequent flächen-
deckend ausgebaut werden. Wir brauchen 
einen massiven Ausbau der Ladestationen 
für E-Autos. Die Tendenz, den Automobil-
verkehr weiter zugunsten von Radfahrern 
zurückzudrängen, verdrängt die Tatsache, 
dass die Automobilindustrie und ihre 
mittelständischen Zulieferer der wichtigs-
te Motor unserer Wirtschaft sind.  

2021 ist ein Superwahljahr für Baden-
Württemberg mit der Landtagswahl 

im März und der Bundestagswahl im 
September. Was wünschen Sie sich von 
der Politik auf Landes- und auch auf 
Bundesebene?

Ich wünsche mir, dass dem Unter-
nehmertum, besonders unseren mittel-
ständischen Handwerksbetrieben gegen-
über, mehr Wertschätzung und Empathie 
entgegengebracht wird, sowohl in der 
Öffentlichkeit wie auch in der Politik und 
sich nicht mehr alles auf die Großunter-
nehmen konzentriert. Steuererhöhungen 
und Bürokratisierung führen immer wei-
ter zur Ausblutung der mittelständischen 
Betriebe, die in einer Volkswirtschaft 
immer der Motor für gute Arbeitsplätze 
und gute Ausbildung sind. Die Hand-
werksbetriebe sollten von der Politik ge-
stärkt und vor allem entlastet werden, 
damit sich auch mehr junge, talentierte 
Menschen für diese hochqualifizierten 
Berufe interessieren und sich trauen, 
sich selbstständig zu machen. Die Quali-
fikation eines Meisterbriefs ist dem eines 
akademischen Abschlusses mindestens 
ebenbürtig - diese Tatsache muss in der 
Gesellschaft, in Familien und Schulen 
viel deutlicher vermittelt und verstanden 
werden. 

wifo@mit-lvbw.de

DER KREIS fördert die Qualifikation und den Austausch zwischen den Mitgliedern. Im JuniorenKREIS treffen sich regelmäßig Jungunternehmer und Nachwuchs-
kräfte, für die auch Betriebsbesichtigungen wie hier zur Firma Leicht organisiert werden.
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Die Generation Bewertung  
erreicht den Arbeitsmarkt

Bewerber/-innen suchen in Bewertungs-
portalen wie kununu nach Arbeit-
gebern, die genau zu ihnen und ihren 
Wertevorstellungen passen.

Der Arbeitsmarkt hat die aktuelle Krise 
erstaunlich gut überstanden. Gemäß 
einer Studie des Gallup-Institutes aus 
dem März diesen Jahres zieht derzeit je-
de/r dritte Beschäftigte einen Jobwechsel 
in Betracht, so viele wie nie zuvor. Auch 
Arbeitgeber stellen wieder verstärkt ein 
und intensivieren ihre Recruiting-Ak-
tivitäten – aus gutem Grund: Arbeits-
marktexpert/-innen rechnen mit einem 
sich verschärfenden Fachkräftemangel 
in den nächsten Jahren. Alleine im Süd-
westen des Landes werden demnach bis 
2035 etwa 863.000 Fachkräfte fehlen, so 
eine Hochrechnung der IHK in Stuttgart. 
Unternehmen, die sich also jetzt für die 
Zukunft rüsten wollen, sind gefragt, ihre 
Arbeitgebermarke langfristig zu stärken 
und sich in einem verschärften Wett-
bewerb abzuheben. Denn eines scheint 
klar: Der Konkurrenzkampf um die pas-
senden Talente wird schon bald über 
unternehmerischen Erfolg oder Miss-
erfolg entscheiden.

Bewerber/-innen suchen Cultural Fit, 
bekommen aber austauschbare Phrasen
Wer sich vor diesem Hintergrund die 
gegenwärtige Bewerberkommunikation 
deutscher Arbeitgeber genauer anschaut, 
findet viel Gleichförmigkeit, die sich in 
austauschbaren Selbstbeschreibungen 
äußert. Die Hierarchien sind flach, 
die Arbeitszeiten flexibel und die Ent-
wicklungsmöglichkeiten so international 
wie aussichtsreich. 
Während kein Unternehmen ein Produkt 
ohne Differenzierungsanspruch auf den 
Markt werfen würde, zucken viele Akteu-
re im Personalmarketing nur resignierend 
mit den Schultern, wenn es darum geht, 
sich von anderen abzugrenzen. Statt-
dessen sollen gefragte Bewerber/-innen 
mit Karrierewebseiten und Stellenanzeigen 
begeistert werden, auf denen Arbeitgeber 
von leidenschaftlichem Arbeiten, leistungs-
orientierter Kultur und offenen Teams 
schwärmen. Authentizität Fehlanzeige! 

Wechselwillige Arbeitnehmer/-innen su-
chen aber genau diese Authentizität, wenn 
sie sich nach einem neuen Arbeitgeber 
umschauen. Sie wünschen sich den best-
möglichen „Cultural Fit“. Die Gründe dafür 

liegen auf der Hand. Viele Menschen ver-
bringen mehr Zeit in ihrem Job als mit 
ihrer Familie. Die richtige Arbeitgeberent-
scheidung gilt als eine der wichtigsten im 
Leben. Zudem ist die Wahl des passenden 
Arbeitgebers ein sehr kritischer Erfolgs-
faktor. Denn wirklich gut in ihrem Job sind 
oft nur diejenigen, die in einem Umfeld 
arbeiten, mit dem sie sich voll identifizieren 
und so ihre volle Leistungsfähigkeit ent-
falten können. Anders gesagt: Eine vielver-
sprechende Karriere beginnt nicht zuletzt 
mit dem perfekten Cultural Fit. 

Mehr als 5 Millionen Einträge machen 
kununu zum Ort der Entscheidung
In der Bewerbungsphase ist es daher 
erst einmal wichtig für Kandidat/-innen, 

Chesran Glidden, Head of B2B bei kununu
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potenziell infrage kommende Unter-
nehmen bestmöglich kennenzulernen. 
„Und genau das ist derzeit kaum mög-
lich, weil eine erhebliche Diskrepanz 
zwischen dem werblichem Selbstbild der 
Unternehmen und dem tatsächlichen 
erlebten Arbeitsleben existiert,“ erklärt 
Sascha Theisen, Inhaber der Unter-
nehmensberatung Employer Telling, die 
sich auf Arbeitgeberattraktivität spe-
zialisiert hat. „Um einen authentischen 
Blick auf Arbeitgeber werfen zu können, 
greifen die allermeisten Kandidaten auf 
Arbeitgeber-Bewertungsportale zurück. 
Hier finden sie Bewertungen realer Mit-
arbeiter und können die Aussagen, die 
sie auf Karriereseiten oder in Stellen-
anzeigen gelesen haben, auf Herz und 
Nieren prüfen.“

Die Zahlen geben dieser Einschätzung 
Recht. Auf kununu wurden im deutsch-
sprachigen Raum bis heute fast 4 Mil-
lionen Bewertungen abgegeben. Aktu-
elle oder ehemalige Mitarbeiter/-innen 
sowie Bewerber/-innen bewerten hier 
die Erfahrungen mit ihren jeweiligen 
Arbeitgebern, hinterlassen Sternebe-
wertungen sowie unterschiedlich lange 
Erfahrungsberichte in verschiedenen 
Kategorien wie Arbeitsumgebung, 
Gehalt, Unternehmenskultur oder 
Vielfalt. Aus allen hinterlassenen Be-
wertungen wird ein Gesamt-Score er-
rechnet. In Baden-Württemberg zum 
Beispiel wurden mehr als 290.000 Be-
wertungen mit einem Durchschnitts-
score von 3,60 abgegeben. Das ist 
leicht überdurchschnittlich, denn der 
Mittelwert für alle bewerteten Unter-
nehmen im deutschsprachigen Raum 
liegt bei 3,58. 

Nahezu jeder zweite Kandidat macht 
seine Bewerbung von Bewertungen 
abhängig
Die Bewertungen haben großen Einfluss 
auf Bewerber/-innen. 47 % von ihnen 
haben sich in ihrem Berufsleben bereits 
online mittels Bewertungen über Arbeit-
geber informiert – Tendenz steigend. 44 % 
geben an, dass die Einträge dort ihre Ent-
scheidung für oder gegen einen Jobwechsel 
beeinflussen. Das HR-Software-Unter-
nehmen Softgarden hat herausgefunden, 
dass Stellenanzeigen, die einen Hinweis auf 
Arbeitgeberbewertungen beinhalten, 80 % 
häufiger angeklickt werden als solche, die 
darauf verzichten. 
Interessant dabei: Unternehmen, die eher 
mittelmäßig bewertet sind, werden als be-
sonders verlässlich eingeschätzt. 

Arbeitgeber sollten reagieren und Kritik-
fähigkeit beweisen
Für Arbeitgeber bedeutet diese neue Reali-
tät auf dem Arbeitsmarkt, dass sie sich mit 
Bewertungen auseinandersetzen müssen, 
denn Portale wie kununu gelten immer 
mehr als wichtige, weil authentische Hei-
mat der Arbeitgebermarke. Die klassischen 
Werbeaussagen der Arbeitgeber werden 
überprüfbar. Dazu Dr. Katharina Pernkopf 
von der Wirtschaftsuniversität Wien, wo 
die Wechselwirkung von Bewertungen und 
den werblichen Aussagen auf Karriereweb-
seiten analysiert wurde: „Als Unternehmen 
kann man noch so viel in die eigene Karriere-
webseite investieren. Es ist dann verhagelt, 
wenn die Arbeitgeberbewertungen nicht 
so ausfallen.“ Arbeitnehmer filtern Be-
wertungen dabei sehr gut und schaffen sich 
ein ausgewogenes Bild von einem Arbeit-
geber. Denn sie wollen sowohl positive als 
auch negative Gesichtspunkte miteinander 

abwägen, um herauszufinden, ob der Cultu-
ral Fit für sie gegeben ist.

Was also können Unternehmen tun, um 
eine positive Wahrnehmung in der Be-
wertungsgesellschaft zu erreichen? Die 
Antwort: Sie sollten sie annehmen und dort 
aktiv in den Dialog treten. Das bedeutet 
beispielsweise, ein Unternehmensprofil zu 
schalten, dass sich von den eingangs ge-
nannten üblichen Floskeln trennt und Mut 
zu Stärken und Schwächen aufbringt. Dar-
über hinaus lesen kununu-Nutzer/-innen 
sehr intensiv Antworten auf Bewertungen 
und ziehen Rückschlüsse daraus, wie ein 
Unternehmen mit Lob oder Kritik um-
geht. Hintergrund: Arbeitgeber haben die 
Möglichkeit, einmalig zu Bewertungen Stel-
lung zu beziehen. Gemäß Zahlen aus der 
genannten Softgarden-Studie finden 82 % 
der Bewerber/-innen diese Vorgehens-
weise gut. Weitere 68 % wünschen sich, 
dass Arbeitgeber ein authentisches Unter-
nehmensportrait schalten und immerhin 
noch 55 % finden es gut, wenn Mitarbeiter 
neutral zu Feedback aufgefordert werden. 
Bewertungen im eigenen Unternehmen zu 
fördern, ist absolut legitim. Allerdings ist es 
entscheidend, dass dies neutral geschieht. 
Denn die Aktivierung von rein positiven 
Bewertungen wird von den Nutzern sofort 
als solche erkannt und entsprechend ab-
gestraft. Es gewinnen nicht die Arbeitgeber 
an Profil, die mit einem Score von 5,0 be-
wertet werden. Kein Arbeitgeber ist per-
fekt. Es ist die authentische Darstellung, die 
wie ein Filter und wie ein Magnet zu glei-
chen Teilen wirkt.

Chesran Glidden, 

chesran.glidden@kununu.com, 

www.kununu.com
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Steueroptimierte Altersver-
sorgung für Gesellschafter-
Geschäftsführer

Möchten Sie im Alter Ihren Lebens-
standard halten, sollten Gesellschafter-
Geschäftsführer bereits frühzeitig vor-
sorgen. Häufig bestehen nur geringe 
Rentenansprüche. Nur selten reicht die 
gesetzliche Rente, um eine Lücke zum 
bisherigen Gehalt zu vermeiden. Eine 
sinnvolle Option ist die betriebliche 
Altersvorsorge (bAV) – doch nicht jeder 
Gesellschafter-Geschäftsführer kann von 
der Anlageform profitieren.

Betriebliche Altersvorsorge für 
Gesellschafter-Geschäftsführer?
Für Gesellschafter-Geschäftsführer ist 
die betriebliche Altersvorsorge eine gute 
Chance. Sie können so nämlich losgelöst 
von der gesetzlichen Rentenversicherung 
für das Alter vorsorgen. Hinzu kommt 
der Vorteil, dass diese Form der Vorsorge 
steuerliche Vorteile für die Kapitalgesell-
schaft (GmbH, AG) und den Geschäfts-
führer gegenüber einer privaten Alters-
vorsorge bietet. 
Doch längst nicht jeder Gesellschafter-
Geschäftsführer kann eine betrieb-
liche Altersvorsorge abschließen. 
Voraussetzung hierfür ist, dass er mit 
sich selbst einen Vertrag abschließen 
kann. Ist dies aufgrund der gewählten 
Rechtsform nicht möglich, ist auch 
die betriebliche Altersvorsorge nicht 
umsetzbar. 
Problemlos möglich ist die betriebliche 
Altersvorsorge meist bei juristischen 
Personen wie GmbHs, Aktiengesell-
schaften und Kommanditgesellschaften 
auf Aktien. Eine genauere Prüfung ist 
allerdings bei einer beherrschenden 
Stellung des Gesellschafter-Geschäfts-
führers notwendig. Nicht umsetzbar ist 
die betriebliche Altersvorsorge bei Ge-
schäftsführern von Einzelunternehmen, 
Gesellschaften des bürgerlichen Rechts, 
offenen Handelsgesellschaften und 
Kommanditgesellschaften. Bei der GmbH 
& Co. KG ist die bAV in eng gesteckten 
Grenzen möglich.

Sinnvolle Durchführungswege der bAV
Damit die betriebliche Altersvorsorge 
für Gesellschafter-Geschäftsführer 
interessant ist, sollte sie flexible 
Einzahlungen ohne zu frühe steuer-
liche Deckelung erlauben, eine trans-
parente Kostenstruktur aufweisen, 
bilanz- und steueroptimiert sein und 
attraktive Konditionen bieten. Direkt-
versicherungen und rückgedeckte 
Unterstützungskassen fallen deshalb 
meist durchs Raster; Versicherungs-
verträge sind überwiegend mit hohen 
Kosten verbunden, wenig transparent 
und unflexibel.
Für Gesellschafter-Geschäftsführer bie-
tet sich etwa eine Versorgungszusage an, 
die auf einem mit Indexfonds und ETFs 
gefüllten Fondsdepot beruht. Sie ermög-
licht individuelle Einzahlungen in fast 
beliebiger Höhe sowie Sonderzahlungen 
wie z. B. Tantiemen. Die Geldanlage im 
Unternehmen ist steuerlich attraktiv, 
außerdem punktet die Versorgungs-
zusage mit transparenten Kosten und at-
traktiven Renditechancen.
Die richtige Umsetzung für die betrieb-
liche Altersvorsorge sollten Unter-
nehmer immer in Zusammenarbeit 
mit einem erfahrenen Rentenberater 
auswählen, um Auswirkungen auf die 
persönliche Gestaltung frühzeitig ab-
schätzen zu können. Spezialisierte 
Rentenberater sind aufgrund ihrer be-
sonderen Sachkunde zur unabhängigen 
Rechtsberatung im Bereich betrieb-
lichen Altersversorgung zugelassen. 
Versicherungsmakler und Vermittler 
dürfen keine Rechtsberatung er-
bringen und können diese Art der Um-
setzung nicht leisten. Hinzu kommen 
Interessenskonflikte, die aus der rein 
erfolgsabhängigen Vergütung in Form 
von Provisionen oder sonstige Zu-
wendungen von Versicherungsgesell-
schaften resultieren. Ein Fondsdepot 
mit Indexfonds und ETFs bietet da-
gegen keine Provisionen. 

Unabhängige Beratung: Voraus-
setzung für die durchdachte 
Altersvorsorge
Für die Umsetzung sollte ein interdis-
ziplinäres Team vorhanden sein, das 
aus Rentenberater, Anlageberater und 
Wirtschaftsmathematikern besteht. 
Die enge Zusammenarbeit mit dem 
Steuerberater des Klienten ist eine 
wichtige Grundlage der idealen Alters-
vorsorge. Die Experten prüfen die 
Voraussetzungen für die Anerkennung 
der betrieblichen Altersvorsorge für 
Gesellschafter-Geschäftsführer, unter-
stützen sie dabei die bAV-Verträge auf-
zusetzen sowie eine geeignete Depot-
stelle auszuwählen und betreuen ihre 
Kunden langfristig bei ihrer Anlage-
strategie und Altersvorsorge.

Fazit:
Die Altersvorsorge für Gesellschafter-
Geschäftsführer ist eine sehr attrakti-
ve Vorsorgemöglichkeit und erfordert 
daher eine professionelle Umsetzung. 
Eine Umsetzung sollte am besten 
über einen auf betriebliche Altersvor-
sorge spezialisierten Rentenberater 
erfolgen, da es sich in Teilen um eine 
Rechtsberatung handelt. 

Lothar Eller,

info@ellerconsulting.de,

www.ellerconsulting.de

Lothar Eller, Geschäftsführer der Eller Consulting 
GmbH und MIT-Mitglied
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Multitasking und mehr 
Effizienz durch Digitalisierung 
und Homeoffice

Kundenmanagement, Büroarbeit, Be-
ratungen, Vertrieb, Unterricht, Vor-
stellungsgespräche und Coachings wer-
den zu Zeiten von Corona und immer 
wieder Auftreten von neuen Virus-
varianten und damit verbundenen Un-
sicherheiten, Homeschooling, mangeln-
der Kinderbetreuung und Ausfällen von 
öffentlichen Verkehrsmitteln sicher und 
bequem, erfolgreich digital durchgeführt.

Wie gehen die Chefs und die Arbeit-
nehmer mit diesem Thema um? Die tag-
tägliche Erfahrung zeigt, dass das, was 
seit vielen Jahren in anderen Ländern 
als Standard gilt und erfolgreich um-
gesetzt wird, jetzt auch in Deutschland 
angekommen ist. Die Corona-Situation 
sorgt dafür, dass zu unserem täglichen 
Leben mittlerweile Videokonferenzen 
über Teams, Zoom, GoToMeeting und 
viele andere Anbieter dazugehören. 
Sicheres und bequemes Arbeiten von 
zu Hause oder unterwegs aus. Parallel 
sind die Kinder in Zeiten von Home-
schooling und immer noch mangeln-
den Kinderbetreuungsangeboten zu 
Hause durch die Eltern unter Aufsicht 
und betreut. Also kein zusätzlicher 
Arbeitsausfall wegen fehlender Kinder-
betreuung. Diese Möglichkeit sollte im 
Zuge der Digitalisierung und Innova-
tion unbedingt beibehalten und wei-
ter ausgebaut werden. Somit sparen 
Arbeitnehmer und Arbeitgeber wert-
volle Zeit sowie immer teurer werdende 
Reise- bzw. Fahrtkosten.
 
Homeoffice ermöglicht in vielen Be-
reichen mehr zeitliche Flexibilität, das 
Gestalten und Planen einer eigenen 
und individuellen Arbeitsstruktur. Dies 
kann sich konstruktiver und produkti-
ver auf den Arbeitsprozess auswirken. 
Früherer Start der Arbeitszeit oder nach 
„Feierabend“, wenn die Kinder versorgt 
sind, noch einen Arbeitsauftrag zu Ende 
bringen.

Der Arbeitnehmer kann hier für sich, aber 
auch für das Unternehmen mehr kreati-
ve Freiräume schaffen. Dies sorgt für 
mehr Inspiration, Motivation und Ver-
antwortung in der Arbeit, welche sowohl 
dem Arbeitgeber als auch dem Arbeit-
nehmer zu Gute kommen.
Vertrauen, Loyalität, Corporate Identity 
sind hier der Schlüssel zum Erfolg.
Mit dieser zusätzlichen Flexibilität kön-
nen Arbeitnehmer die vielleicht wäh-
rend der Arbeitszeit anfallenden kurzen 
Breaks für Beaufsichtigung, Zubereitung 
von Mittagessen oder Hausaufgabenbe-
treuung wieder einholen.
Zusätzlich erspart Homeoffice sehr viel 
Zeit und somit Geld für Arbeitnehmer 
und Arbeitgeber gleichermaßen wie 
z. B. durch die Fahrt mit öffentlichen 
Verkehrsmitteln zur Arbeit, sich durch 
die täglichen Staus im Früh- oder Feier-
abendverkehr zu quälen und zu spät zur 
Arbeit zu kommen oder zu spät sein Kind 
von der Betreuung abholen zu können.
Zusammengefasst bringt Homeoffice in 
vielen Bereichen mehr Effizienz, Effektivi-
tät, Kreativität und die seit vielen Jahren 
diskutierte Innovation mit sich.

Zu berücksichtigen ist aber der fehlende 
zwischenmenschliche und persönliche 
Kontakt und Austausch sowie der weg-
fallende gewohnte Alltags- und Arbeits-
rhythmus. Eine Frage, die sich auch stellt, 
ist, ob diese Flexibilität auch zwischen 
der Betreuung der Kinder und Home-
schooling in einzelnen Fällen erwünscht 
und realisierbar ist? Hier müssen auch die 
zusätzlichen psychischen Belastungen 
der Betroffenen berücksichtigt werden.
In diesem Punkt müssen die Gesellschaft, 
die Unternehmen und die Politik auf-
einander zugehen und kreative Freiräume 
schaffen im Interesse aller Beteiligten.

Marko König,

marko@markokoenig.de,

www.koenigs-academy.de

Marko König, Geschäftsführer der Königs Acade-
my, Fachexperte und zertifizierter Coach, Keynote 
Speaker sowie Initiator des Round Table für 
Digitalisierung und Automatisierung an der Hoch-
schule für Technik und Wirtschaft in Karlsruhe
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Interview mit  
Dr. Markus Pieper MdEP

Herr Pieper, der Mittelstand ist die treibende Kraft der deutschen 
und europäischen Wirtschaft. Wie tragen Sie und Ihre Kollegen der 
bedeutenden Rolle des Mittelstands im Europäischen Parlament 
Rechnung?

Bereits vor einigen Jahren haben wir, ca. 18 Abgeordnete der 
CDU/CSU-Gruppe im Europäischen Parlament, den Parlaments-
kreis Mittelstand (PKM Europe) gegründet. Mit dieser Organisa-
tion ist es uns möglich, der großen Bedeutung als auch der Viel-
seitigkeit des Mittelstands Rechnung zu tragen. Dafür schauen 
wir uns die Initiativen und Gesetzesvorschläge genau an, stellen 
rechtzeitig Änderungsanträge und greifen durch Stellungnahmen 
ein. Damit gehen wir konkret auf die Interessen, Sorgen und Nöte 
des Mittelstands ein und verschaffen ihm Gehör. Wir haben die Er-
fahrung gemacht, dass ein frühzeitiges Einwirken auf zukünftige 
Gesetze im Nachhinein viel Ärger für die mittelständischen Be-
triebe in ganz Deutschland verhindert.

In der Tat scheint auf europäischer Ebene derzeit viel in Bewegung. 
Man liest viel vom „Grünen Deal“, einem „Europa für das Digitale 

Dr. Markus Pieper MdEP, Sprecher des Parlamentskreises Mittelstand (PKM) der CDU/CSU-Gruppe im Europäischen Parlament 
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Zeitalter“ oder einer „Wirtschaft im Dienste der Menschen“. Was 
bedeutet das für den Mittelstand?

Hinter den teils schwammigen Begriffen der Europäischen Kom-
mission verbergen sich sehr konkrete Initiativen und Gesetzes-
vorhaben mit hoher Mittelstandsrelevanz. Mit Vorhaben wie 
dem „Grünen Deal“ wird die grüne Transformation zur Klima-
neutralität 2050 beschritten und hinter einem „Europa für das 
Digitale Zeitalter“ verbergen sich konkrete Maßnahmen zur 
Eindämmung der Marktmacht von Google, Amazon, Facebook 
& Co. Mit einer „Wirtschaft im Dienste der Menschen“ möchte 
die Kommission zum Beispiel erreichen, dass Unternehmen ent-
lang ihrer globalen Lieferketten Menschenrechte und Sorgfalts-
pflichten besser einhalten. 

Da kommen wir also zum Kern: Gerade die konkrete Umsetzung 
der Klimaziele, aber auch die drohenden bürokratischen Mehr-
belastungen bewegen den Mittelstand. 55 % weniger Treibhausgas-
emissionen bis 2030 gegenüber 1990, Klimaneutralität bis 2050 
oder die verpflichtende Überwachung globaler Lieferketten sind 

dicke Bretter die es zu Bohren gilt, oder nicht?
In der Tat. Deshalb entscheidet unser Einsatz für den Mittel-
stand bei den konkreten genannten Vorhaben über den Erfolg 
der kommenden Jahre, ja Jahrzehnte. Dabei darf es nicht dazu 
kommen, dass Vorgaben und Verbote aus Brüssel den Mittel-
stand in seiner marktwirtschaftlichen Innovationskraft ein-
schränken oder Transformationspfade vorweggenommen wer-
den. Ebenso wenig dürfen originär staatliche Aufgaben, wie 
die Kontrolle zur Einhaltung der Menschenrechte, auf mittel-
ständische Unternehmen übertragen werden, die schon heute 
unter den zunehmenden Bürokratielasten ächzen. 

Wie wollen Sie die Kommissionideen verändern, oder ist es dafür 
schon zu spät? 

Überhaupt nicht. Wir im Europäischen Parlament sind das Kor-
rektiv für die Arbeit der Europäischen Kommission. Und die 
wichtigen Vorhaben, sei es die Überarbeitung des Emissions-
handelssystems oder die Änderung der Erneuerbare-Energien- 
respektive Energieeffizienz-Richtlinie zur Erreichung der Klima-
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ziele 2030 stehen nach der Sommerpause erst noch an. Ganz 
zu schweigen vom europäischen Lieferkettengesetz, dass wohl 
erst gegen Ende des Jahres vorgestellt werden wird. 

Das sind beruhigende wie auch motivierende Aussichten. Was wol-
len Sie im Zuge der genannten Gesetzesvorhaben, aber auch darü-
ber hinaus, für den Mittelstand erreichen? 

Mit unserer Arbeit werden wir die Vorschläge der Kommission 
realitätsnaher, realisierbarer und mittelstandsfreundlicher 
machen. Konkret bedeutet das, einen wettbewerbstauglichen 
Nährboden für die kommenden Jahre zu schaffen anstatt den 
Unternehmen diesen zu entziehen. Dies gelingt beispielsweise 
durch eine für alle Mitgliedstaaten verbindlich anzuwendende 
Kleinemittentenregelung oder praktikable Schwellenwerte bei 
Eigenerzeugungsanlagen, wenn wir an das Klimapaket den-
ken. Auch einen verhältnismäßigen Ansatz beim Lieferketten-
gesetz, der den Mittelstand nicht Übergebühr belastet oder 
gar zusätzliche Aufwände beschert, ist unser Ziel. Auch muss 
Schluss damit sein, dass die Kommission immer neue Ideen und 
Vorhaben propagiert, ohne dabei die Mittel geschweige denn 
Zuständigkeit zu haben oder gar die Folgen richtig abschätzt. 
Im Schwäbischen heißt es richtig: „no ned hudla“. Auch das 
würde der Kommission ab und an gut zu Gesicht stehen. Des-
halb brauchen wir neben einer verpflichtenden One-In-One-
Out-Regel, wie für die Klimaziele, verbindliche Reduktionsziele 
für administrative Aufwände und einen Beauftragten für kleine 
und mittelständische Unternehmen (KMU) in der Europäischen 
Kommission. So kann sichergestellt werden, dass neue Vor-
haben auch wirklich mittelstandsdienlich sind und diesen nicht 
zusätzlich behindern.

Gerade mit Ihren letzten Sätzen sprechen Sie wohl vielen Mittel-
ständler aus der Seele. Was raten Sie dem Mittelstand?

Sich einzubringen. Auch wenn Brüssel ab und an weit weg er-
scheint, sind die Themen auch und insbesondere für den deut-
schen Mittelstand zukunftsentscheidend. Gerade laufen noch 

viele Konsultationsprozesse bis Mitte September, bei denen die 
Stimme des Mittelstands - aus der Praxis - gefragt ist. Auch sind 
wir im Parlament für jede Eingabe und Einschätzung dankbar, die 
wir direkt aus dem Mittelstand oder den jeweiligen Verbänden 
bekommen. Nur gemeinsam können wir so zur Planungs- und 
Investitionssicherheit für die kommenden Jahre beitragen.

Stichwort September: dann wird in Deutschland gewählt. Wie 
sehen Sie aus europäischer Sicht die CDU/CSU für die Bundestags-
wahl aufgestellt? Auch und insbesondere vor dem Hintergrund der 
anstehenden europäischen Gesetzgebung. 

Mit Armin Laschet haben wir einen erfahrenen Spitzen-
kandidaten, der Europa integrativ mitdenkt und Führungs-
verantwortung beweist. Als ehemaliges Mitglied des Euro-
päischen Parlaments kennt er die Prozesse auf europäischer 
Ebene ebenso gut wie die Abläufe auf nationaler Ebene, die er 
als Ministerpräsident des bevölkerungsreichsten Bundeslands 
Deutschlands aktiv mitgestaltet. Beide Attribute werden ihm 
helfen, Deutschland als auch Europa voranzubringen, sollte 
die CDU/CSU den Wählerauftrag erhalten. Dabei ist die CDU/
CSU die Europapartei mit Augenmaß. In keinem anderen Wahl-
programm kommt Europa häufiger vor. Dennoch setzen wir auf 
Subsidiarität, Ordnung, Stabilität als auch Eigenständigkeit, 
wo es angebracht ist. Den Erziehungsauftrag, den sich die Grü-
nen vom Souverän mit geschürten Zukunftsängsten und ihrer 
grünen Klimaideologie erkämpfen wollen, lehnen wir ab. Die 
grüne Transformation gelingt nicht von heute auf morgen, ge-
rade und insbesondere nicht, wenn wir Transformationspfade 
einschränken oder gar ganzen Wirtschaftszeigen und Über-
gangstechnologien die Existenzberechtigung absprechen. Des-
halb bietet die CDU/CSU im Bundestagswahlkampf mit ihrem 
Wahlprogramm meiner Ansicht nach ein ausgeglichenes wie 
attraktiven Angebot, welches die Transformation hin zur Klima-
neutralität skizziert und dabei dem Mittelstand, seinen Sorgen 
und Nöten, auf Augenhöhe begegnet. 

wifo@mit-lvbw.de

Europa

Weinmann Aach AG 
I  Am Eichwald 6  I  72280 Dornstetten 
I  info@weinmann-aach.de
I  www.weinmann-aach.de
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Inserentenverzeichnis
 

Unternehmen in alphabetischer Reihenfolge

AUDAX-Keck GmbH	
	 www.audax.de

Lothar Bix GmbH
	 www.bix-lackierungen.de

Friedrich Bühler GmbH & Co. KG
	 www.buehler-stahlbau.de

Kunststoff Christel GmbH & Co. KG
	 www.kunststoff-christel.de

Dittes Oberflächentechnik GmbH
	 www.dittes.net

ETT Tank Transporte GmbH
	 www.ett-mannheim.de

EVO Informationssysteme GmbH
	 www.evo-solutions.com

Artur Farr GmbH + Co. KG 
	 www.farr-feinmechanik.de

Martin Fink GmbH & Co. KG
	 www.fink-plexiglas.de

fischer Edelstahlrohre GmbH
	 www.fischer-group.com

Gaplatec GmbH
	 www.gaplatec.de

Häcker Fliesen und Naturstein GmbH
	 www.haecker-stein.de

Hellmer & Triantafyllou 
Computer-Systeme GmbH
	 www.htcomp.de

Stefan Hertweck GmbH & Co. KG
	 www.hertweck-praezisionswerkzeuge.de

Ätztechnik Herz GmbH & Co. KG
	 www.aetztechnik-herz.de

IHB - Industrie- und Hydraulikbedarf GmbH
	 www.ihb-illingen.com

Kammerer Gewindetechnik GmbH
	 www.kammerer-gewinde.de

Kärcher Tresorbau GmbH + Co. KG
	 www.kaercher-tresorbau.de

Karcoma-Armaturen GmbH
	 www.karcoma.de

SIEBFABRIK Arthur Maurer GmbH & Co. KG
	 www.siebfabrik.de

MÖRK GmbH & Co. KG
	 www.moerk.de

MRS Electronic GmbH & Co. KG
	 www.mrs-electronic.de

PIT Production in Time Zerspantechnik u. 
Handels GmbH

	 www.productionsintime.com

Probst - Speditions GmbH
	 www.spedition-probst.de

Rathberger GmbH
	 www.rathberger-blech.de

Rettich Stahlbau GmbH
	 www.rettich-stahlbau.de

R.I.E.MPP Industrieservice Elektrotechnik 
GmbH

	 www.riempp.de

Salzmann Kühler GmbH
	 www.salzmann-kuehler.de

SchwörerHaus KG
	 www.schwoererhaus.de

Sixt GmbH Werkzeugbau u. Stanzerei
	 www.sixt-gmbh.de

STAR Deutschland GmbH
	 www.star-deutschland.net

SÜDPACK Verpackungen GmbH + Co. KG
	 www.suedpack.com

Tachocontrol Data GmbH
	 www.tachocontrol.de

VOMED Volzer Medizintechnik GmbH & 
Co. KG

	 www.vomed.de

Weber Haus GmbH & Co. KG
	 www.weberhaus.de

Weinmann Aach AG
	 www.weinmann-aach.de

Wiesbauer GmbH & Co. KG 
	 www.wiesbauer.de

Gebr. Zimmermann GmbH
	 www.felswerk.de

Hier geht es zur 
www.mit-bw.de

Inserentenverzeichnis / Marktplatz

Termin- und Direktverkehre 
von und nach Bayern.

www.spedition-probst.de
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MIT Alb-Donau/Ulm  

www.mit-alb-donau-ulm.de

MIT Baden-Baden/Rastatt  

www.mittelstand-bad-ra.de

MIT Biberach  

www.mit-bc.de

MIT Böblingen  

www.mit-boeblingen.de

MIT Bodenseekreis  

www.mit-bodenseekreis.de

MIT Breisgau-Hochschwarzwald 

	 www.mit-breisgau-hochschwarzwald.de

MIT Calw/Freudenstadt  

www.mit-cw-fds.de

MIT Emmendingen  

www.mit-emmendingen.de

MIT Esslingen  

www.mit-esslingen.de

MIT Freiburg 

www.mit-freiburg.de

MIT Göppingen  

www.mit-gp.de

MIT Heidelberg  

www.mit-heidelberg.de

MIT Heidenheim 

MIT Heilbronn

	 www.mit-heilbronn.de

MIT Hohenlohe  

www.mit-hohenlohe.de

MIT Karlsruhe  

www.mit-karlsruhe.de

MIT Karlsruhe Land  

www.mit-karlsruhe-land.de

MIT Konstanz 

www.mit-konstanz.de

MIT Lörrach

MIT Ludwigsburg  

www.mit-ludwigsburg.de

MIT Main-Tauber-Kreis 

	 www.mit-main-tauber.de

MIT Mannheim  

www.mit-mannheim.de

MIT Neckar-Odenwald 

www.mit-neckar-odenwald.de 

MIT Ortenau  

www.mit-ortenau.de

MIT Ostalb  

www.mit-ostalb.de

MIT Pforzheim  

www.mit-pforzheim.de

MIT Ravensburg  

www.mit-ravensburg.de

MIT Rems-Murr  

www.mit-remsmurr.de

MIT Reutlingen 

www.cdu-kreis-reutlingen.de/vereinigungen

MIT Rhein-Neckar  

www.mit-rhein-neckar.de

MIT Rottweil

MIT Schwäbisch Hall 

www.mit-sha-kv.de

MIT Schwarzwald-Baar 

	 www.mitsbk.de

MIT Sigmaringen 

	 www.mit-sigmaringen.de

MIT Stuttgart  

www.mit-stuttgart.de

MIT Tübingen

MIT Tuttlingen

MIT Waldshut

MIT Zollernalb  

www.mit-zollernalb.de

MIT Nordbaden  

www.mit-nordbaden.de

MIT Nordwürttemberg  

www.mit-nordwuerttemberg.de

MIT Südbaden  

www.mit-suedbaden.de

MIT Württemberg-Hohenzollern  

www.mit-wueho.de

MIT Baden-Württemberg  

www.mit-bw.de

MIT Bund  

www.mit-bund.de
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Mitglied werden

Aufnahmeantrag

Hiermit bitte ich um die Aufnahme in die Mittelstands- und Wirtschaftsunion.
Die grau hinterlegten Felder werden von der MIT ausgefüllt.

Mitgliedsnummer LV/KV Kriterium

Name, Vorname Geburtsdatum

Beruf

Telefon Telefax

Firma Branche

E-Mail-Adresse

Eintrittsdatum

PLZ, OrtStraße, Hausnummer

Unterschrift des Neumitglieds Unterschrift des MIT-Kreisvorsitzenden

Name, Vorname des Kontoinhabers Geldinstitut

BIC IBAN

Einzugsermächtigung
Hiermit ermächtige ich die MIT, bis auf Widerruf meinen Jahresbeitrag und die einmalige Aufnahmespende
von folgendem Konto abzubuchen:

Mein Mitgliedsbeitrag beträgt jährlich         € 
(Mindestbeitrag 90 €/Jahr. Der Mitgliedsbeitrag wird als Jahresbeitrag durch 
eine Sepa-Lastschrift eingezogen.)

  

Jetzt Mitglied werden!
Unterschrift Kontoinhaber

Ich bestätige, kein Mitglied einer anderen Partei als der CDU/CSU zu sein.

Geworben von

Gläubiger-ID

Mittelstands- und Wirtschaftsunion Baden-Württemberg
Stammheimer Str. 10, 70806 Kornwestheim
Telefon: 07154 8025-140 
info@mit-bw.de 
www.mit-bw.de

Um unsere Beziehung zu Ihnen auf Sicherheit, Vertrauen und Nachhaltigkeit aufzubauen, bitten wir Sie, 
uns nachfolgendes Einverständnis zu geben:  
Ich bin mit der Erhebung, Speicherung und Nutzung der vorstehenden personenbezogenen Daten sowie der 
besonderen Arten personenbezogener Daten (§ 3 Abs. 9 BDSG, z.B. politische Meinungen) einverstanden. Die 
Daten werden von der Mittelstands- und Wirtschaftsunion Baden-Württemberg, ihren Gliederungen für die 

Übersendung von Einladungen, Newsletter, Informationsmaterial und des Mitgliedermagazins – auch per E-Mail – genutzt. Eine sonstige 
Weitergabe an Dritte findet nicht statt. Die E-Mail-Adresse kann auch für den Versand von Einladungen zu satzungsgemäßen Versammlun-
gen und Einladungen genutzt werden. Der Versand der Einladungen auf elektronischem Wege steht in diesem Fall dem Postweg gleich.  
Ihre persönlichen Daten werden nach Beendigung Ihrer Mitgliedschaft gemäß der gesetzlichen Bestimmungen gelöscht.

Selbstständig
Nicht selbstständig
CDU-Mitglied
Parteilos

MITTELSTANDS- UND
WIRTSCHAFTSUNION
BADEN-WÜRTTEMBERG



MIT im Dialog.

Schreiben Sie uns
Ihre Meinung!
z. B. zu unseren Forderungen an die
Landesregierung, zur uns belastenden
Bürokratie und zu unseren Erwartungen
an die Wirtschaftspolitik!

wifo@mit-lvbw.de

Hier geht es zur 
www.mit-bw.de

MITTELSTANDS- UND
WIRTSCHAFTSUNION 
BADEN-WÜRTTEMBERG


